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Empfehlungen im Überblick 

A. Grundlagen und rechtlicher Rahmen (Kap. 1 und 2) 

Empfehlung 1 – Konzeptuelle Grundlagen (Kap. 1) 

Damit Rassismus wirksam bekämpft werden kann, ist ein gemeinsames Verständnis über 

die zentralen Begriffe und Konzepte zwingend, namentlich insbesondere zu Rassismus 

und rassistische Diskriminierung; Mehrfachdiskriminierung und Intersektionalität; Ver

pflichtungen und Prinzipien; Formen und Handlungsebenen für antirassistische Massnah

men, ihre Umsetzung und deren Evaluation. Diese sind als Grundlagenkapitel im Mass

nahmenplan zu verankern und über ihre Bedeutung breitenwirksam und adressatenge

recht zu sensibilisieren. 

Es ist darauf zu achten, dass die Grundlagen mit übergeordneten konzeptuellen oder the

matisch breiteren Formaten (u.a. mit der Strategie des Bundesrats zur Bekämpfung von 

Rassismus und Antisemitismus bzw. dem kantonalen Massnahmenplan Diskriminierungs

schutz) kohärent sind, sie ausserdem mit gleichrangigen bzw. ähnlich gelagerten Konzep

ten (z.B. im Bereich der Gleichstellung der Geschlechter) korrespondieren und sie sich für 

die Arbeit der Gemeinden als anschlussfähig und nützlich erweisen. 

Empfehlung 2 – Rechtlicher Rahmen (Kap. 2a) 

Es braucht eine vertiefte juristische und rechtssoziologische Untersuchung zum kantona

len Recht und zu seinen Potenzialen. Dies, um besser einschätzen zu können, ob Inhalt, 

Um- und Durchsetzung den Anforderungen eines menschenrechtlich fundierten, effekti

ven und wirksamen Rechts genügen. Und um besser zu verstehen, inwieweit es aus der 

Sicht der international bewährten Praxis zum Schutz vor Diskriminierung Bedarf an An

passungen gibt. Wesentlich ist auch die Frage nach den Potenzialen der international be

währten Modelle (Spezialgesetz gegen rassistische Diskriminierung, holistisches Spezial

gesetz zur Bekämpfung von Diskriminierung) in der Bekämpfung von Rassismus? 

Während ein Teil einer solchen Untersuchung spezifisch auf den Kanton auszurichten ist, 

lassen sich rechtsvergleichenden Elemente einer Untersuchung – v.a. mit Blick auf Optio

nen zur Verbesserung des rechtlichen Rahmens – gut in Zusammenarbeit mit anderen 

Kantonen und Städten sowie dem Bund umsetzen. So können gesamtschweizerisch Sy

nergien geschaffen und Kosten gespart werden. 
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Empfehlung 3 – Aus- und Weiterbildung (Kap. 2b) 

Dem Kanton wird nahegelegt, ein Weiterbildungsprogramm für kantonale Behörden zu 

Rassismus und den rechtlichen Verpflichtungen im Umgang mit Rassismus sowie den ent

sprechenden Strategien, Methoden und Praxisinstrumenten zu entwickeln. Ziel ist es, die 

Behörden adressatengerecht über ihre Verantwortlichkeiten bei der Bekämpfung von 

Rassismus im Allgemeinen und bei der Um- und Durchsetzung des Rechts im Besonderen 

zu sensibilisieren. 

Empfehlung 4 – Zugang zum Recht (Kap. 2b) 

Der Kanton benötigt ein Bündel an Vorkehrungen, die die Wirksamkeit des rechtlichen 

Schutzes (Befolgung und Mobilisierung des Rechts) verbessern. Diese Wirksamkeit hängt 

entscheidend davon ab, wie gut der Zugang zu Beratung und den Rechtsverfahren (ver

waltungs-, straf- und zivilrechtlicher Art) gewährleistet ist. Damit verbunden ist das Ziel, 

wissensbezogene, finanzielle, psychologische, soziale und prozedurale Hürden für die Be

troffenen und die für die Durchsetzung des Rechts zuständigen Stellen herabzusetzen. 

Neben einem starken rechtlichen Rahmen (s. Empfehlung 2 zu Kap. 2a), einer guten Aus- 

und Weiterbildung der Behörden (s. Empfehlung 3) ist eine robuste und unabhängige Be

ratung besonders zentral. Sie muss mit genügend Mitteln ausgestattet werden, Reich

weite und einen hohen Bekanntheitsgrad haben und für Menschen unabhängig von Her

kunft, sozialer Stellung und Geschlecht vertrauenswürdig und leicht zugänglich sein. 

Denkbar ist, dafür eine eigene Telefonnummer einzurichten. 

Mit Blick auf die Empfehlungen 2–4 gilt es, im Lichte des kantonalen Massnahmenplans 

Diskriminierungsschutz weitere Diskriminierungskategorien einzubeziehen und die Um

setzung der Empfehlungen kategorienübergreifend zu planen. Auf diese Weise entstehen 

Potenziale für Synergien und ressourcenbelastende Doppelspurigkeiten werden vermie

den. 

B. Sensibilisierung und Prävention (Kap. 3) 

Empfehlung 5 – Sensibilisierung und Prävention 

Für eine Verbesserung der Nachhaltigkeit der kantonalen Arbeit gegen Rassismus wird 

den kantonalen Entscheidungsträgern nahegelegt, ein Sensibilisierungs- und Präventions

konzept zu entwickeln, das einen prozesshaften und kollektiven Lern- und Transformati

onsprozess unterstützt. Dies bedingt, dass der Fokus der finanziellen und fachlichen 
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Förderung künftig strategisch auf langfristigen Projekten liegt, welche umfassende und 

transdisziplinäre Ansätze verfolgen. 

Empfehlung 6 – Erinnerungskultur 

Ein mögliches Hauptelement strategischer Förderung sind erinnerungskulturelle Schwer

punktprogramme. Sie haben das Potenzial, gesamtgesellschaftliche Sensibilisierung für 

Zusammenhänge zwischen Erkenntnissen aus der Vergangenheit, Gestaltung von Gegen

wart und den Blick auf die Zukunft hervorzubringen. Gelingt es, anhand konkreter Bei

spiele historisch gewachsenen Unrechtsverhältnissen in den Mittelpunkt zu rücken und 

aufzuzeigen, wie sie weiterhin im Alltag der Verwaltung und des gesellschaftlichen Zu

sammenlebens wirken, bietet dies die Chance für mehr Verständnis, was Rassismus ist, 

und Akzeptanz gegenüber der Bekämpfung von Rassismus. 

Empfehlung 7 – Holistische Förderstrategie 

Weil Rassismus mit anderen Formen der Diskriminierung zusammenhängt und interagiert 

sowie der Kanton künftig jede Form von Diskriminierung auf umfassende Weise bekämp

fen möchte, ist es naheliegend, die kantonalen Förderstrategien flexibler auszurichten: 

Kooperationen zwischen Akteuren, die sich gegen Diskriminierung, für Vielfalt und Gleich

stellung einsetzen, müssen erleichtert werden. Dies unter anderem mit dem Ziel, die Aus

einandersetzung, die Kategorien übergreifende Herausforderungen, Interdependenzen 

und Intersektionen in den Blick nimmt und zu fördern. Zugleich muss gewährleistet sein, 

dass Projekte, die den Fokus auf die Bekämpfung von Rassismus bzw. spezifische Rassis

men haben, mit den nötigen finanziellen Mitteln unterstützt werden. 

C. Unterstützung der Zivilgesellschaft (Kap. 4) 

Empfehlung 8 – Zivilgesellschaftliche Akteure 

Aufgrund der gesellschaftlich komplexen und komplizierten Herausforderungen in der 

Bekämpfung von Diskriminierung ist es ratsam, eine Strategie zur nachhaltigen Förderung 

zivilgesellschaftlicher Organisationen und Kooperationen zu entwickeln. Der Fokus soll 

auch hier wie im Bereich Sensibilisierung und Prävention auf der Struktur-, der strategi

schen und der Programmförderung liegen sowie den Rahmen für Projekte bieten, die dis

kriminierungsdimensionsübergreifend ausgerichtet sind. Ebenso wichtig ist es, Organisati

onen, informelle Kollektive und Initiative zu unterstützen, die über weniger Aufmerksam

keit und Reichweite verfügen (Aufbauförderung).  
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D. Organisatorische Vorkehrungen (Kap. 5) 

Empfehlung 9 – Institutionen 

Die Bekämpfung von Rassismus geschieht nicht automatisch, auch wenn gute Massnah

men niedergeschrieben, die dazu verpflichten, Rechtsunterworfene in Verwaltung und in 

der breiten Bevölkerung zu sensibilisieren. Es braucht Personen und Organe, die dafür 

zuständig sind, diese Massnahmen umzusetzen und dafür sorgen, bei Mängeln und Ver

letzungen von Rechten und Pflichten die vorgesehenen Sanktionen und sonstigen Rechts

folgen durchzusetzen. Die Massnahmen sind laufend kritisch zu überprüfen und mittels 

neuer Ideen weiterzuentwickeln. Dabei sind die unterschiedlichen Grundaufgaben funkti

onell zu unterscheiden (in Umsetzung, Unterstützung der Durchsetzung sowie das Con

trolling) und daher organisatorisch voneinander zu trennen. Sie sind mit einem speziali

sierten Auftrag mit Fokus Rassismus zu mandatieren und sind mit genügend personellen 

und fachlichen Ressourcen auszustatten. Nur so kann gewährleistet werden, dass sie ihre 

Aufgaben unabhängig voneinander und auch effektiv ausüben. 

Empfehlung 10 – Organisatorische Interoperabilität 

Angesichts der erheblichen Anzahl Schnittstellen und Berührungspunkte zwischen der 

Bekämpfung von Rassismus sowie anderen Diskriminierungen wird empfohlen, die insti

tutionell-organisatorischen Vorkehrungen von Kanton und Gemeinden im Bereich der Be

kämpfung von Diskriminierung systemisch weiterzuentwickeln. 

Dabei sind mehrere Aspekte zu beachten: Erstens besteht Bedarf, die Bekämpfung von 

Rassismus konkret im Sinne der vorliegenden Empfehlungen voranzubringen; zugleich 

sollen Herausforderungen der Bekämpfung von Diskriminierung im Zusammenhang mit 

Geschlecht, Behinderung, Lebensalter, sozialer Stellung und weiterer Kategorien gemein

sam angegangen werden. 

Zweitens gibt es eine Reihe verwaltungsinterner oder -unabhängiger Institutionen, die im 

Bereich der Bekämpfung von Diskriminierungen unterschiedlichster Art zuständig sind. 

Hier stellt sich die Frage, ob bzw. inwieweit bestimmte Aufgaben ergänzt und neu justiert 

werden sollen und ob dies im Rahmen bestehender Strukturen passieren soll oder indem 

neue geschaffen werden. 

Hinzu kommt drittens die Herausforderung, staatliche Institutionen so aufzustellen, dass 

sie die Zivilgesellschaft darin bestärken, agil, kreativ und resilient zu agieren. Dafür 
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braucht es starke Institutionen, die durch eine unbürokratische Vorgehensweise Raum für 

Inspiration schaffen und Ressourcen zur Verfügung stellen. 

E. Datenerhebung und Monitoring (Kap. 6) 

Empfehlung 11 – Theoretisch fundierte und praxistaugliche Daten  

Eine gute Politik der Bekämpfung von Rassismus ist darauf angewiesen, dass Wissen

schaftler:innen und Praktiker:innen auf eine nachvollziehbare Weise erklären können, 

was die Ursachen und Auswirkungen von Rassismus sind und warum bestimmte Gegen

massnahmen besser oder weniger gut wirken. In diesem Sinne wird dem Kanton empfoh

len, ein Monitoringkonzept zu entwickeln, das entlang von unmissverständlichen Zielen 

und Massstäben den gesellschaftlichen Rassismus beobachtet, einordnet und darauf auf

bauend die Wirksamkeit von Massnahmen analysiert, um diese weiterzuentwickeln.  

Empfehlung 12 – Förderung einer wissensorientierten Anti-Rassismuskultur 

Letztlich entscheidend ist nicht ein bis in alle Details durchdachtes Erhebungstool, das die 

Gefahr birgt, einem technokratischen Empirismus zu verfallen. Vielmehr ist es wichtig, 

dass die politischen und administrativen Entscheidungsträger:innen in der gesamten Ver

waltung und auf Regierungsebene ernsthaft und motiviert daran arbeiten, eine Kultur zu 

entwickeln, die die Bekämpfung von Rassismus ernst nimmt und sich darum bemüht, die 

Herausforderungen und Umgangsweisen mit Rassismus besser zu verstehen.  

  



- 10 - 

Einleitung 

A. Auftrag und Aufbau 

Der vorliegende Bericht liefert eine fachliche Grundlage für die Beantwortung des Postu

lats 92/2023 „Kantonaler Massnahmenplan gegen Rassismus“1. Untersuchungsgegen

stand und Aufbau richten sich nach den Themen, die im Postulat aufgeworfen werden, 

namentlich: 

▪ Im ersten Teil wird die Tragweite des Postulats bestimmt. Dazu werden zentrale Be

griffe aus der Rassismus- und Antirassismusarbeit erläutert, die den Rahmen eines 

Massnahmenplans bilden (Kap. 1).  

▪ Im zweiten Teil werden Ausführungen zu den strukturellen Anforderungen an die 

rechtlichen Grundlagen für die Rassismusbekämpfung (Kap. 2a) gemacht sowie zur 

Frage der einfacheren Meldeverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden (Kap. 2b).  

▪ Der dritte Teil widmet sich den Typen und Formen der Sensibilisierung und Prävention 

(Kap. 3). 

▪ Der vierte Teil befasst sich mit der Zusammenarbeit und Unterstützung zivilgesellschaft

licher Organisationen (Kap. 4). 

▪ Im fünften Teil geht es um die institutionell-organisatorischen Vorkehrungen, die im 

Bereich der Bekämpfung von Diskriminierung von Bedeutung sind (Kap. 5).  

▪ Der sechste Teil erörtert die Grundlagen der Erhebung von Daten und für das Monito

ring zum Vorkommen von Rassismus und zur Wirksamkeit von Gegenmassnahmen 

(Kap. 6). Er bietet zugleich Orientierung für eine wirkungsorientierte Erarbeitung ei

nes Massnahmenplans. 

Jedes Kapitel endet mit Empfehlungen für die Erarbeitung eines Massnahmenplans zur 

Bekämpfung von Rassismus. Die Empfehlungen sind pauschal gehalten und richten sich 

an den Regierungsrat als Gesamtgremium.  

 
1 Abrufbar unter: https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/ge
schaeft/?id=1ec8342a11034b6282e61ad3543dae85 (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=1ec8342a11034b6282e61ad3543dae85
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=1ec8342a11034b6282e61ad3543dae85
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B. Methode und Grundlagen 

Der Fachbericht stützt sich auf eine Analyse von juristischen und rechtssoziologischen Be

richten und Studien zu Theorie und Praxis des Schutzes vor Rassismus und Diskriminie

rung.2 Diese lehnen sich an die etablierte kritische Rassismusforschung an der Schnitt

stelle Recht und Diskriminierung an.3 Von zentraler Bedeutung sind hierbei die Menschen

rechte wie insbesondere das internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 

von Rassendiskriminierung (RDK) und die Empfehlungen der Europäischen Kommission 

gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI). 

Weiter beziehe ich Good-Practice-Beispiele und persönliche Erfahrungswerte im Aufbau 

von Organisationen an der Schnittstelle von Wissenschaft und Praxis in den Fachbericht 

ein, die ich in diversen Feldern der Bekämpfung von Rassismus und der postmigranti

schen Transformation gesammelt habe.4 Diese dienen dazu, grundlegende Ausführungen 

zu illustrieren, um sie besser verständlich zu machen. Zudem sollen damit Hinweise für 

die Weiterentwicklung der kantonalen Politik zur Bekämpfung von Rassismus gegeben 

werden. 

Kap. 1) Tragweite des Postulats 

Das Postulat nimmt auf das Diskriminierungsverbot in der Bundesverfassung (Art. 8 Abs. 2 

BV) Bezug und orientiert sich damit an der entsprechenden Definition in der rechtswis

senschaftlichen Literatur und Rechtsprechung.5 In diesem Zusammenhang werden eine 

Reihe von Massnahmen zur Bekämpfung von Rassismus gefordert, namentlich der Aufbau 

einer Fachstelle gegen Rassismus, die Datenerhebung und statistische Analysen, einfa

chere Meldeverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden, stärkere Unterstützung zivilge

sellschaftlicher Organisationen, präventive Massnahmen und Sensibilisierung in verschie

denen Bereichen des gesellschaftlichen Zusammenlebens und die Verbesserung des 

 
2 Vgl. ausführlich bei LIEBSCHER, Rassismus, insb. S. 26–51; ausserdem FISH, Critical Legal Studies, in: Olson et al. 
3 Vgl. Literaturverzeichnis. Die Quellen werden in der Studie in der Regel mit knappen summarischen Hinwei
sen in Fussnoten angegeben.  
4 Mitbegründer sowie strategische und operative Co-Leitungsfunktionen: Beratungsnetz für Rassismusopfer 
(abrufbar unter: https://www.network-racism.ch/); Allianz gegen Racial Profiling (abrufbar unter: 
https://www.stop-racial-profiling.ch/); Berner Rassismusstammtisch (abrufbar unter: https://berner-rassis
musstammtisch.ch/); Institut Neue Schweiz (abrufbar unter: https://institutneueschweiz.ch/); Schweizer 
Netzwerk für Diskriminierungsforschung (abrufbar unter: https://swissdiscriminationresearch.word
press.com/); Aktion Vierviertel (abrufbar unter: https://aktionvierviertel.ch/) und die dazugehörende Demo
kratie-Initiative (https://demokratie-volksinitiative.ch/) (letzter Zugriff bei allen Homepages: 15. Januar 2026). 
5 Vgl. Kap. A.2. 

https://www.network-racism.ch/
https://www.stop-racial-profiling.ch/
https://berner-rassismusstammtisch.ch/
https://berner-rassismusstammtisch.ch/
https://institutneueschweiz.ch/
https://swissdiscriminationresearch.wordpress.com/
https://swissdiscriminationresearch.wordpress.com/
https://aktionvierviertel.ch/
https://demokratie-volksinitiative.ch/
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rechtlichen Schutzes vor Diskriminierung. Ausgehend davon werden im Folgenden die re

levanten Begriffe ausgeführt mit dem Ziel, die Tragweite des Postulats zu konkretisieren. 

A. Rassismus und Diskriminierung 

1 Rassismus6 

Die Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB) definiert7 Rassismus als „eine Ideologie 

und/oder Praxis, die Menschen aufgrund ihrer Physiognomie und/oder ihrer tatsächli

chen oder zugeschriebenen ethnischen, nationalen oder religiösen Zugehörigkeit einteilt 

und hierarchisiert. Menschen werden nicht als Individuen behandelt, sondern als Mitglie

der pseudo-natürlicher Gruppen (‚Rassen‘). Als solche werden ihnen kollektive und unver

änderbare minderwertige moralische, kulturelle oder intellektuelle Eigenschaften zuge

schrieben.“8 Weiter führt die FRB aus, dass dies „auch die nicht zwingend ideologisch fun

dierte oft unabsichtliche oder sogar unbewusste Hierarchisierung von Menschen und Be

völkerungsgruppen“ beinhalte, die „gesellschaftliche Strukturen, Institutionen und Dyna

miken prägt und zu Machtverhältnissen, Ausgrenzungen und Privilegien führt oder diese 

aufrechterhält“. Rassismus lasse „sich nicht allein auf (böswilliges) Handeln Einzelner zu

rückführen, sondern wird historisch, sozial und kulturell vermittelt und ist in den gesell

schaftlichen Strukturen verankert […] Rassismus ist folglich ein gesamtgesellschaftliches 

Problem, welches als solches angegangen werden muss.“9 

Mit diesen Ausführungen folgt die FRB im Wesentlichen dem aktuellen Stand der kriti

schen Rassismusforschung10: Rassismus entsteht durch Zuschreibungen, die Menschen in 

biologisch und kulturell abstammungsbasiert verstandene Eigen- und Fremdgruppen ein

teilen. Gestützt auf diese Einteilung werden den Gruppen unveränderliche oder schwer 

veränderbare Eigenschaften zugeschrieben, die verallgemeinert werden (Kategorisie

rung), wobei die Eigengruppe auf- und die Fremdgruppen abgewertet werden. Die so ge

bildeten Gruppen werden in soziale Rangstufen eingeteilt (Hierarchisierung). Diese 

Grundstruktur rassistischer Zuschreibungen wird in der Literatur als „Rassifizierung“ be

zeichnet.11 

 
6 LIEBSCHER, Rassismus, S. 26–51; NAGUIB, Begrifflichkeiten; PURTSCHERT et al., Un/doing Race; JAIN, Kosmopoliti
sche Pioniere); ESPAHANGIZI, Migration-Integration-Komplex; FALK et al., Schwarzenbach-Effekt; GALIZIA, Stigma
tisierende Etiketten; DEHBI et al., Antimuslimischer Rassismus). 
7 Abrufbar unter: https://www.frb.admin.ch/de/glossar (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
8 Fn. 7. 
9 Fn. 7.  
10 Vgl. ausführlich dazu LIEBSCHER, Rassismus, S. 26–51. 
11 Vgl. LIEBSCHER, LADG, S. 89. 

https://www.frb.admin.ch/de/glossar
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Die rassistische Zuschreibung kann auf eine verfestigte rassistische Ideologie zurückgehen 

oder sie wird unbewusst durch rassistische Stereotype aktiviert, die wesentlich für die 

Globalgeschichte – unter anderem der europäischen Moderne – sind.12 Die Schweiz ist 

Teil dieses transnationalen ökonomischen, politischen und kulturellen Beziehungsge

flechts rassistischer Ungleichheitsverhältnisse: Zum einen ist sie geprägt von der Vorstel

lung der „Überlegenheit einer europäischen, christlichen Kultur“ bzw. dem Mythos der 

Überlegenheit des sogenannten „zivilisierten Westens“. Sie hat auf wissenschaftlicher, 

kultureller und politischer Ebene entscheidend mitgewirkt, dass „Fremde“ – bzw. unter

schiedliche Gruppen – im Dienst der Akkumulation des nationalen Kapitals kolonisiert, 

versklavt und auf andere Weise ausgebeutet wurden und immer noch werden.13 Dies hat 

dazu geführt, dass sich im Schweizer Binnenverhältnis wie auch im gesamten globalen 

Norden spezifische Rassismen gegenüber z.B. Schwarzen Menschen, zugeschrieben musli

misch-orientalischen und weiteren auf dem afrikanischen und asiatischen Kontinent ver

wurzelten Menschen herausbildeten. 

Zum anderen zeigen sich global eingebettete rassistische Zuschreibungen in der Schweiz 

auch als Formen des antimigrantischen Rassismus gegenüber innereuropäischen Grup

pen.14 Das Streben der global eingebetteten Schweiz nach Sicherheit, Wohlstand und 

Identität wird ihnen gegenüber mittels eines Rückgriffs auf spezifische Formen von histo

risch gewachsenen, ethnisch-kulturellen und phänotypischen Normen von Fremdheits

konstruktionen abgesichert, wenn nötig auch mit Gewalt. Abhängig von den jeweils aktu

ellen Migrationsströmen zeigt sich der Rassismus in der Form der „Fremdenabwehr“ (z.B. 

gegenüber den Gastarbeiter:innen aus Italien, Spanien und Portugal in den 1960er- und 

1970er-Jahren oder gegenüber den geflüchteten Menschen aus Ex-Jugoslawien Anfang 

der 90er-Jahre, Menschen mit S-Status etc.). Dies ist keine abschliessende Aufzählung, 

sondern muss jeweils kontextspezifisch analysiert werden. 

Für die europäische und damit auch Schweizer Geschichte zentral ist sodann der über 

Jahrhunderte gewachsene antisemitische Rassismus als eine Form der kollektivistischen 

Zuschreibung und Einteilung in Gut und Böse, die „den Juden“ als das übermächtige Böse 

darstellt.15 Weitere spezifische Formen des intrakategorialen Rassismus umfassen etwa 

den antiziganistische (in Teilen antiromanischen), den antislawischen Rassismus, der sich 

in der Schweiz auch in der Form der Diskriminierung gegenüber Sinti:zze, Rom:nja 

 
12 Vgl. PURTSCHERT et al., Un/doing Race. 
13 Vgl. etwa die Übersicht bei Naguib et al., Anti-Schwarze-Rassismus, S. 10ff. 
14 Vgl. AKDOGANBULUT, S. 21–36. 
15 Vgl. KAMIS-MÜLLER; BELSER/EGBUNA-JOSS, S. 2ff.; FRB, S. 157ff. 
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manifestiert.16 Eine spezifische Form der zu Teilen rassifizierten Diskriminierung ist so

dann jene gegenüber Jenischen mit einer reisenden Lebensweise.17 

Gemeinsam ist allen Rassismen unter dem Strich: Rassismus manifestiert sich durch struk

turell tradiertes Wissen sowie individuelle und institutionalisierte Diskriminierungsprakti

ken18: Strukturell bedeutet, dass rassistische Handlungen eine Folge von rassistischen Dis

kursen und Normen sind, die historisch gewachsen sind und eine Gesellschaft sowie ihre 

Institutionen durchziehen. Demnach lässt sich Rassismus nicht auf ein individuelles Ein

stellungs- oder Verhaltensproblem oder auf die Ideologie oder Absicht einzelner Perso

nen reduzieren. Vielmehr beruht er auf kollektiven Vorstellungen und Wahrnehmungen, 

die sich in den Regeln und Routinen (verinnerlichte Praktiken, überkommene Verwal

tungsprozesse etc.) von Individuen, Gruppen und Organisationen zeigen und sich durch 

diese laufend als Diskriminierungen manifestieren.  

2  Rassistische Diskriminierung19 

Weder das Bundesgericht noch ein höheres kantonales Gericht haben sich mit dem Ras

sismusbegriff in ihrer Rechtsprechung auseinandergesetzt. Dies hängt unter anderem da

mit zusammen, dass es in der Schweiz keine gesetzliche Grundlage gibt, die sich ausdrück

lich auf den Begriff bezieht. Was es allerdings gibt, sind Gerichtsurteile, die sich mit spezi

fischen Formen des Rassismus auseinandersetzen mussten, beispielsweise im Rahmen 

von Verfahren wegen Verletzung des strafrechtlichen Verbots der Rassendiskriminierung. 

Eine eigenständige Analyse zum Phänomen des Rassismus ist dabei jedoch nicht entstan

den, auch wenn es auf der Hand lag wie z.B. im Fall Kasper gegen GRA.20 Stattdessen 

wurde entweder jeweils reflexartig auf das strafrechtliche Verbot zur Diskriminierung auf

grund von „Rasse, Ethnie oder Religion“ Bezug genommen bzw. einzelne Tatbestände wie 

z.B. „Aufruf zu Hass“ oder „gegen die Menschenwürde verstossende Herabsetzung“ be

sprochen.21 Oder es handelte sich um Sachverhalte, die den völker- und verfassungsrecht

lichen Diskriminierungsbegriff betrafen.22 

 
16 Vgl. SCHAER/ZIEGER. 
17 Vgl. ARNI et al. 
18 Vgl. MUGGLIN et al. 
19 JOLLER; LIEBSCHER, Rassismus; SUTER; PÄRLI/NAGUIB. 
20 Vgl. NAGUIB, Antirassismus. 
21 Vgl. LEIMGRUBER. 
22 Vgl. z.B. BGE 129 I 217 (Einbürgerung); BGE 1129 II 321 (Fahrende). 
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a) Praxis des Bundesgerichts zum Diskriminierungsbegriff 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts liegt eine Diskriminierung vor, „wenn 

eine Person ungleich behandelt wird allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer be

stimmten Gruppe, die historisch oder in der gegenwärtigen sozialen Wirklichkeit tenden

ziell ausgegrenzt oder als minderwertig angesehen wird“.23 Hier wird auch von der soge

nannten asymmetrischen Schutzkonzeption gesprochen, da jene Menschen bzw. Gruppen 

geschützt werden, die strukturellen Nachteilen ausgesetzt sind. 

Anders gelagert ist der Zweck der symmetrischen Schutzkonzeption, die den zweiten Teil 

der etablierten Praxis des Bundesgerichts ausmacht: „Die Diskriminierung stellt eine qua

lifizierte Ungleichbehandlung von Personen in vergleichbaren Situationen dar, indem sie 

eine Benachteiligung von Menschen bewirkt, die als Herabwürdigung oder Ausgrenzung 

einzustufen ist, weil sie an Unterscheidungsmerkmalen anknüpft, die einen wesentlichen 

und nicht oder nur schwer aufgebbaren [veränderbaren] Bestandteil der Identität der be

troffenen Person ausmachen; insofern berührt das Diskriminierungsverbot auch Aspekte 

der Menschenwürde nach Art. 7 BV.“24 

Während die aktuelle Rechtsprechung des Bundesgerichts zum Verbot der Diskriminie

rung „wegen der Herkunft, der Rasse […] der religiösen, weltanschaulichen […] Überzeu

gung“ tendenziell vom asymmetrischen Diskriminierungsverbot ausgeht, wird dies in den 

Rechtswissenschaften zunehmend kritisiert.25 

b) Kritische Forschung des Rechts zu Diskriminierung und Rassismus 

Die interdisziplinäre rechtswissenschaftliche Forschung zur Konzeption von Antidiskrimi

nierungsrecht folgt dem Ansatz der asymmetrischen Schutzkonzeption.26 Seit den 1960er-

Jahren wurde unter dem Einfluss der kritischen Rechtswissenschaften27 unterschiedliche 

Modelle entwickelt, die im Detail variieren. Sie beschreiben Diskriminierung als Stigmati

sierungen, Oppression, Herrschaft, Dominanz, Hierarchisierung oder Ausgrenzung von 

gesellschaftlicher Teilhabe und Anerkennung, die auf historisch gewachsenen, episte

misch, institutionell und personell verfestigten Ungleichheiten beruhen. Diskriminierung 

ist „Herstellung oder Bestätigung einer Hierarchie“, die Menschen durch 

 
23 Wie unter anderem in BGE 148 V 84 E. 7.6.2; BGE 143 I 361 E. 5.1; BGE 139 I 292 E. 8.2.1; BGE 139 I 169 
E. 7.2.1; BGE 138 I 305 E. 3.3; BGE 135 I 49 E. 4.1; BGE 134 I 56 E. 5.1; BGE 134 I 49 E. 3.1; BGE 129 I 217 E. 2.1; 
BGE 126 II 377 E. 6.a. 
24 Zu den Konzepten vgl. DENGG. 
25 Vgl. dazu JOLLER, nachfolgend. 
26 Vgl. JOLLER. 
27 Ausführlich und zusammenfassend zur internationalen Forschung LIEBSCHER, Rassismus; JOLLER. 
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homogenisierende Zuschreibungen als Angehörige von historisch marginalisierten Grup

pen markiert und benachteiligt.28 

Gestützt auf eine umfassende Analyse konstruktivistischer Ansätze von Diskriminierung 

als Hierarchisierung definiert Doris Liebscher29 rassistische Diskriminierung als: 

▪ „Benachteiligung von Menschen, 

▪ die biologischen, ethnisch-kulturellen oder nationalen Abstammungsgruppen zuge

ordnet werden, die im Zusammenhang mit einer Geschichte von Rassismus und Anti

semitismus steht und die 

▪ mit einer asymmetrischen Verteilung von sozialen, politischen und ökonomischen 

Chancen und Ressourcen zuungunsten dieser Gruppen einhergeht.“ 

c) Strukturelle Typologisierung von Diskriminierung 

(Rassistische) Diskriminierung wird in strukturelle, institutionelle und individuelle (rassisti

sche) Diskriminierung unterschieden.30 Eine strukturelle Diskriminierung zeigt sich in ge

schriebenen und ungeschriebenen Normen und Werten, die Menschen stigmatisieren 

und ihre Selbstbestimmung und Teilhabe beeinträchtigen. Eine institutionelle Diskriminie

rung liegt vor, wenn eine Herabsetzung oder ein anderweitiger Nachteil auf Regeln, Auf

bau, Abläufe, Prozesse und die Verteilung von Ressourcen innerhalb einer Organisation 

zurückzuführen ist. Eine individuelle Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person eine Her

absetzung oder einen anderweitigen Nachteil erfährt. Eine Diskriminierung, die sich auf 

individuelle und institutionelle Weise manifestiert ist in der Regel auf strukturelle Bedin

gungen zurückzuführen, die diese wiederum reproduzieren.31 Dennoch ist es erforderlich, 

diese Unterscheidungen vorzunehmen, damit möglichst wirksame Gegenmassnahmen 

konzipiert werden können. 

d) Diskriminierungsformen 

Rassistische Diskriminierung manifestiert sich durch unterschiedliche Diskriminierungsfor

men wie durch Genozid, physische Gewalt, Hassrede, Belästigung, Mikroaggressionen so

wie sonstige direkte oder indirekte Benachteiligungen im Vorfeld, während, bei 

 
28 Ausführlich und zusammenfassend zur internationalen Forschung LIEBSCHER, Rassismus; JOLLER. 
29 Ebenso und darauf bezugnehmend PÄRLI/NAGUIB, S. 9ff., mit weiteren Hinweisen.  
30 Vgl. NAGUIB, Recht gegen Rassismus.  
31 Vgl. PÄRLI/NAGUIB, S. 11f.  
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Beendigung oder im Nachgang von Vertragsverhältnissen (z.B. über Dienstleistungen, Ar

beits- und Mietverhältnisse).32 

Bei einer direkten Benachteiligung erfährt eine Person aufgrund einer rassistischen Zu

schreibung eine weniger günstige Behandlung als eine Person in einer vergleichbaren Si

tuation. Eine indirekte Benachteiligung liegt vor, wenn Vorschriften, Kriterien oder Ver

fahren, die nicht explizit an eine rassistische Zuschreibung anknüpfen, Personen wegen 

eines rassifizierten Markers in besonderer Weise benachteiligen.33 

Eine (rassistische) Diskriminierung liegt auch vor, wenn sie: 

▪ assoziiert erfolgt, indem eine Person oder eine Personengruppe eine weniger güns

tige Behandlung erfährt, weil eine mit ihr familiär, persönlich, beruflich oder ander

weitig nahe verbundene Person tatsächlich oder zugeschriebene Trägerin eines rassi

fizierten Merkmales ist.  

▪ durch Anweisung von Seiten einer vorgesetzten oder sonstig entscheidungsbefugten 

Person umgesetzt wird. 

▪ als Rachemassnahme zu qualifizieren ist, d.h., sie wegen der Inanspruchnahme von 

Rechten zum Schutz vor Diskriminierung erfolgt.34 

Alle genannten Formen von rassistischer Diskriminierung können nicht nur durch Hand

lungen, sondern auch durch ein Unterlassen geschehen, indem eine Diskriminierung nicht 

beendet oder ein Nichthandeln zu einer Diskriminierung führt, sofern eine gesetzliche 

oder ethische Pflicht zum Tätigwerden besteht.35 

e) Spezifitäten rassistischer Diskriminierungen 

Rassistische Diskriminierung betrifft unterschiedliche Gruppen auf je spezifische Weise 

bzw. die unterschiedlichen Rassismen sind abhängig von geschichtlichen und aktuellen 

sozialen Verhältnissen.36 Der Anti-Schwarze-Rassismus etwa beruht auf einer biologis

tisch-genetischen Klassifikation, die Schwarze Menschen afrikanischer Herkunft als unzivi

lisiert markiert und sie als minderwertig klassifiziert. Historisch gesehen, liegt er im 

 
32 PÄRLI/NAGUIB, S. 9ff.; MUGGLIN et al., S. 23ff. 
33 Vgl. PÄRLI/NAGUIB, S. 10f. Ein Beispiel für eine indirekte rassistische Diskriminierung ist die Anforderung einer 
C-Bewilligung (Niederlassungsbewilligung) oder des Schweizer Passes bei der Vergabe einer Mietwohnung, 
wenn sich die Wohnung in einem Quartier befindet, in welchem sich überproportional viele geflüchtete Men
schen aus afrikanischen Ländern für Wohnungen bewerben. 
34 NAGUIB/PÄRLI, S. 11f.  
35 NAGUIB/PÄRLI, S. 12. 
36 FRB, S. 42ff. 
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Überlegenheitsmythos und damit verbundenen Expansionswahn (Kolonialismus) westli

cher Nationalstaaten und  damit einhergehenden transatlantischen Sklavenhandel und 

den Kontinuitäten des Kolonialismus und transatlantischen in Diskurs und Institutionen 

bis in die Gegenwart begründet.37 Der antimuslimische Rassismus als weiteres Beispiel 

schreibt Menschen mit Migrationsgeschichte aus muslimisch geprägten Ländern pauschal 

eine fundamentalistische, gewaltaffine und antiegalitäre Kultur zu.38 Der antisemitische 

Rassismus als ein letztes Beispiel ist eine kollektivistische Zuschreibung und Einteilung in 

Gut und Böse, die „den Juden“ als das übermächtige Böse darstellt.39 Weitere spezifische 

Formen des Rassismus umfassen etwa den antiziganistische (bzw. antiromanischen), den 

antislawischen sowie den antimigrantischen Rassismus. Dies ist keine abschliessende Auf

zählung, sondern muss jeweils kontextspezifisch analysiert werden.40 

3 Mehrdimensionale-, Mehrfach- und intersektionale Diskriminierung 

Rassistische Diskriminierungen erfolgen häufig im Zusammenwirken mit anderen diskrimi

nierungs- bzw. privilegierungssensiblen Kategorien wie z.B. Geschlecht, Weltanschauung, 

Lebens- 

alter, Behinderung, Geburt oder sozialer Stellung. In solchen Fällen wird von sogenannter 

mehrdimensionaler Diskriminierung gesprochen.41 Dabei handelt es sich um eine Mehr

fachdiskriminierung, wenn eine Person aus zwei oder mehr Gründen diskriminiert wird 

(z.B. wenn eine Person aus Gründen der Herkunft und des Geschlechts eine erhöhte Prä

mie für die Autohaftpflichtversicherung bezahlen muss). Mehrdimensionale Diskriminie

rung tritt auch als intersektionale Diskriminierung auf, und zwar dann, wenn sich die 

Gründe bzw. Kategorien, aus denen eine Person diskriminiert wird, nicht voneinander 

trennen lassen und die betroffenen Personen auf spezifische Weise benachteiligt wird – 

z.B. wenn einer Frau die Arbeitsstelle verweigert wird, weil sie sichtbar (wegen ihres 

Kopftuchs) muslimisch gläubig ist. 

Rassistische und anderweitige Diskriminierungen lassen sich nicht immer eindeutig vonei

nander unterscheiden. Rassistische Diskriminierung steht beispielsweise oft in engem Zu

sammenhang mit Religion und Sprache. Eine rassistische Diskriminierung liegt beispiels

weise dann vor, wenn Attribute wie „arabisch“, „muslimisch“ oder „jüdisch“ eher mit der 

 
37 Vgl. NAGUIB et al., Anti-Schwarze Rassismus. 
38 Vgl. TRUCCO et al. 
39 Vgl. A1 in diesem Kapitel.  
40 Vgl. FRB, abrufbar unter: https://www.frb.admin.ch/de (Themen > Spezifische Rassismen) (letzter Zugriff: 
15. Januar 2026). 
41 Vgl. BAER/GÖTTSCHE; KLEBER; NAGUIB, multiple discrimination; HUGENTOBLER/VON RÜTTE. 

https://www.frb.admin.ch/de
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Herkunft einer Person verbunden werden und eine pauschale Zuschreibung negativer Ei

genschaften an den Islam oder das Judentum erfolgt. 

B. Antirassismus 

1 Kernverpflichtungen zur Bekämpfung von Rassismus 

Das Postulat orientiert sich an den menschen- und grundrechtlichen Verpflichtungen zum 

Schutz vor Rassismus und rassistischer Diskriminierung.42 Dabei lässt sich zwischen justizi

ablen Verpflichtungen, die vor Gericht einklagbare Rechte betreffen, und zwischen allge

meinen programmatischen Verpflichtungen unterscheiden. Zudem wird zwischen dem 

individuell-rechtlichen und zwischen dem objektiv-rechtlichen Gehalt von Verpflichtun

gen differenziert. Während der individuell-rechtliche Gehalt natürlichen und juristischen 

Personen persönliche Rechte einräumt, verpflichtet der objektiv-rechtliche Gehalt den 

Staat und damit auch den Kanton Zürich, die Grund- und Menschenrechte als Wertent

scheidungen bzw. Wertordnung zu betrachten, die bei der Auslegung bzw. Anwendung 

des Rechts (neben dem Verfassungsrecht auch das Verwaltungs-, Straf- und Privatrecht) 

und staatlichem Handeln als Ganzes als zentrale Orientierung gelten (Art. 35 BV). Dies be

trifft auch die Diskriminierungsverbote, die als Struktur-Grund- und -Menschenrechte be

zeichnet werden, die sich durch alle Bereiche staatlichen Handelns durchziehen und 

sämtliche weiteren Grund- und Menschenrechte betreffen. Die Tragweite und Beispiele 

für diese Typologisierungen werden in den einzelnen Kapiteln dieses Berichts mit Blick auf 

die einzelnen Massnahmenfelder konkretisiert.  

Ein weiterer wichtiger Aspekt in der Dogmatik zu den Kernverpflichtungen, die sich aus 

den grund- und menschenrechtlichen Diskriminierungsverboten ergeben, ist ihre Eintei

lung und Unterscheidung in Unterlassungs-, Schutz- und Gewährleistungspflichten.43 Auf 

einer ersten Ebene der Unterlassungspflichten (duties to respect) untersagen die völker- 

und verfassungsrechtlichen Diskriminierungsverbote dem Gemeinwesen jede rechtliche 

Diskriminierung. Ohne besondere Rechtfertigung dürfen weder Gesetze erlassen noch 

Entscheide gefällt werden, die Ungleichbehandlungen auf der Basis von Diskriminierungs

gründen vorsehen. Zu den Schutzpflichten (duties to protect) gehört die Pflicht, wirksame 

Massnahmen zu ergreifen, einschliesslich des Erlasses von Diskriminierungsschutzgeset

zen, die Diskriminierung in privaten Verhältnissen bekämpfen.  

 
42 Vgl. KÄLIN/KÜNZLI, S. 35ff.; NAGUIB, Integrationspolitik, S. 107ff. 
43 Vgl. KÄLIN/KÜNZLI, S. 35ff. 
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Gleichheitsrechtliche Schutzansprüche gegen Diskriminierung durch Private44 sind vor al

lem dort anerkannt, wo es um den Schutz vor diskriminierenden Gewaltakten geht, wo 

also auch das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit betroffen ist. Darüber hin

aus werden sie auch dort anerkannt, wo es um vertragliches Handeln geht, das an eine 

allgemeine Öffentlichkeit gerichtet ist (wie etwa bei für die Allgemeinheit bestimmten 

Leistungen, Arbeits- und Mietverträgen). Für Personen, die Diskriminierung erfahren 

muss der Weg an die Gerichte offenstehen, um gegen diskriminierende Handlungen vor

zugehen und Schadenersatz oder andere Formen der Wiedergutmachung zu verlangen. 

Neben privatrechtlichen Instrumenten, die in der Zuständigkeit des Bundes liegen, sind 

auch die Kantone verpflichtet, die Instrumente im Verwaltungsrecht bei der Umsetzung 

der Schutzpflichten zu nutzen (z.B. durch Polizei-, Beschaffungs-, Subventions-, Konzessi

onsrecht). Kommt das Gemeinwesen dieser Verpflichtung nicht nach, kann das Gericht 

der verletzten Partei eine gerechte Entschädigung oder anderweitige angemessene For

men der Wiedergutmachung zusprechen. 

Auf der dritten Ebene – bei den Leistungs- und Gewährleistungspflichten – ist der Staat 

gefordert, mit geeigneten Mitteln (finanzielle, fachliche, organisatorische, wissensbezo

gene, soziale, kulturelle Ressourcen bzw. konkrete Güter und Dienstleistungen) auf eine 

möglichst diskriminierungsfreie Gesellschaft hinzuwirken. Das Gemeinwesen ist „nicht 

nur verpflichtet, typische Verletzungen, in denen sich bestimmte gesellschaftliche Struk

turen der Ungleichheit äussern, zu unterlassen (abwehrrechtliche Dimension), sondern 

auch, aktiv Massnahmen zu ergreifen, um Menschen vor Verletzungen, in denen sich die 

gesellschaftliche Hierarchisierung ausdrückt, zu schützen (Schutzpflichten) und um ein 

gewisses Mindestmass an distributiver Gerechtigkeit in der gesellschaftlichen Wirklichkeit 

zu gewährleisten (Leistungs- und Gewährleistungspflichten)“45. Güter und Dienstleistun

gen müssen aus der Sicht unterschiedlicher Gruppen zugänglich und qualitativ angemes

sen zur Verfügung stehen. Staatliche Leistungen sind diskriminierungsfrei auszugestalten 

(z.B. Unterstützungsangebote durch das RAV). Zudem hat der Staat Leistungen zu erbrin

gen, die dazu beitragen, dass strukturelle bzw. systemische Diskriminierungen beseitigt 

werden. 

 
44 Vgl. PÄRLI/NAGUIB, S. 17; NAGUIB, Integrationspolitik, S. 119ff. 
45 JOLLER, S. 448f. 
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2 Kantonale Zuständigkeit 

Die Bekämpfung von Rassismus liegt in gemeinsamer Zuständigkeit von Bund, Kantonen 

und Gemeinden.46 Dies betrifft insbesondere allgemeine Massnahmen im Bereich der 

Sensibilisierung der Mitarbeitenden und der Bevölkerung sowie die Prävention von Diskri

minierung durch Programme, Finanzierungsprojekte und Veranstaltungen. 

In einzelnen Bereichen gibt es eine klare Zuständigkeitstrennung. So ist etwa der Bund 

mit Blick auf die Möglichkeit zur Gesetzgebung im Privat- und Strafrecht umfassend zu

ständig. Der Kanton hingegen hat die Zuständigkeit, in bestimmten staatlichen Aufgaben

bereichen verwaltungsrechtliche Regelungen (Polizei-, Beschaffungs-, Subventionsrecht) 

zu erlassen. Dazu zählen etwa die Hochschulbildung, Strafverfolgung und Justiz. 

Andere Bereiche liegen in geteilter Bundes-, kantonaler und kommunaler Zuständigkeit 

wie z.B. wichtige Teile des Bildungswesens, die Polizei, die Erhebung von Steuern, die Kul

turförderung und weitere.  

3  Formen antirassistischer Arbeit 

Der Kanton Zürich ist dazu verpflichtet, sich in den im Postulat genannten sechs Massnah

menfeldern zu engagieren. Insbesondere die Felder der Unterstützung zivilgesellschaftli

cher Organisationen sowie Prävention und Sensibilisierung in verschiedenen Bereichen 

des gesellschaftlichen Zusammenlebens machen deutlich, dass es darum geht, die Vielfalt 

der im Kanton Zürich gelebten antirassistischen Praxis aktiv zu unterstützen. Dazu gehö

ren alle Formen der Solidarität, der Kritik und der institutionalisierten Praxis, die die nach

haltige Gerechtigkeit für allen Menschen in einem gesellschaftlichen Zusammenhang an

streben, der von strukturellem Rassismus geprägt ist.47 

Die Formen antirassistischer Arbeit umfassen sowohl die Bekämpfung verschiedener For

men des Rassismus in Institutionen, Diskursen und im Alltag als auch die aktive und er

mächtigende Gestaltung von Institutionen, Diskursen und Praxen, die ein nachhaltiges, 

gleichberechtigtes Zusammenleben unabhängig von Rasse, Ethnizität, Nationalität oder 

Religion ermöglichen. Im Blick antirassistischer Interventionen sind neben der Makro-

Ebene (gesamtgesellschaftliche Strukturen, Diskurse, Gesetze etc.) auch die Meso-Ebene 

(Institutionen, Netzwerke, Branchen etc.) sowie die Mikro-Ebene (Alltag, Lebenswelten, 

lokale Gemeinschaften). In der Verantwortung für die Entwicklung, Umsetzung und 

 
46 Grundsätzlich zur verfassungsrechtlichen Kompetenzordnung vgl. HÄFELIN et al., S. 345ff.; vgl. zudem JAAG et al. 
47 Vgl. JAIN, Antirassismus; NAGUIB, Integrationspolitik, S. 227–337; NAGUIB/PÄRLI, Diskriminierungsschutz, S. 7ff. 
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Weiterentwicklung der Massnahmen sind sämtliche Akteure staatlichen Handelns – na

mentlich Legislative, Exekutive und Judikative.48 

4 Handlungsebenen, auf denen die antirassistische Arbeit ansetzen muss49 

Die im Postulat genannten Massnahmen, Bereiche und Ansätze lassen sich alle den drei 

Handlungsebenen des Diskriminierungsschutzes zuordnen, nämlich50: 

Massnahmen zur Ermächtigung von Diskriminierungsbetroffenen bezwecken die direkte 

und indirekte Unterstützung von Menschen, die rechtlich oder tatsächlich diskriminiert 

werden. Der direkten Unterstützung dienen etwa Informations-, Sensibilisierungs- und 

Beratungsangebote, Austauschmöglichkeiten, Ermächtigung und rechtliche Vertretungen. 

Formen der indirekten Unterstützungen zielen auf die Unterstützung von Interessenorga

nisationen und umfassen insbesondere die Projekt-, Struktur- und Bündnisförderung.  

Massnahmen zur Gestaltung von Entscheidungen zielen auf Entscheidungsgrundlagen, -

träger und -prozesse. Sie stellen sicher, dass gesetzgebende, exekutive und judikative Be

hörden, juristische Personen des Privatrechts mit staatlicher Beteiligung sowie vom Staat 

subventionierte Organisationen rechtmässig handeln und ihre Leistungen auf angemes

sene und professionelle Weise frei von Diskriminierung erbringen können. Ausserdem 

ermöglichen sie den Entscheidungsträger:innen, möglichst effektive Massnahmen zur Be

kämpfung von Rassismus zu ergreifen.  

Mit Massnahmen zur Gestaltung von Vielfalt wird sichergestellt, dass das Verwaltungs

personal, die zu erbringende Leistung, die Kundschaft bzw. im Fall staatlicher Arbeit die 

Nachfrage von Leistungen durch die Bevölkerung sowie Kooperationen repräsentativ auf

gestellt sind. Mit Blick auf die Bekämpfung von Rassismus geht es darum, dass Menschen 

mit Rassismuserfahrung als Mitarbeitende und Dienstleistungssuchende gleichwertig be

teiligt sind.  

Viele Massnahmen sind übergreifend und setzen auf mehreren Handlungsebenen an. Ein 

Beispiel für eine solche Massnahme ist die Erarbeitung von Zielen und Massnahmen zur 

Transformation der Praxis einer staatlichen oder privaten Organisation wie z.B. die insti

tutionelle Öffnung des Literaturhaus und der Kaserne Basel.51 Ein weiteres Beispiel ist die 

 
48 Vgl. JAIN, Antirassismus, NAGUIB, Integrationspolitik, S. 227–337; NAGUIB/PÄRLI, Diskriminierungsschutz, S. 7ff. 
49 BAER, Positive Massnahmen, S. 36ff. 
50 BAER, Positive Massnahmen, S. 36ff. 
51 Vgl. die Dokumentation dazu: https://institutneueschweiz.ch/De/Blog/280/Institutionelle_ffnung_der_Kul
turhuser_Empfehlungen (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://institutneueschweiz.ch/De/Blog/280/Institutionelle_ffnung_der_Kulturhuser_Empfehlungen
https://institutneueschweiz.ch/De/Blog/280/Institutionelle_ffnung_der_Kulturhuser_Empfehlungen
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politische und kulturelle Erinnerungsarbeit wie die Projekte „Das Wandbild kam weg“52 

der Stadt Bern, zur Aufarbeitung des kolonialen Erbes der Stadt Zürich53 und der Weg der 

Vielfalt der Stadt St. Gallen54. Diese Formen der kollektiven Erinnerung an historische Er

eignisse, Persönlichkeiten und Traditionen, welche die Identität einer Gesellschaft prä

gen, können Betroffene stärken, führen zu gerechteren Entscheidungen und fördern den 

konstruktiven Umgang mit Vielfalt in der Gesellschaft.  

C. Empfehlung 

Empfehlung 1 – Konzeptuelle Grundlagen  

Damit Rassismus wirksam bekämpft werden kann, ist ein gemeinsames Verständnis über 

die zentralen Begriffe und Konzepte zwingend, namentlich insbesondere zu Rassismus 

und rassistische Diskriminierung, Mehrfachdiskriminierung und Intersektionalität, Ver

pflichtungen und Prinzipien, Formen und Handlungsebenen für antirassistische Massnah

men, ihre Umsetzung und deren Evaluation. Diese sind als Grundlagenkapitel im Mass

nahmenplan zu verankern und über ihre Bedeutung breitenwirksam und adressatenge

recht zu sensibilisieren. 

Es ist darauf zu achten, dass die Grundlagen mit übergeordneten konzeptuellen oder thema

tisch breiteren Formaten kohärent sind (u.a. mit der Strategie des Bundesrats zur Bekämp

fung von Rassismus und Antisemitismus bzw. dem kantonalen Massnahmenplan Diskriminie

rungsschutz) kohärent sind, sie ausserdem mit gleichrangigen bzw. ähnlich gelagerten Kon

zepten (z.B. im Bereich der Gleichstellung der Geschlechter) korrespondieren und sie für die 

Arbeit der Gemeinden anschlussfähig und hilfreich sind.55  

  

 
52 Vgl. die Dokumentation dazu: https://www.daswandbildmussweg.ch (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
53 Vgl. die Dokumentation dazu: https://www.stadt-zuerich.ch/de/stadtleben/stadtportraet/zuerichs-ge
schichte/koloniales-erbe.html (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
54 Vgl. die Dokumentation dazu: https://www.stadt.sg.ch/home/freizeit-tourismus/stgallen-entdecken/weg-
der-vielfalt.html (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
55 Ein gutes Beispiel, das bei der Entwicklung eines Kapitels mit konzeptuellen Grundlagen im Massnahmen
plan Orientierung bieten kann, ist das Handbuch zum britischen Equality Act 2010, abrufbar unter: 
https://www.equalityhumanrights.com/sites/default/files/equality_act_summary_guidance_on_services.pdf 
(letzter Zugriff: 15. Januar 2026). Der Equality Act 2010 ist vor dem Hintergrund einer Reihe von bereits beste
henden Antidiskriminierungsgesetzen entstanden, die in den neuen Rechtsrahmen überführt werden muss
ten. 

https://www.daswandbildmussweg.ch/
https://www.stadt-zuerich.ch/de/stadtleben/stadtportraet/zuerichs-geschichte/koloniales-erbe.html
https://www.stadt-zuerich.ch/de/stadtleben/stadtportraet/zuerichs-geschichte/koloniales-erbe.html
https://www.stadt.sg.ch/home/freizeit-tourismus/stgallen-entdecken/weg-der-vielfalt.html
https://www.stadt.sg.ch/home/freizeit-tourismus/stgallen-entdecken/weg-der-vielfalt.html
https://www.equalityhumanrights.com/sites/default/files/equality_act_summary_guidance_on_services.pdf
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Kap. 2a) Rechtlicher Rahmen 

A. Inhalt des Postulats 

Im Postulat wird gefordert, dass die Verbesserung des rechtlichen Schutzes vor Diskrimi

nierung geprüft wird. Unter anderem soll geklärt werden, ob bzw. inwieweit einfachere 

Meldeverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden einzuführen sind. Darüber hinaus ver

weist das Postulat allgemein auf das in der Bundesverfassung und in Art. 11 der Kantons

verfassung festgeschriebene Diskriminierungsverbot, das der Kanton auf umfassende 

Weise umzusetzen hat.  

Zusätzlich zu den ausdrücklich genannten verfassungsrechtlichen Bestimmungen ist das 

internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 

(RDK, Antirassismus-Konvention) von Bedeutung. Die RDK verpflichtet den Staat auf allen 

Stufen des Gemeinwesens, die erforderlichen Rechtsvorschriften zu erlassen, um durch 

Personen, Gruppen oder Organisationen (inklusive Gemeinwesen) ausgeübte Rassendis

kriminierung zu verbieten und zu beendigen (Art. 2 Abs. 1 Bst. d). Gemäss Art. 6 RDK 

muss gewährleistet werden, dass jede Person einen „wirksamen Schutz und wirksame 

Rechtsbehelfe durch die zuständigen nationalen Gerichte und sonstigen staatlichen Ein

richtungen gegen alle rassisch diskriminierenden Handlungen, welche ihre Menschen

rechte und Grundfreiheiten im Widerspruch zu diesem Übereinkommen verletzen, sowie 

das Recht, bei diesen Gerichten eine gerechte und angemessene Entschädigung oder Ge

nugtuung für jeden infolge von Rassendiskriminierung erlittenen Schaden […] verlangen“ 

kann.56 Gestützt darauf haben der Ausschuss zur Überwachung der RDK sowie der UNO-

Menschenrechtsausschuss die Schweiz bereits mehrfach wegen einer lückenhaften Ge

setzgebung zum Schutz vor rassistischer und anderweitiger Diskriminierung ermahnt.57 

Eine weitere rechtliche Orientierung für die gesetzgeberischen staatlichen Um- und 

Durchsetzungsverpflichtungen bieten sodann die Empfehlungen der europäischen Kom

missionen zur Bekämpfung von Rassismus und Intoleranz (ECRI). Im Rahmen des letzten 

Staatenberichts der Schweiz von 2019 kritisierte die ECRI unter anderem den mangelhaf

ten gesetzlichen Schutz vor Diskriminierung. Die Kommission verweist dabei auf seine 

Empfehlung Nr. 7, in der für die Europaratsstaaten deutlich gemacht wird, dass die 

 
56 Vgl. SCHINDLAUER/GOLOB, in: Angst/Lantschner, S. 388ff. 
57 Vgl. Interface, Bestandsaufnahme; KÄLIN, in: Angst/Lantschner, S. 97ff.; TOMUSCHAT et al., in: Angst/Lantsch
ner, S. 322ff.; NAGUIB, Integrationspolitik, S. 97ff., 240ff. 
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Bekämpfung von Rassismus und Rassendiskriminierung auf umfassende Weise rechtlich 

gewährleistet sein muss, mit den Mitteln des Verfassungs-, Verwaltungs-, Zivil- und Straf

rechts sowie auf materiellrechtlicher Ebene und einem effektiven Verfahrensrecht.58 

Vor diesem völker- und verfassungsrechtlichen Hintergrund des Postulats umfasst der 

rechtliche Schutz die Gesamtheit der rechtlichen Instrumente, die dazu dienen, struktu

relle, institutionelle und individuelle Diskriminierung zu verhindern, zu unterbinden, zu 

verringern, zu beseitigen, materielle und immaterielle Schäden zu kompensieren und zu 

sanktionieren.59 Dies betrifft neben Diskriminierungsverboten auch gesetzliche Vorkeh

rungen zur effektiven Um- und Durchsetzung des Rechts; in der rechtssoziologischen 

Wirksamkeitsforschung wird auch von Befolgung und Mobilisierung gesprochen. Zum ei

nen sind dies Rechte, Ansprüche, Rechtsfolgen und prozessuale Vorkehrungen, mit denen 

konkrete Rechtsverletzungen mittels privater oder staatlicher Massnahmen adressiert 

werden können. Zum anderen gehören Instrumente der Policy-Steuerung dazu, die mit

tels Verpflichtungen, Geboten, Bedingungen, Auflagen und Anreizen darauf zielen, staatli

che und private Institutionen dazu zu bewegen, sich gegen Diskriminierung einzusetzen. 

B. Anforderungen an eine gute Gesetzgebung 

1 Allgemeine Grundsätze und Zielkriterien 

Ein gutes Gesetz ist mit dem internationalen Recht konform, es ist gerecht, hat hinsicht

lich seiner Zielsetzung eine hohe Wirksamkeit und führt nicht zu Effekten, die dem Zweck 

des grund- und menschenrechtlichen Diskriminierungsschutzes zuwiderlaufen und die 

Umsetzung behindern.60 Mit Blick auf das Diskriminierungsverbot haben die kritischen 

Rechtswissenschaften insbesondere festgehalten, dass Recht gegen Diskriminierung im 

Wesentlichen dazu beitragen muss, strukturelle und institutionelle Diskriminierung mit

tels sogenannter positiver Massnahmen schrittweise zu beseitigen, zu verringern und zu 

verhindern.61 Recht gegen Diskriminierung wendet sich gegen Stigmatisierung, Dominanz 

und Hierarchisierung.62 

 
58 ECRI, Allgemeine Politikempfehlung Nr. 7, Zu den zentralen Forderungen gehören: Gesetzgebung anpassen; 
verfassungsrechtliche Verankerung; effektive Rechtsdurchsetzung; effektive, abschreckende Sanktionen; 
Schaffen von Gleichstellungsorganen; Einbezug der Zivilgesellschaft; Schutz vor Vergeltungsmassnahmen.  
59 NAGUIB/PÄRLI, Diskriminierungsschutz, S. 7ff. 
60 Vgl. KLOSE; PÄRLI/NAGUIB, S. 43ff.; JAUN; zur Theoretisierung von Recht vgl. OLSON et al. 
61 Vgl. NAGUIB/PÄRLI, S. 7ff. 
62 Vgl. JOLLER, mit diversen Hinweisen auf die unterschiedlichen theoretischen Modelle, die dem asymmetri
schen Schutzkonzept folgen (vgl. auch Kap. A.2b). 
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In diesem Sinne hat die Menschenrechtsorganisation humanrights.ch eine Reihe von Kri

terien zusammengetragen, an denen sich eine normativ und faktisch kohärente Gesetzes

lage gegen Diskriminierung zu messen hat:63 Es schafft ein Gegengewicht zu schwerwie

genden Ungleichheiten; macht versteckte Diskriminierungen sichtbar und legt dabei den 

Fokus auf wesentliche Herausforderungen, und es sensibilisiert für strukturelle Problem

stellen und vermittelt Rechtssicherheit. Ausserdem wirkt es abschreckend und mobilisiert 

die Um- und Durchsetzung von Verpflichtungen und Rechtsansprüchen; baut Unsicherhei

ten, fehlendes Wissen, Berührungsängste und Scham für die Betroffenen sowie die 

Rechtsunterworfenen ab. 

Ausserdem unterstützt ein gutes Antidiskriminierungsrecht Anwält:innen und Justizperso

nal bei der Durchsetzung des Rechts, enthält für alle Seiten faire Regelungen, um feststel

len zu können, ob Diskriminierung vorliegt oder nicht, und es stellt sicher, dass das Kos

tenrisiko für die Rechtssuchenden so gering wie möglich ist. Es schützt Rechtssuchende 

und Alliierte vor Angriffen auf ihre Integrität sowie anderen negativen Reaktionen und 

Nachteilen, weil sie den Rechtsschutz suchen, enthält ein selbstständiges Beschwerde

recht für Organisationen, um gegen systemische bzw. systematische Diskriminierungen 

vorgehen zu können, und es schützt Organisationen und Personen vor ungerechtfertigten 

Verurteilungen und Verfahren. 

Zudem stärkt ein funktionierender rechtlicher Rahmen gegen Diskriminierung Verantwor

tungs- und Entscheidungsträger in Verwaltung und Justiz beim Erkennen von Problemen 

und bei der Suche nach prospektiven Lösungen für gruppenübergreifende Herausforde

rungen wie mehrdimensionale Diskriminierungen, Intersektionalität und algorithmische 

Diskriminierung, und es stellt Gerechtigkeit her, unterstützt Teilhabe und demokratische 

Partizipation. 

2 Bewährte Elemente und Messkriterien für ihre Wirksamkeit 

In der internationalen Forschung zum Antidiskriminierungsrecht hat sich gezeigt, dass ein 

gerechter und effektiver rechtlicher Schutz vor Diskriminierung, der den oben genannten 

Grundsätzen so gut wie möglich entspricht, folgende formalen Elemente beinhaltet64: 

 
63 Gestützt auf eine rechtsvergleichende Analyse der rechtssoziologischen Literatur zum europäischen, US-
amerikanischen und kanadischen Antidiskriminierungsrecht. Ausführlich zu den einzelnen Kriterien siehe un
ter: https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/diskriminierung/antidiskriminierungsgesetz/adg-
argumentarium/?search=1 (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
64 Ausführlich ausgearbeitet bei NAGUIB, Integrationspolitik, mit diversen Hinweisen auf die internationale und 
nationale Praxis, S. 227–240; vgl. zudem humanrights.ch, Diskussionsvorschlag für ein Rahmengesetz zur 

https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/diskriminierung/antidiskriminierungsgesetz/adg-argumentarium/?search=1
https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/diskriminierung/antidiskriminierungsgesetz/adg-argumentarium/?search=1
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▪ Tragweite bzw. persönlicher sachlicher Geltungsbereich des Schutzes;  

▪ Rechte, die eine Person und Organisation hat, die von Diskriminierung betroffen ist65 

(inkl. Instrumente zur effektiven Durchsetzung66); 

▪ verpflichtende Massnahmen zum Abbau institutioneller Diskriminierung durch den 

Staat67; 

▪ verpflichtende Massnahmen zum Abbau institutioneller Diskriminierung durch Privat- 

organisationen68; 

▪ verpflichtende Massnahmen, die den gesamtgesellschaftlichen Rassismus in den Blick 

nehmen69; 

 
Bekämpfung von Diskriminierung, abrufbar unter: https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/dis
kriminierung/antidiskriminierungsgesetz/rahmengesetz-theorie (letzter Zugriff: 15. Januar 2026).  
65 Regeln zum Rechtsschutz und zur Sanktionierung enthalten auf einer ersten Ebene sogenannte Rechtsan
sprüche für Personen, die von einer Diskriminierung betroffen sind oder denen eine solche droht. Diese um
fassen: eine drohende Diskriminierung zu verbieten oder zu unterlassen; eine bestehende Diskriminierung zu 
beseitigen; eine Diskriminierung festzustellen, wenn diese sich weiterhin störend auswirkt; der Person gegen
über den durch die Diskriminierung entstandenen materiellen und immateriellen Schaden ersetzen zu lassen 
oder in anderweitiger Form wiedergutzumachen. 
66 Für die Mobilisierung von Diskriminierungsverboten durch die Rechtssuchenden ist es entscheidend, dass 
der Gesetzgeber Vorkehrungen schafft, welche die psychologischen, ökonomischen, wissensbezogenen und 
prozessualen Hindernisse beim Zugang zum Rechtsschutz herabsetzen. Bewährte Instrumente sind die Be
weiserleichterung; die Unentgeltlichkeit des Verfahrens und die Einführung eines Schlichtungsverfahrens (mit 
ergänzender Möglichkeit zur Mediation). Humanrights.ch schlägt zudem einen Anspruch auf unentgeltliche 
juristische und psychosoziale Beratung für Personen vor, die Schutz suchen, weil sie von einer Diskriminierung 
betroffen sind oder ihnen eine solche droht. Neben einem Individualbeschwerderecht gilt das Verbandsbe
schwerderecht als hilfreiches ergänzendes Instrument, um eine Verletzung des Diskriminierungsverbots ein
zuklagen, wenn sich der Ausgang des Verfahrens voraussichtlich auf eine grössere Zahl von Betroffenen aus
wirken wird oder eine über die individuelle Betroffenheit hinausgehende Bedeutung vorliegt. 
67 Studien zur Rechtswirklichkeit im Antidiskriminierungsrecht zeigen, dass ausdrückliche Verpflichtungen zur  
Ergreifung staatlicher Massnahmen zum Schutz vor Diskriminierung den Grad der Umsetzung des Diskriminie
rungsverbots entscheidend verbessern, während Anreize, unverbindliche und allgemeine bzw. implizite Re
geln praktisch keine Wirksamkeit zeigen (vgl. Evaluationen AGG und Equality Act 2010). Massnahmen zur 
Bekämpfung von Diskriminierung richten sich gegen den Abbau von bestehenden Privilegien und zielen auf 
etablierte Strukturen wie Regeln, Aufbau, Abläufe und Prozesse von Organisationen, die historisch u.a. von 
Diskriminierung durchwachsen sind. Ein funktionierender rechtlicher Rahmen stellt sicher, dass legislative, 
exekutive und judikative Entscheidungen Diskriminierung verhindern, verringern und beseitigen. Bewährt hat 
sich eine gesetzliche Verpflichtung oder anderweitig verbindliche Vorgabe zur regelmässigen Untersuchung 
der Regeln, der Aufbau- und Ablauforganisation sowie der Geschäftsprozesse auf Diskriminierungsgefährdun
gen hin. Zusätzlich erforderlich ist verbindliche Definition, Umsetzung und laufende Überprüfung geeigneter 
und wirksamer Gegenmassnahmen. 
68 Anders als bei der Verpflichtung der Behörden umfassen Massnahmen zum Abbau institutioneller Diskrimi
nierung durch Privatpersonen einen etwas weicheren und abgestuften Mix aus Verpflichtungs- und Anreizsys
temen. Im Vorschlag von humanrights.ch zu einem Rahmengesetz zum Schutz vor Diskriminierung sollten 
privatrechtliche Organisationen mit Beteiligung der öffentlichen Hand verpflichtet werden, über ihre Mass
nahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung Bericht zu erstatten. Bei Privatunternehmen ohne staatliche 
Beteiligung sollen Anreize geschaffen werden, wie z.B. durch die Verankerung eines Rechts auf einmalige 
oder wiederholte unentgeltliche Überprüfung der Wirkung von Regeln, Aufbau, Abläufen und Prozessen auf 
mögliche diskriminierende Effekte. 
69 Diese betreffen die Förderung einer Kultur der Wertschätzung und Vielfalt im öffentlichen Raum und in der 
Verwaltung. Ausserdem erfassen sie Verpflichtungen, Programme mit Schwerpunkten zur Förderung einer 
Kultur der Nichtdiskriminierung durchzuführen sowie gemeinnützigen Organisationen und den Gemeinden 
finanziell und fachliche Unterstützung für Projekte und Vernetzung zu gewähren. Zentral ist sodann die 

https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/diskriminierung/antidiskriminierungsgesetz/rahmengesetz-theorie
https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/diskriminierung/antidiskriminierungsgesetz/rahmengesetz-theorie


- 28 - 

▪ Bestimmungen zu den institutionellen Vorkehrungen70. 

Die einzelnen Elemente des rechtlichen Rahmens sind auf eine Weise auszugestalten, 

dass der Grad der Befolgung der Verpflichtungen und der Inanspruchnahme der Rechte 

so hoch wie möglich ist, wobei folgende Wirksamkeitsfaktoren von Bedeutung sind71: 

▪ Informiertheit72; 

▪ normative Abweichung73; 

▪ erwartete Nachteile bei Nichtbefolgung bzw. Nichtinanspruchnahme74;  

▪ erwartete Vorteile bei Befolgung bzw. Inanspruchnahme75; 

▪ erwartete Vorteile bei Nichtbefolgung bzw. Nichtinanspruchnahme und erwartete 

Nachteile bei Befolgung bzw. Inanspruchnahme; 

▪ Häufigkeit der normrelevanten Situation, die sich negativ auf die Befolgung aus

wirkt76. 

Eine evidenzbasierte Gesetzgebung stützt sich auf bereits bestehende rechtssoziologische 

Erkenntnisse und überprüft diese laufend und konkret anhand der beschriebenen Fakto

ren. 

3 Gesetzgebungsmodelle 

Gestützt auf bereits bestehende Erfahrungswerte im international und national verglei

chenden Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsrecht kommt ein aktuelles Gutachten77 

 
Verpflichtung zur Unterstützung von Strukturen, die übergreifend Netzwerk- und Bündnisarbeit leisten sowie 
den Zugang zum Recht stärken. 
70 Wesentlich für die Umsetzung des Diskriminierungsverbots sind schliesslich verpflichtende Bestimmungen 
oder anderweitige verbindliche Vorgaben zur Einführung und konkreten Mandatierung von institutionellen 
Vorkehrungen, welche die drei Perspektiven Verwaltung, unabhängiges Monitoring und Konfliktbefriedung 
sowie Rechtsschutz abdecken (vgl. ausführlich Teil 7 im vorliegenden Fachbericht zu den institutionell-organi
satorischen Vorkehrungen; zum Element der Konfliktbefriedung und Rechtsschutz). 
71 Vgl. KLOSE. 
72 D.h. die Fähigkeit der Rechtsunterworfenen, Verhaltensweisen danach zu klassifizieren, ob sie vom Gesetz- 
geber erlaubt, verboten oder geboten sind oder es sich um eine notwendige Bedingung für die Einhaltung 
eines Gesetzes handelt. 
73 D.h., dass der Grad der Befolgung umso niedriger ist, je höher der Grad ist, in dem die Person andere als die 
Gesetzesnormen für verbindlich hält und je stärker diese anderen Normen von den Gesetzesnormen abwei
chen. 
74 Der Grad ist umso grösser, je sicherer die Person mit negativen Sanktionen bei der Übertretung rechnet 
und je schwerer diese Sanktionen für eine Person sind. 
75 Der Grad ist umso höher, je sicherer die Person mit Vorteilen bei der Befolgung rechnet und je positiver 
diese von der Person bewertet werden. 
76 Die Befolgung ist umso grösser, je häufiger sich eine Person in Situationen befindet, in denen sie zwischen 
den Verhaltensalternativen Befolgung oder Übertretung bzw. Nichtbefolgung der Norm wählen kann bzw. 
muss. 
77 PÄRLI/NAGUIB, S. 43ff. 
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zuhanden der Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus EKR zum Schluss, dass drei 

Gesetzgebungsmodelle denkbar sind, die den rechtlichen Schutz vor rassistischer Diskri

minierung betreffen. Namentlich sind dies: 

▪ das Modell der Regelgesetzgebung78; 

▪ das Modell eines spezifischen Spezialgesetzes79 sowie 

▪ ein holistisches Spezialgesetz80. 

Die Autoren halten fest, dass der holistische Ansatz mit zusätzlichen Anpassungen in der 

Regelgesetzgebung den Anforderungen des Völker- und Verfassungsrechts am ehesten 

entspricht. Entscheidend ist schliesslich, dass eine Regelung zur regelmässigen Evaluation 

der Wirksamkeit des Rechts sowie unerwünschter Effekte eingeführt wird (vgl. Teil 6 zu 

Datenerhebung und Monitoring).  

Ein gutes Beispiel für ein holistisches Modell auf Stufe eines Gliedstaates (vergleichbar 

mit dem Kanton Zürich) ist das Landesantidiskriminierungsgesetz Berlin81, eingebettet in 

das aufgrund der föderalistischen Strukturen in Deutschland übergeordnete Deutsche 

Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz. Hinweise für eine gute Gesetzgebung bietet so

dann der britische Equality Act 201082, der unter anderem den britischen Race Relation 

Act von 196583 integriert hat. Jüngst wird auch in der Schweiz wieder verstärkt darüber 

diskutiert, den gesetzgeberischen Schutz vor Diskriminierung zu verbessern. Im Kanton 

Genf ist seit 2023 ein Gesetz zur Gleichheit und zur Bekämpfung von Diskriminierung in 

 
78 Dabei handelt es sich um kursorische Bestimmungen im Privat-, Straf- und Verwaltungsrecht bzw. in der 
Regelgesetzgebung (z.B. im Bildungs-, Polizei- oder Kindes- und Erwachsenenschutzrecht). 
79 Dabei handelt es sich um ein Spezialgesetz gegen rassistische Diskriminierung, dessen Vorteil gegenüber 
dem Regelgesetzgebungsmodell darin besteht, dass die wichtigsten Regeln in einem Gesetz und damit über
sichtlich und kohärent dargestellt werden können. Dies führe zu mehr Transparenz und Rechtssicherheit, was 
sowohl die Bereitschaft zur Umsetzung von Massnahmen gegen Diskriminierung erhöhe als auch die tatsächli
chen Möglichkeiten der von Rassismus betroffenen Personen erweitere, sich auf dem Rechtsweg zu wehren. 
80 Dabei handelt es sich um ein ein umfassendes Antidiskriminierungs- oder Gleichbehandlungsgesetz, das 
neben rassistischen Diskriminierungen auch andere Diskriminierung erfasst. Dies hat zusätzlich den Vorteil, 
dass damit Massnahmen eingeführt werden, mit denen strukturelle Diskriminierungen von Menschen mit 
Migrationsgeschichte, Schwarze Menschen und People of color auf umfassende Weise bekämpft werden. 
Ausserdem würde mit einer breiten Lösung den Forderungen internationaler Menschenrechtsüberwachungs
organen eines gerechten rechtlichen Diskriminierungsschutzes, der auch weisse Menschen schützt, die zwar 
nicht rassistischer, aber anderen Diskriminierung ausgesetzt sind, Rechnung getragen. Mit Hinweis auf das 
Deutsche Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz sowie den britischen Equality Act, wonach sich durch eine 
umfassende Regulierung der Grad der Befolgung bzw. Umsetzung der Unterlassungs-, Schutz- und Gewähr
leistungspflichten, die sich aus dem Diskriminierungsverbot ergeben, und der Grad der Mobilisierung von 
Rechtsschutzinstrumenten bzw. der Durchsetzung des Diskriminierungsverbots erhöhen. 
81 Vgl. dazu KLOSE et al., LADG. Das Gesetz selbst inkl. Erklärungen dazu sind abrufbar unter: https://www.ber
lin.de/sen/lads/recht/ladg/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
82 Abrufbar unter: https://www.legislation.gov.uk/ukpga/2010/15/contents (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
83 Abrufbar unter: https://en.wikipedia.org/wiki/Race_Relations_Act_1965 (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/
https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/
https://www.legislation.gov.uk/ukpga/2010/15/contents
https://en.wikipedia.org/wiki/Race_Relations_Act_1965
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Kraft. Für die Bundesebene hat humanrights.ch einen Vorschlag für ein Rahmengesetz 

zum Schutz vor Diskriminierung unterbreitet. Und in der Stadt Bern wird vom Parlament 

gefordert, ein Reglement zur Bekämpfung von Diskriminierung und Förderung der Teil

habe zu erlassen. Alle drei Gesetze sehen eine breite Palette verwaltungsrechtlicher Best

immungen vor, mit denen der Staat und Private verpflichtet werden (sollen) und zur Ver

antwortung gezogen werden können, namentlich:  

▪ Verbot der Diskriminierung und Rechtsansprüche gegenüber dem Staat84; 

▪ Verpflichtung des Staates, polizei-, beschaffungs-, subventions- und konzessionsrecht- 

liche Vorkehrungen zu erlassen und zu nutzen, um Private in die Pflicht zu nehmen85; 

▪ Pflicht des Staates, beim Vorliegen systemischer bzw. wiederholter Diskriminierung 

eine Untersuchung von Amtes wegen zu ergreifen sowie effektive, abschreckende 

und verhältnismässige Sanktionen zu ergreifen86; 

▪ Pflicht des Staates, Massnahmen zur Beseitigung und Verhinderung struktureller, na

mentlich im gesellschaftlichen Diskurs87, in den institutionellen Regeln, im Aufbau, in 

den Abläufen und Prozessen88 sowie neuen Formen der Diskriminierung wie z.B. algo

rithmische Diskriminierung89.  

Alle drei Gesetze bzw. Gesetzesvorlagen sehen zudem Bestimmungen zu komplexen 

Schnittstellen vor, insbesondere: 

▪ Verhältnis des Gesetzes zu bestehenden Gesetzen und Bestimmungen zum Schutz vor 

Diskriminierung (z.B. Gleichstellung, Behindertengleichstellung)90; 

▪ Beziehung neu zu schaffender und bestehender institutionell-organisatorischer Vor

kehrungen im Feld der Bekämpfung von Diskriminierung91; 

▪ Einbettung, Zusammenhänge und Interdependenzen des Gesetzes im Rahmen der 

föderalistischen Strukturen und geteilten Verfassungskompetenzen92. 

 
84 Art. 8ff. ADG; Art. 7 Reglement Bern. 
85 Art. 19 Abs. 2 ADG; Art. 15–18 Loi Genève; Art. 10 Abs. 3 Reglement Bern. 
86 Art. 15 ADG; Art. 9 Reglement Bern. 
87 Art. 16f. und 19f. ADG; Art. 11 Reglement Bern. 
88 Art. 18 ADG; Art. 10 Reglement Bern. 
89 Art. 22 ADG; Art. 12 Reglement Bern; Art. 22 ADG. 
90 Art. 3 Abs. 4 und Art. 4 ADG; Art. 3 Abs. 3 Reglement Bern. 
91 Art. 23ff. ADG; Art. 13 ff. Reglement Bern. 
92 Art. 3 Abs. 2f. ADG. 
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Mit Blick auf kantonale Zuständigkeiten von hoher Relevanz sind verwaltungsrechtliche 

Regulierungsansätze93, mit denen so gut wie möglich gewährleistet wird, dass Anreize für 

und Regeln zur Verpflichtung staatlicher und privater Organisationen gesetzt und durch

gesetzt werden. Beispiele aus dem öffentlichen Beschaffungsrecht sind etwa die soge

nannte „contract compliance“ aus Grossbritannien und den USA, die Vertragsklausel im 

schwedischen Recht, das österreichische Vergaberecht und der Verhaltenskodex für Ver

tragspartner:innen der Stadt Zürich. Auch mit Blick auf Finanzhilfen können ähnliche An

reize als Bedingungen bzw. Auflagen gesetzt werden. Sodann macht humanrights.ch den 

Vorschlag für eine verbindliche Regelung für Behörden zur Bekämpfung systemischer Dis

kriminierung: Besteht der Anschein, dass eine Organisation eine Diskriminierung begeht, 

die mehrere Personen betrifft oder auf diskriminierenden Regeln, Abläufen und Prozesse 

oder einem diskriminierenden Aufbau beruht, ist die zuständige Aufsichtsbehörde bzw. 

nächsthöhere Leistungsebene der betroffenen Organisation verpflichtet, von sich aus 

eine Untersuchung einzuleiten. 

4 Situation im Kanton Zürich 

Auf Verfassungsebene enthält das kantonale Recht ein umfassendes Diskriminierungsver

bot. Eine ausdrückliche Verpflichtung des Gesetzgebers, die menschenrechtlichen Unterlas

sungs-, Schutz- und Gewährleistungspflichten mittels explizit auf die Bekämpfung rassisti

scher Diskriminierung ausgerichteter gesetzgeberischer Massnahmen umzusetzen, sieht 

die Kantonsverfassung nicht vor.  

Nicht Auftrag des vorliegenden Berichts war es, zu klären, ob das kantonale Recht im 

Lichte oben skizzierter Vorgaben bzw. der im Postulat vorgebrachten Forderung der Ver

besserung des rechtlichen Schutzes vor Diskriminierung genügt bzw. welche Defizite und 

Verbesserungspotenziale es hat. An dieser Stelle kann lediglich festgehalten werden, dass 

das Fehlen ausdrücklicher gesetzlicher Diskriminierungsverbote, prozeduraler Erleichte

rungen sowie Verpflichtungen zu positiven Massnahmen nicht nur im Lichte der darge

stellten Forschung, sondern auch im Rahmen eines Interviews mit einer Fachperson der 

ZüRAS kritisiert wird: «Damit ist die Um- und Durchsetzung des Diskriminierungsverbots 

stark beeinträchtigt.»94 

 
93 Vgl. NAGUIB, Integrationspolitik, S. 283ff. und 310ff. 
94 Das Zitat stammt aus einem telefonischen Gespräch des Autors mit einem Mitarbeiter, in dem ein leitfa
den- 
gestütztes Interview zu Wirkungen und Wirksamkeiten des geltenden Rechts aus der Sicht der Beratungsar
beit geführt wurde.  
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C. Empfehlung 

Empfehlung 2 – Rechtlicher Rahmen 

Es braucht eine vertiefte juristische und rechtssoziologische Untersuchung zum kantona

len Recht und zu seinen Potenzialen. Dies, um besser einschätzen zu können, ob Inhalt, 

Um- und Durchsetzung den Anforderungen eines menschenrechtlich fundierten, effekti

ven und wirksamen Rechts genügen. Und inwieweit es aus der Sicht der international be

währten Praxis zum Schutz vor Diskriminierung Bedarf an Anpassungen gibt. Welche Po

tenziale haben die international bewährten Modelle (Spezialgesetz gegen rassistische Dis

kriminierung, holistisches Spezialgesetz zur Bekämpfung von Diskriminierung) für die Be

kämpfung von Rassismus? 

Während ein Teil einer solchen Untersuchung spezifisch auf den Kanton auszurichten ist, 

lassen sich rechtsvergleichenden Elemente – insbesondere mit Blick auf Optionen zur Ver

besserung des rechtlichen Rahmens – gut in Zusammenarbeit mit anderen Kantonen und 

Städten sowie dem Bund umsetzen. So können gesamtschweizerisch Synergien geschaf

fen und Kosten gespart werden. 
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Kap. 2b) Einfachere Meldeverfahren bei den 

Strafverfolgungsbehörden 

A. Inhalt des Postulats 

Eine spezifische Massnahme zur Verbesserung des rechtlichen Schutzes vor Rassismus, 

die mit dem Postulat ausdrücklich gefordert wird, betrifft die Überprüfung von einfache

ren Meldeverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden.95 Damit soll für Menschen, die 

von Diskriminierung betroffen sind, sowie für Drittpersonen wie z.B. Zeug:innen und Inte

ressenorganisationen, die Möglichkeit geschaffen werden, dass Verletzungen des Straf

rechts effektiver sanktioniert werden können. Dies ist mit dem Ziel verbunden, die Durch

setzung des Strafrechts und damit auch das öffentliche Interesse auf ein funktionierendes 

Strafrecht im Zusammenhang mit rassistischer Diskriminierung zu verbessern. Nach gel

tendem Strafrecht ist davon eine Reihe von ausdrücklichen und impliziten Regeln zum 

Schutz vor Diskriminierung betroffen: 

B. Defizite im Anzeige-, Untersuchungs- und Anklageverhal

ten 

Gestützt auf Art. 4 RDK wurde 1995 im Schweizerischen Strafgesetzbuch eine Strafnorm 

zur Rassendiskriminierung mit mehreren Tatbeständen eingeführt. Art. 261bis StGB bzw. 

171c MStG stellen bestimmte Formen der diskriminierenden Herabsetzung, des Aufrufs 

zu Hass sowie der Leistungsverweigerung gegenüber Menschen aufgrund ihrer «Rasse, 

Ethnie, Religion oder sexuellen Orientierung» unter Strafe. Diese ausdrücklichen Verbote 

rassistischer Diskriminierung haben einerseits entscheidend dazu beigetragen, dass sich 

Menschen und Organisationen vermehrt und stärker gegen Rassismus zur Wehr setzen 

sowie die Gesellschaft sensibilisiert wird.96 Andererseits gibt es aufgrund von Einschätzun

gen durch Jurist:innen und Expert:innen aus der Beratungsarbeit Hinweise darauf97, dass 

das Anzeigeverhalten bzw. die Anzahl von Anzeigen seitens Bevölkerung und von dazu 

 
95 Aus der Sicht der Menschenrechte vgl. PAYANDEH, in: Angst/Lantschner, S. 283ff.; SCHINDLAUER/GOLOB,  
in: Angst/Lantschner, S. 388ff. 
96 THOMAS; zur Gerichtspraxis vgl. LEIMGRUBER. 
97 Zu den Herausforderungen im Anklage- und Untersuchungsverhalten vgl. u.a.: https://open.spo
tify.com/epi
sode/0mxjzABHj7QaD95MLkm4U7?si=pA4YyIqTQaqAYcfnvJD9mQ&nd=1&dlsi=378674b0b22f4c9e (letzter 
Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de#book_2%2Ftit_12%2Flvl_u10
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_171_c
https://open.spotify.com/episode/0mxjzABHj7QaD95MLkm4U7?si=pA4YyIqTQaqAYcfnvJD9mQ&nd=1&dlsi=378674b0b22f4c9e
https://open.spotify.com/episode/0mxjzABHj7QaD95MLkm4U7?si=pA4YyIqTQaqAYcfnvJD9mQ&nd=1&dlsi=378674b0b22f4c9e
https://open.spotify.com/episode/0mxjzABHj7QaD95MLkm4U7?si=pA4YyIqTQaqAYcfnvJD9mQ&nd=1&dlsi=378674b0b22f4c9e
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befugten Behörden im Vergleich zu potenziell begangenen Straftaten tief liegt. Dies gilt 

auch für das Untersuchungsverhalten von Polizei und Staatsanwaltschaft, das Anklagever

halten98 bzw. die Durchsetzung durch die zuständigen Strafuntersuchungsbehörden. Die 

Dunkelziffer bzw. von den Strafverfolgungsbehörden nicht untersuchte Verstösse gegen 

die Strafnorm liegt vermutungsweise sehr hoch.99 

Bei Antragsdelikten oder bei Deliktstatbeständen, die Rassismus nicht explizit als Tatbe

standsmerkmal enthalten, müsste geklärt werden, inwieweit der Aspekt des Rassismus 

mit angezeigt, untersucht und bei der Strafzumessung berücksichtigt wird. Dies gilt für die 

Tatbestände wie Tätlichkeiten oder Körperverletzungen (Art. 122, 123, 126 StGB bzw. 71, 

121 und 122 MStG), Ehrverletzung, Verleumdung und Üble Nachrede (Art. 173ff. StGB 

bzw. 145ff. MStG). Hier vermute ich, dass der Grad der Mobilisierung nahe bei null liegt. 

Der Autor dieses Fachbereichts kommt zu dieser Einschätzung, weil die Sensibilität für das 

Rassismus-Thema innerhalb der zuständigen Behörden ungenügend bzw. das Verständnis 

von Rassismus ein enges ist. Und solange Rassismus nicht ausdrücklich als strafschärfen

des Kriterium genannt wird, besteht eine vermutlich weitverbreitete Tendenz, dass die 

Untersuchung wegen Rassismus in erster Linie in den Rahmen der Verletzung der Straf

norm zur Diskriminierung delegiert wird. 

C. Ansätze zur Verbesserung der strafrechtlichen Verfolgung 

Die Kantone haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit bei der Strafverfolgung eine Reihe von 

Ansatzpunkten für (flankierende) Massnahmen, mit denen die Um- und Durchsetzung des 

Strafrechts verbessert werden könnte. Dazu gehören Vorkehrungen in der Sensibilisie

rung der Strafverfolgungsbehörden sowie die Verbesserung des Zugangs zu Meldeverfah

ren für mutmassliche Opfer von Straftaten, Zeug:innen und Personen aus dem Umfeld 

der Opfer100. 

 
98 Zu den Herausforderungen im Anklage- und Untersuchungsverhalten vgl. u.a.: https://open.spo
tify.com/epi
sode/0mxjzABHj7QaD95MLkm4U7?si=pA4YyIqTQaqAYcfnvJD9mQ&nd=1&dlsi=378674b0b22f4c9e (letzter 
Zugriff: 15. Januar 2026). 
99 Vgl. zudem die verdeckte Recherche «Kein Freund und Helfer» des Kollektivs Reflekt, die ergeben hat, dass 
18 von 34 Polizeiposten eine Anzeige wegen Verletzung des strafrechtlichen Verbots von Diskriminierung und 
Aufruf zu Hass die eingereichte Anzeige nicht entgegengenommen oder nie bearbeitet habe, abrufbar unter: 
https://reflekt.ch/recherchen/hatespeech/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
100 Für weitere Hinweise vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte, Projekt «Rassismus und Menschen
rechte – Stärkung der Strafjustiz», abrufbar unter: https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-insti
tut/gefoerderte-projekte/rassismus-und-menschenrechte-staerkung-der-strafjustiz (letzter Zugriff: 15. Januar 
2026). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de#art_122
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de#art_123
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de#art_126
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_71
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_121
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_122
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de#book_2%2Ftit_3%2Flvl_1
https://open.spotify.com/episode/0mxjzABHj7QaD95MLkm4U7?si=pA4YyIqTQaqAYcfnvJD9mQ&nd=1&dlsi=378674b0b22f4c9e
https://open.spotify.com/episode/0mxjzABHj7QaD95MLkm4U7?si=pA4YyIqTQaqAYcfnvJD9mQ&nd=1&dlsi=378674b0b22f4c9e
https://open.spotify.com/episode/0mxjzABHj7QaD95MLkm4U7?si=pA4YyIqTQaqAYcfnvJD9mQ&nd=1&dlsi=378674b0b22f4c9e
https://reflekt.ch/recherchen/hatespeech/
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/gefoerderte-projekte/rassismus-und-menschenrechte-staerkung-der-strafjustiz
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/gefoerderte-projekte/rassismus-und-menschenrechte-staerkung-der-strafjustiz
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1  Sensibilisierung der Strafverfolgungsbehörden 

Mit Blick auf die Strafverfolgungsbehörden stehen die folgenden Massnahmen im Zent

rum: 

▪ Mitarbeitende von Polizei, Staatsanwaltschaft und Strafgericht sollten darüber infor

miert werden, wie die Rechtspraxis und Rechtswissenschaft Rassismus definieren und 

einordnen und welche Bezüge sie zu den relevanten Straftatbeständen haben. 

▪ Zentral ist zudem die Schulung der Strafverfolgungsbehörden zu Beratungspraxis, For

schung und Medienberichterstattung sowie den Schwierigkeiten in der Befolgung und 

Mobilisierung des Strafrechts. 

▪ Ferner erforderlich ist eine Sensibilisierung über die potenziellen Risiken, wie sich der 

gesellschaftliche Rassismus in ihrer alltäglichen Praxis der Strafverfolgung manifestie

ren kann und welche Möglichkeiten sie haben, mit diesen Risiken professionell umzu

gehen. 

Gute Beispiele für Schulungen der Justiz zum Thema Rassismus finden sich z.B. in 

Deutschland beim Migrationsrat Berlin & Brandenburg101, bei der Deutschen Richteraka

demie102, beim Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz103 und beim Zentrum 

für interkulturelle Kompetenz in Nordrhein-Westfalen104. Hilfreiche Informationen zur 

Aus- und Weiterbildung bietet auch das UNO-Hochkommissariat für Menschenrechte 

an.105 Der Autor dieses Fachberichts ist aktuell in die Vorbereitung und Umsetzung eines 

Schulungsangebots für das Justizpersonal des Bezirksgerichts Zürich und die Jugendan

waltschaft des Kantons Bern involviert.106  

 
101 Vgl. https://www.migrationsrat.de/wp-content/uploads/2018/07/MRBB_Broschuere_Rassismus-und-
Justiz-1.pdf (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
102 Vgl. https://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=3a56dad9-053f-f81a-
0bd3-ee6cac18335e&uCon=ea82ebf4-430e-1919-b81b-671ec836b38f&press=true&pa
gesize=1&page=1&mode=detail (letzter Zugriff: 15. Januar 2026).  
103 Vgl. https://www.bmjv.de/DE/themen/praevention_opferhilfe/extremismus_terrorismus/rechtsextremis
mus/rechtsextremismus_node.html (letzter Zugriff: 15. Januar 2026).  
104 Vgl. https://www.justiz.nrw.de/JM/schwerpunkte/rechtsstaat_leben_erklaeren/zik (letzter Zugriff: 15. Ja
nuar 2026). 
105 Vgl. https://www.ohchr.org/en/stories/2025/06/tackling-racism-criminal-justice-systems-worldwide (letz
ter  
Zugriff: 15. Januar 2026). 
106 Informationen auf Nachfrage.  

https://www.migrationsrat.de/wp-content/uploads/2018/07/MRBB_Broschuere_Rassismus-und-Justiz-1.pdf
https://www.migrationsrat.de/wp-content/uploads/2018/07/MRBB_Broschuere_Rassismus-und-Justiz-1.pdf
https://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=3a56dad9-053f-f81a-0bd3-ee6cac18335e&uCon=ea82ebf4-430e-1919-b81b-671ec836b38f&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail
https://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=3a56dad9-053f-f81a-0bd3-ee6cac18335e&uCon=ea82ebf4-430e-1919-b81b-671ec836b38f&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail
https://www.deutsche-richterakademie.de/icc/drade/nav/4fc/broker.jsp?uMen=3a56dad9-053f-f81a-0bd3-ee6cac18335e&uCon=ea82ebf4-430e-1919-b81b-671ec836b38f&press=true&pagesize=1&page=1&mode=detail
https://www.bmjv.de/DE/themen/praevention_opferhilfe/extremismus_terrorismus/rechtsextremismus/rechtsextremismus_node.html
https://www.bmjv.de/DE/themen/praevention_opferhilfe/extremismus_terrorismus/rechtsextremismus/rechtsextremismus_node.html
https://www.justiz.nrw.de/JM/schwerpunkte/rechtsstaat_leben_erklaeren/zik
https://www.ohchr.org/en/stories/2025/06/tackling-racism-criminal-justice-systems-worldwide
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2 Verbesserung des Zugangs zu den Meldeverfahren bei den Strafverfolgungs- 

behörden 

Die (potenziellen) Opfer von Straftaten, ihr Umfeld und die allgemeine Bevölkerung benö

tigen Hilfestellungen mit Blick auf wissensbezogene, psychologische und soziale Ressour

cen wie namentlich:  

▪ Informationen über die genannten strafrechtlichen Regeln, um wissensbezogene Hür

den beim Zugang zum Recht wie die Unkenntnis über die Rechtslage sowie falsche 

Vorstellungen über das strafrechtliche Verfahren und mögliche Konsequenzen von 

Anzeigen (wie z.B. Unklarheiten über die Kostenfolgen, die Dauer, den Ablauf des 

Verfahrens) herabzusetzen. 

▪ Ferner ist es erforderlich, dass Massnahmen ergriffen werden, welche psychologische 

Barrieren in den Blick rücken wie etwa ein mangelndes Unrechtsverständnis, Scham 

und Ängste, die bei den von Rassismus betroffenen Personen verbreitet sein können. 

▪ Entscheidend ist auch, dass die Menschen im Fall einer Rassismuserfahrung ohne 

grossen Aufwand von der Möglichkeit einer Strafanzeige erfahren können und darin 

gestärkt werden, selbstbestimmt zu entscheiden, ob sie diesen Weg beschreiten 

möchten oder nicht, und dass sie – falls sie das möchten – bei den nachfolgenden 

Schritten begleitet werden. Dafür ist es erforderlich, möglichst breit die lokalen sozia

len Netzwerke zu nutzen, um über die rechtlichen Möglichkeiten zu informieren. 

▪ Menschen aus der Bevölkerung sind darin zu bestärken, Anzeige zu erstatten, wenn 

sie von rassistischer Hetze und Herabsetzung erfahren: Das Recht ist ein Bestandteil 

der staatlichen Sensibilisierungsarbeit für die breite Bevölkerung. Dabei ist zu vermit

teln, dass das Verbot zu Diskriminierung und Aufruf zu Hass eine besondere Stellung 

einnimmt, weil jeder Verstoss dagegen nicht nur das Opfer trifft, sondern ein gesamt

gesellschaftliches Interesse daran besteht, dass mögliche Verletzungen sorgfältig un

tersucht und auch sanktioniert werden.107 

Eine mögliche wirksame Massnahme, mit der das Anzeigeverhalten aus der Bevölkerung 

unterstützt werden kann, wo es rechtlich geboten ist, besteht in der Einrichtung einer 

 
107 Bei Verstössen gegen das Zivilrecht liegt es in der Regel im ausschliesslichen Interesse und auch in der Be
fugnis der diskriminierten Person darüber zu entscheiden, ob der Rechtsweg beschritten werden soll. Bei 
möglichen Verletzungen verwaltungsrechtlicher Bestimmungen kommt es darauf an, ob es ein Einzelfall ist 
oder ob hinter einer Diskriminierung ein systemisches Problem steht.  
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zuständigen Stelle bei der Polizei (etwa nach dem Vorbild der Interventionsstelle häusli

che Gewalt), die unter der Aufsicht der Staatsanwaltschaft steht.  

D. Zugang zum Rechtsschutz durch Beratung 

Eine einfach zugängliche, qualitativ gute, unentgeltliche juristische und psychosoziale Be

ratung ist ein entscheidender Faktor, damit sich von Rassismus betroffene Menschen mit 

den Mitteln des Rechts (erfolgreich oder überhaupt) wehren.108 Daher macht human

rights.ch in seinem Entwurf für ein Rahmengesetz zur Bekämpfung von Diskriminierung in 

einem eigenen Artikel den Vorschlag: Wer von einer Diskriminierung betroffen ist oder 

wem eine solche droht, hat Anspruch auf unentgeltliche Rechtsberatung und psychosozi

ale Beratung bei dafür spezialisierten, vom Staat unabhängigen Stellen. Diese gilt für alle 

rechtlichen Mittel, auch jene nicht strafrechtlicher Natur wie etwa im Verwaltungs- und 

Privatrecht. Wer von einer strafrechtlich relevanten Diskriminierung betroffen ist, hat zu

sätzlich Anspruch auf Unterstützung nach dem Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von 

Straftaten. Der Staat soll verpflichtet werden, die für die Beratung erforderlichen finanzi

ellen, personellen und fachlichen Mittel zu sichern.  

Im Kanton Zürich ist die Situation aktuell so, dass die Zürcher Anlaufstelle Rassismus 

ZüRAS, die einen interdisziplinären Beratungsansatz verfolgt, der sich in der Praxis auch 

bewährt, ein entsprechendes Mandat hat. Die ZüRAS bietet Beratung und Unterstützung 

von Personen, die Diskriminierung erleben, Zeug:innen, Menschen aus dem Umfeld der 

Betroffenen sowie beschuldigten Personen. Nach Auskunft eines Experten der ZüRAS be

stehen die Herausforderung darin, einerseits die Bekanntheit und die Bereitschaft der Be

völkerung zu verbessern, sich an die Beratungsstelle zu wenden, und andererseits die not

wendigen finanziellen und fachlichen Ressourcen für den potenziellen Anstieg der Bera

tungsnachfragen zu sichern. Um den Bekanntheitsgrad sowie den Zugang zur Beratungs

stelle zu verbessern wäre beispielsweise die Einrichtung einer einfachen, dreistelligen Te

lefonnummer (nach dem Vorbild der Dargebotenen Hand) für sämtliche Diskriminierungs

fragen denkbar, die mittels einer kantonalen Kampagne bekanntgemacht wird, z.B. „101 

– deine Anlaufstelle bei Diskriminierung“. Ein interessantes Beispiel ist auch die im ge

samten US-Gebiet aktive Beratungs-Hotline VictimConnect, an die sich Menschen, die Op

fer oder Zeugen einer möglichen Straftat telefonisch wenden können und praktische 

Tipps erhalten, wie sie vorgehen sollen.109 

 
108 Vgl. PÖGGEL et al. 
109 Abrufbar unter: https://victimconnect.org (letzter Zugriff: 15. Januar 2026) 

https://victimconnect.org/
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Eine nützliche Hilfestellung zur Förderung der Zugänglichkeit von Beratungsangeboten 

bieten ausserdem die Qualitätsstandards zur Antidiskriminierungsberatung in der Praxis 

des Antidiskriminierungsverbandes Deutschland.110  

E. Empfehlungen 

Empfehlung 3 – Aus- und Weiterbildung (Kap. 2b) 

Dem Kanton wird nahegelegt, ein Weiterbildungsprogramm für kantonale Behörden zu 

Rassismus und den rechtlichen Verpflichtungen im Umgang mit Rassismus sowie den ent

sprechenden Strategien, Methoden und Praxisinstrumenten zu entwickeln. Ziel ist es, die 

Behörden adressatengerecht über ihre Verantwortlichkeiten bei der Bekämpfung von 

Rassismus im Allgemeinen und bei der Um- und Durchsetzung des Rechts im Besonderen 

zu sensibilisieren. 

Empfehlung 4 – Zugang zum Recht (Kap. 2b) 

Der Kanton benötigt ein Bündel an Vorkehrungen, die die Wirksamkeit des rechtlichen 

Schutzes (Befolgung und Mobilisierung des Rechts) verbessern. Diese Wirksamkeit hängt 

entscheidend davon ab, wie gut der Zugang zu Beratung und den Rechtsverfahren (ver

waltungs-, straf- und zivilrechtlicher Art) gewährleistet ist. Damit verbunden ist das Ziel, 

wissensbezogene, finanzielle, psychologische, soziale und prozedurale Hürden für die Be

troffenen und die für die Durchsetzung des Rechts zuständigen Stellen herabzusetzen. 

Neben einem starken rechtlichen Rahmen (s. Empfehlung 2 zu Kap. 2a), einer guten Aus- 

und Weiterbildung der Mitarbeitenden der Behörden (s. Empfehlung 3) ist eine robuste 

und unabhängigen Beratung besonders zentral. Sie muss mit genügend Mitteln ausgestat

tet werden, Reichweite und einen hohen Bekanntheitsgrad haben und für Menschen un

abhängig von Herkunft, sozialer Stellung und Geschlecht vertrauenswürdig und leicht zu

gänglich sein. Denkbar ist, dafür eine eigene Telefonnummer einzurichten. 

Mit Blick auf die Empfehlungen 2-4 gilt es, im Lichte des kantonalen Massnahmenplans 

Diskriminierungsschutz, weitere Diskriminierungskategorien einzubeziehen und die Um

setzung der Empfehlungen kategorienübergreifend zu planen. Auf diese Weise entstehen 

Potenziale, Synergien zu schaffen, und ressourcenbelastende Doppelspurigkeiten werden 

vermieden. 

 
110 Abrufbar unter: https://www.antidiskriminierung.org/publikationen-des-advd/antidiskriminierungsbera
tung-in-der-praxis (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.antidiskriminierung.org/publikationen-des-advd/antidiskriminierungsberatung-in-der-praxis
https://www.antidiskriminierung.org/publikationen-des-advd/antidiskriminierungsberatung-in-der-praxis
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Kap. 3) Sensibilisierung und Prävention 

A. Inhalt des Postulats 

Das Postulat fordert vom Regierungsrat, präventive Massnahmen und Sensibilisierung in 

verschiedenen Bereichen des gesellschaftlichen Zusammenlebens zu prüfen. Es wird fest

gehalten, dass Beratungen, für die im Kanton hauptsächlich von der Zürcher Anlaufstelle 

Rassismus ZüRAS zuständig ist, zwar sehr wichtig, doch nicht umfassend genug seien, um 

Minderheiten zu schützen. Damit wird deutlich, dass der Regierungsrat Präventions- und 

Sensibilisierungsmassnahmen breit in den Blick nehmen soll. Eine breite Ausrichtung ver

langen die internationalen Übereinkommen111 (unter Einschluss des internationalen soft 

law) wie insbesondere die ECRI mit ihren diversen Empfehlungen112 sowie die RDK, wel

che die Prävention und Sensibilisierung als zwei gewichtige, voneinander unterschiedli

che, aber auch eng miteinander verbundene Zielsetzungen in der Bekämpfung der Ras

sendiskriminierung versteht.113 

Art. 1 Abs. 1 RDK verpflichtet die Vertragsstaaten dazu, „mit allen geeigneten Mitteln“114 

eine Politik zu verfolgen, mit der Rassendiskriminierung beseitigt wird. Mit Blick auf die 

Sensibilisierung müssen die Vertragsstaaten „unmittelbare und wirksame Massnahmen, 

insbesondere auf dem Gebiet des Unterrichts, der Erziehung, Kultur und Information, […] 

treffen, um Vorurteile zu bekämpfen, die zu Rassendiskriminierung führen, [und] zwi

schen den Völkern und Rassen- oder Volksgruppen Verständnis, Duldsamkeit und Freund

schaft zu fördern“ (Art. 7 RDK). 

Mit Fokus auf die Prävention sind die Vertragsstaaten verpflichtet „dafür zu sorgen, dass 

alle staatlichen und örtlichen Behörden und öffentlichen Einrichtungen im Einklang“ mit 

dem Verbot der Rassendiskriminierung handeln (Art. 2 Abs. 1 Bst. a Teilsatz 2); „alle Ge

setze und sonstigen Vorschriften zu ändern, aufzuheben oder für nichtig zu erklären, die 

eine Rassendiskriminierung – oder dort, wo eine solche bereits besteht, ihre Fortsetzung 

– bewirken“ (Bst. c); „jede durch Personen, Gruppen oder Organisationen ausgeübte Ras

sendiskriminierung […] einschliesslich der durch die Umstände erforderlichen Rechtsvor

schriften“ zu verbieten (Bst. d) sowie „alle eine Rassenintegrierung anstrebenden 

 
111 Für eine Übersicht zu den Verpflichtungen vgl. NAGUIB, Integrationspolitik, S. 107ff. und 194ff. 
112 Vgl. u.a. ECRI, Allgemeinen Empfehlung Nr. 1, abrufbar unter: https://www.coe.int/en/web/european-
commission-against-racism-and-intolerance/ecri-standards (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
113 Vgl. WIECKEN, in: Angst/Lantschner, ICERD, Art. 7. 
114 Vgl. GRAGL, in Angst/Lantschner, ICErD, Art. 1.  

https://www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-intolerance/ecri-standards
https://www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-intolerance/ecri-standards
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Organisationen und Bewegungen zu unterstützen und allem entgegenzutreten, was zur 

Rassendiskriminierung beiträgt“ (Bst. e).115 

B. Gelingensbedingungen der Sensibilisierung und Prävention 

Massnahmen zur Prävention bezwecken, Personen, Regeln, Prozesse und Entscheidungen 

so aufzustellen, dass sie möglichst keine Diskriminierungen begehen bzw. Diskriminierun

gen abbauen und vermindern helfen. Sensibilisierung ist ein Bestandteil davon, indem 

dafür gesorgt wird, dass das Verständnis und die Erkenntnismöglichkeiten für das Prob

lem von Rassismus und Diskriminierung sowie Gegenmassnahmen unterstützt werden.116 

Das Problem soll in das Bewusstsein der Angesprochenen gebracht und darüber hinaus 

ihre Aufmerksamkeit für die Thematik geschärft werden. 

Sensibilisierung hat den Zweck und ist zugleich eine Voraussetzung für Prävention. Ent

scheidend für die Wirksamkeit von Sensibilisierungsmassnahmen ist, dass sie über die 

Sensibilisierung mit Blick auf die Einstellung und Haltung von Individuen hinausgehen und 

auch die Verhaltensänderung in den Fokus nehmen. Daher ist es entscheidend, dass Sen

sibilisierung und Prävention aufeinander aufbauen und sich wiederholen.  

Ausserdem besteht eine Reihe weiterer Gelingensbedingungen für wirksame Sensibilisie

rung und Prävention.117 Namentlich erfordern Massnahmen zur Sensibilisierung und Prä

vention eine starke, sichtbare und konsistente Unterstützung durch die politischen und 

operativen Führungspersonen, eine präzise Ausrichtung auf die spezifischen Umstände in 

der jeweiligen Organisation und Gruppe sowie Orientierung an wichtigen operationellen 

Organisationszielen. Schulungen sollen sich an qualifizierte Personen richten. Sie müssen 

sich an generellen Prozessen/Verfahren/Praxen innerhalb einer Organisation ausrichten 

und Rassismus als Querschnittsthema behandeln, das sich auf eine spezifische Gruppe 

von Menschen oder Individuen reduzieren lässt. Sodann ist der Fokus auf das Verhalten 

und nicht allein auf die Veränderung von Einstellungen auszuweiten; die Schulungen sol

len breite Bemühungen innerhalb von Organisationen anstossen. 

 
115 Vgl. BARSKANMAZ, in: Angst/Lantschner, ICERD, Art. 2 Abs. 1. 
116 Vgl. NAGUIB/PÄRLI, Diskriminierungsschutz, Kap. 1. 
117 Ausführlich dazu NAGUIB/PÄRLI, Diskriminierungsschutz, Kap. 1. 
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C. Sensibilisierung und Prävention durch Recht 

Aus rechtstheoretischer Sicht hat Recht zahlreiche Funktionen.118 Unter anderem trägt es 

zur Befriedung von Konflikten bei, indem es Unrecht beseitigt, verhindert, wiedergut

macht und bis zu einem gewissen Grad ausgleichende Massnahmen ergreift. Recht aner

kennt Erfahrungen der Würdeverletzung, Ungerechtigkeit und Verletzungen der Persön

lichkeit als Unrecht und nimmt dadurch die Unrechtserfahrungen von betroffenen Perso

nen bzw. Gruppen ernst. Ausserdem trägt Recht dazu bei, gesellschaftliche Werte zu be

stätigen, zu verankern und langfristig zu stabilisieren. Je besser das Recht diese Funktio

nen erfüllt, desto wirksamer ist es. 

Dem Recht (inklusive der das Recht tragenden und vermittelnden institutionell-organisa

torischen Vorkehrungen) ist somit logisch die Aufgabe inhärent, über die rechtlichen In

halte, Verfahren und Rechtsfolgen zu informieren. Die Rechtsunterworfenen wie nament

lich die Gesellschaft, die tragenden Institutionen und privaten Organisationen müssen 

sensibilisiert werden. Denn nur wer über das Recht Bescheid weiss, intuitiv wie kognitiv, 

kann ihm Folge leisten. Damit wird auch bezweckt, Rechtsverstösse bzw. rechtswidrige 

Handlungen bzw. Unterlassungen zu verhindern.  

Neben dem originären Sprechakt, der mit dem Erlass und Bestehen eines Verbots (z.B. ein 

Diskriminierungsverbot), Gebots oder einer Verpflichtung (z.B. zum Ergreifen von Sensibi

lisierungsmassnahmen) in Form eines Gesetzes vorliegt, besteht das zentrale Instrumen

tarium der Vermittlung des Rechts und sein Inhalt insbesondere in den prozessualen Vor

kehrungen: Gesetzgebungsverfahren, Strafverfahren, Zivilprozesse und Verwaltungsver

fahren bieten ein nicht zu unterschätzendes Potenzial, Wissen über Rassismus und Antira

ssismus zu vermitteln, zu erarbeiten und weiterentwickeln. Davon profitieren sämtliche 

direkt Beteiligten (gesetzgebende Akteure, Konfliktparteien, Rechtsstab etc.), die für die 

Umsetzung verantwortlichen Organisationen sowie die Gesellschaft als Ganze (über die 

demokratischen Rechte, das Öffentlichkeitsprinzip, die Medien). 

Ein Beispiel für die Bedeutung des Rechts im Bereich der Sensibilisierung und Prävention 

von Rassismus sind die Einführung sowie die Um- und Durchsetzung des strafrechtlichen 

Verbots zur Rassendiskriminierung.119 Sie haben das Verständnis von Rassismus und Anti

rassismus über mittlerweile mehr als drei Jahrzehnte entscheidend geprägt. Einerseits 

haben schwerwiegende Formen des Rassismus (wie insbesondere rechtsextreme Gewalt, 

 
118 Vgl. ausführlich dazu RAISER, 3. Teil; MAHLMANN; BAER. 
119 Vgl. NAGUIB, Recht gegen Rassismus. 
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die Holocaust-Leugnung, offen rassistische Hetze) sowie die Bedeutung des Kampfes da

gegen mit den Mitteln des Rechts in der breiten Bevölkerung sowie bei Expert:innen an 

Bekanntheit gewonnen. Andererseits hat die Strafnorm gerade durch ihre Breitenwirkung 

dazu beigetragen, dass ein enges, auf das Strafrecht fokussiertes Rassismus-Verständnis 

in der Bevölkerung zementiert wurde, was sich im Zuge der Black-Lives-Matter-Bewegung 

manifestiert hat und zumindest im Ansatz in weite Kreise der Bevölkerung gedrungen 

sind.120 

Das Verständnis von Rassismus oder andere Formen der Diskriminierung in der Bevölke

rung ist entscheidend auch von der rechtlichen Regulierung geprägt. Beispiele dazu sind 

das Behindertengleichstellungsgesetz121, das die Wahrnehmung des Behinderungsbegrif

fes gesamtgesellschaftlich mitverändert hat sowie das Deutsche Allgemeine Gleichbe

handlungsgesetz122, welches den Diskriminierungsbegriff in der deutschen Bevölkerung 

prägte. Ebenso interessant ist der Wandel der Vorstellung von Geschlechterrollen im 

Zuge der Entstehung und Umsetzung des Gleichstellungsgesetzes für Frau und Mann.123 

D. Information und Aufklärung 

Sensibilisierung ergibt sich aus Information und Aufklärung.124 Information vermittelt Wis

sen zum Problem der Diskriminierung und über Massnahmen, die dagegen eingesetzt 

werden können. Aufklärung erklärt die Hintergründe und stellt Zusammenhänge her. Da 

es keine theoretisch systematisierte Typologie einer bewährten Praxis von Instrumenten 

und Handlungsmöglichkeiten in den Bereichen Information und Aufklärung gibt, stützt 

sich die folgende Aufzählung auf ein Screnning der Förderungspraxis125 der Fachstelle für 

Rassismusbekämpfung des Bundes FRB sowie der im Rahmen des KIP 3 im Förderbereich 

Umgang mit Vielfalt und Diskriminierungsschutz bisher unterstützten Projekte126: 

▪ schriftliche Informationen zur Vermittlung von generell-abstrakten Informationen 

(wie Broschüren, Homepages, Soziale Medien); 

 
120 Auch wenn es dazu keine wissenschaftlichen Studien gibt, zeigt sich sowohl in der Medienberichterstat
tung als auch in den Entwicklungen der Stellungnahmen und Analysen staatlicher Fachinstitutionen wie z.B. 
die Fachstelle für Rassismusbekämpfung und die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus, dass sich der 
Blick auf strukturelle Aspekte des Rassismus ausgeweitet hat (vgl. Kap. A.1 zu Tragweite des Postulats). 
121 Vgl. EGGER et al.  
122 Vgl. BERGHAHN et al.  
123 Vgl. VATERLAUS et al. 
124 Vgl. NAGUIB/PÄRLI, Diskriminierungsschutz, Kap. 1. 
125 Abrufbar unter: https://www.frb.admin.ch/de/projektfoerderung (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
126 Vgl. auch https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/integration-einbuergerung/integrationsfoerde
rung/kantonale-programme/kip-3.html (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.frb.admin.ch/de/projektfoerderung
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/integration-einbuergerung/integrationsfoerderung/kantonale-programme/kip-3.html
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/integration-einbuergerung/integrationsfoerderung/kantonale-programme/kip-3.html
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▪ schriftliche Verhaltensanleitungen wie Verhaltenskodexe und Leitlinien zur Erklärung 

von Prinzipien und Grundsätzen einer Institution, Branche, eines Berufsfeldes; 

▪ Veranstaltungen wie Sitzungen, Gespräche, Schulungen, Workshops, die dazu dienen, 

Grundlagen zu vermitteln;  

▪ Schulungen für Schlüsselpersonen, die das Ziel haben, Wissen zu Rassismus, Diskrimi

nierung und Gegenmassnahmen zu vermitteln. Adressat:innen sind Entscheidungsträ

ger:innen, Projekt- und Netzwerkleitende sowie Koordinator:innen, Peer- sowie an

dere Personen, deren Arbeit eine Schlüsselposition betreffen. Formen von Schulun

gen sind Informationskurse, interkulturelle Sensibilisierung, Schulungen zur Sensibili

sierung für Rassismus, Gleichstellungskurse, Anti-Rassismus und Diversity-Training; 

▪ Audit und Monitoring, die darauf abzielen, innerhalb einer Organisation bestehende 

Ungleichheiten und Konflikte zwischen verschiedenen Gruppen aufzuzeigen.  

Damit Massnahmen zur Information und Aufklärung im Handeln der Menschen und Insti

tutionen bestmögliche Wirksamkeit erzielen, ist es zentral, diese in einen aufbauenden 

Prozess zu integrieren. Information und Aufklärung funktioniert nur effektiv, wenn sie in 

der Praxis eingeübt, diese Erfahrung wiederum in den relevanten Gruppen, Teams und 

unter Peers theoretisch reflektiert und die Theorie/Praxis-Zusammenhänge wiederholt 

und vertieft werden. Auf diese Weise kann ein Lernprozess angestossen werden, der zu 

einer Verhaltensveränderung führt. Gute Informations- und Aufklärungsmassnahmen 

sind nie singulär, sondern immer Teil von Projekten der institutionellen Öffnung und 

Transformation, Organisationsentwicklung, erinnerungskulturellen Initiativen und Kam

pagnen (vgl. hierzu die folgenden Ausführungen).  

E. Institutionelle Öffnung, Transformation und 

Mainstreaming 

Institutionelle Öffnung, Transformation und Mainstreaming im Bereich der Nichtdiskrimi

nierung, Gleichstellung und Diversität bezwecken, eine Organisationskultur und -praxis 

aufzubauen und weiterzuentwickeln, welche alle Angehörigen einer Organisation befähi

gen soll, in einer Art und Weise zu handeln und mitzuwirken, die zu grösserer Flexibilität, 

Kreativität und Effizienz in der Leistungserbringung für alle Menschen führt.127 Es wird si

chergestellt, dass bei der Entwicklung und Umsetzung von Gesetzen oder Projekten in 

 
127 Vgl. LEIPRECHT, S. 95ff. mit weiteren Hinweisen; NAGUIB, Integrationspolitik, S. 307ff. 
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allen Entscheidungen und Prozessen die Auswirkungen auf diskriminierte Gruppen und 

die Einbeziehung verschiedener Perspektiven und Interessen gleichwertig berücksichtigt 

werden. Dies ist mit dem Ziel verbunden, Menschen nicht zu diskriminieren, sie anzuer

kennen, gleichberechtigte Teilhabe zu gewährleisten und Inklusion anzustreben.  

Institutionelle Öffnungs-, Transformations- und Mainstreamings-Prozesse sind geplant, 

systematisch und langfristig ausgerichtet. Sie starten damit, den „Kern einer Institution zu 

befragen, sie daraufhin abzuklopfen, ob die Räume, die Leitideen, die Regeln, die Routi

nen, die Führungsstile, die Ressourcenverteilungen sowie die Kommunikation nach aus

sen im Hinblick auf die Vielheit“128 von Menschen mit und ohne Migrationsgeschichte, mit 

und ohne Rassismuserfahrung sowie mit und ohne Schweizer Pass gerecht und effektiv 

sind. Das Personal (Angestellte), das Programm (Leistungen), das Publikum (Bevölkerung) 

und die Kooperationen (Zusammenarbeit im Rahmen von Leistungsaufträgen, Subventio

nen etc.) der kantonalen Behörden werden so weiterentwickelt, dass die Leistungen be

nachteiligungsfrei erbracht werden und die Bedürfnisse möglichst aller Bevölkerungsteile 

bei der Leistungserbringung berücksichtigt werden.  

Die staatliche Verantwortung für institutionelle Transformationsprozesse betreffen auch 

private Organisationen mit staatlicher Beteiligung, an sie delegierte Aufgaben und an sie 

ausgerichtete relevante Subventionen. Mit Blick auf die Bedeutung staatlicher Beteiligung 

und der staatlichen Aufgabe, die zu erbringen ist, oder der Höhe der Subventionen gilt es 

abzuwägen, ob der Kanton gewisse Massnahmen verpflichtend vorgibt oder eher Anreize 

schafft. Zu den möglichen Instrumenten des Staates gehören Verpflichtungen im Verwal

tungsrecht, Bedingungen und Auflagen bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen, die 

an Mindestbedingungen oder besondere nichtdiskriminierende Massnahmen geknüpft 

werden, die Zertifizierung von nichtdiskriminierenden Organisationen und Prozessen im 

Rahmen von Labels, ein systematisches Rating von Betrieben und das Bekanntmachen 

von vorbildhaften Beispielen.  

Ein gutes Beispiel ist das Förderprogramm Diversität und Chancengleichheit der Pro Hel

vetia mit Angeboten wie Workshops zu Diversitätsprozessen im Kulturbetrieb, Prozessbe

gleitung durch Diversitätsexpert:innen, Veranstaltungen und Entwicklung von Arbeits

tools für den Schweizer Kulturbetrieb, spezifische Förderaktivitäten in den einzelnen 

Sparten sowie einem Gendermonitoring.129 Orientierung bietet auch die von der 

 
128 Zitiert und in Anlehnung an ein Zitat in TERKESSIDIS, S. 139. 
129 Abrufbar unter: https://prohelvetia.ch/de/unsere-foerderbereiche/diversitaet-chancengleichheit/ (letzter 
Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://prohelvetia.ch/de/unsere-foerderbereiche/diversitaet-chancengleichheit/
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Fachstelle für Rassismusbekämpfung des Bundes entwickelte Roadmap zur institutionel

len Öffnung.130 Zu erwähnen ist auch die Vielfaltsfinder-Plattform und Datenbank von 

Migros-Engagement, die Expert:innen im Bereich der interkulturellen Transformation und 

Projektberatung vermitteln.131 

F. Erinnerungskultur 

Eine Studie im Auftrag der Stadt Zürich liefert eine wissenschaftliche und praxisnahe Auslege

ordnung zur Erinnerungskultur.132 Erinnerungskultur im hier verstandenen Sinne strebt den 

bewussten und kritischen Umgang der Bevölkerung mit ihrer Vergangenheit an und bringt 

diese mit der Gegenwart und Zukunft in einen systematischen Zusammenhang, um Gerechtig

keit zu schaffen. Vergangenes und gegenwärtiges Unrecht sowie emanzipatorische und Wi

derstandskämpfe werden im Lichte historischer und aktueller Entwicklungen und Verhältnisse 

reflektiert. Es werden Lernprozesse angestossen und die breite Bevölkerung und Entschei

dungsträger:innen inspiriert, Handlungsstrategien für einen angemessenen Umgang mit den 

tatsächlichen und potenziellen Auswirkungen historisch gewachsener Ungleichheiten und 

problematischen Entwicklungen zu finden. Ebenso geht es darum, eine Zukunft zu imaginieren 

und Denk- und Handlungsspielräume zu schaffen, die einen fantasievollen und kreativen Um

gang für demokratisches Engagement unterstützen.  

Antirassistische Erinnerungskultur befasst sich zum Beispiel mit den Verstrickungen Europas, 

der Schweiz, des Kantons – in ihren vielschichtigen kulturellen, ökonomischen, politischen Fa

cetten – in den Kolonialismus, den transatlantischen Sklavenhandel, die Dekolonisierung, die 

Black-Lives-Matter-Bewegung und ihre Auswirkungen auf epistemischer, institutioneller und 

personaler Ebene.133 Sie sorgt dafür, dass das Wissen über die Kontinuität des Anti-Schwar

zen-Rassismus, über antirassistische Kämpfe, die Anti-Apartheid-Bewegung und postkoloniale 

Kritik in der Bevölkerung verankert wird. Es werden zudem Zusammenhänge mit anderen For

men des Rassismus und Antirassismus hergestellt, die aber auch für sich alleine Ausgangs

punkt erinnerungskultureller Initiativen sein können wie z.B. der Rassismus gegen Migrant:in

nen-Gruppen und Asylsuchende, die Fluchthilfe im Zweiten Weltkrieg und in der Nachkriegs

zeit, die Migrations- und Asylbewegung in den 1960er- bis 1980er-Jahren sowie Demonstrati

onen gegen Rassismus und die Institutionalisierung des Antirassismus, der Antijudaismus, die 

 
130 Abrufbar unter: https://www.frb.admin.ch/dam/de/sd-web/YiUiuo89lNsJ/Roadmap%20Öff
nung%20der%20Institutionen%20-%20Web%20Version.pdf (letzter Zugriff: 15. Januar 2026); vgl. zudem: 
https://www.socialdesign.ch/oeffnung-der-institutionen-umgang-mit-diversitaet/ (letzter Zugriff: 15. Januar 
2026). 
131 Abrufbar unter: https://engagement.migros.ch/de/vielfaltsfinder (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
132 Abrufbar unter: file:///C:/Users/Tarek%20Naguib/Downloads/auslegeordnung-erinnerungskultur-stadt-
zuerich.pdf (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
133 Vgl. Kap. A.1 zu Tragweite des Postulats. 

https://www.frb.admin.ch/dam/de/sd-web/YiUiuo89lNsJ/Roadmap%20%C3%96ffnung%20der%20Institutionen%20-%20Web%20Version.pdf
https://www.frb.admin.ch/dam/de/sd-web/YiUiuo89lNsJ/Roadmap%20%C3%96ffnung%20der%20Institutionen%20-%20Web%20Version.pdf
https://www.socialdesign.ch/oeffnung-der-institutionen-umgang-mit-diversitaet/
https://engagement.migros.ch/de/vielfaltsfinder
file:///C:%5CUsers%5CTarek%20Naguib%5CDownloads%5Causlegeordnung-erinnerungskultur-stadt-zuerich.pdf
file:///C:%5CUsers%5CTarek%20Naguib%5CDownloads%5Causlegeordnung-erinnerungskultur-stadt-zuerich.pdf
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jüdische Emanzipation, der Antisemitismus und Holocaust sowie die Aufarbeitung im Rahmen 

der Bergier-Kommission, die Situation von reisenden Jenischen, Roma, Sinti etc. 

Eine strukturierte Form der staatlichen Unterstützung erinnerungskultureller Arbeit ist in 

besonderem Masse dazu geeignet, die antirassistische Sensibilisierung und Prävention 

nachhaltig in den Institutionen und der Bevölkerung zu verankern. Die hat auch Folgen für 

die staatlichen Organe und Behörden, und zwar in dem Sinne, als sie dazu beitragen kön

nen, die Sensibilität und das Wissen zu Kontinuitäten und Veränderungen diskriminieren

der und antidiskriminatorischer Praxen zu verbessern. Zwei aktuell laufende Beispiele 

sind das Berner Projekt „Das Wandbild muss weg“134 und das Projekt der Stadt Zürich, 

eine Strategie Erinnerungskultur zu erarbeiten135. Während sich in Bern die Frage stellt, 

welche grundlegenden Erkenntnisse sich aus der Erfahrung am konkreten Beispiel für 

weitere Projekte ziehen lassen, folgt auf die Zürcher Strategie die Herausforderung, diese 

koordiniert und langfristig umzusetzen. Interessant ist ferner das Projekt „Weg der Viel

falt“136 der Stadt St. Gallen, der einen holistischen Ansatz wählt und neben Aspekten rund 

um Rassismus (wie Migration, Asyl, Rassismus, Kolonialismus und Antisemitismus) auch 

Kategorien wie unter anderem das Geschlecht, die sexuelle Orientierung, das Lebensalter, 

die Weltanschauung, Behinderung sowie die sozioökonomische Situation thematisiert. 

Interessante Inspirationen bieten zudem die Projekte „Schwarzenbach-Komplex“137 und 

„Tribunal NSU-Komplex auflösen“138, Veranstaltungsreihen, die sich mit der Schwarzen

bach-Zeit und ihren Auswirkungen bzw. mit den Verbrechen des Nationalsozialistischen 

Untergrundes (NSU) und dem (rechtsstaatlich höchst problematischen) Umgang mit des

sen Aufarbeitung auseinandersetzen. 

Die Beispiele zeigen, dass erinnerungskulturelle Projekte in besonderer Weise dazu geeig

net sind, auch intersektionale, interdependente, Diskriminierungskategorien übergrei

fende Transformationsprozesse zu unterstützen. 

 
134 Abrufbar unter: https://www.bhm.ch/de/ausstellungen/aktuelle-ausstellungen/widerstaende (letzter Zu
griff: 15. Januar 2026).  
135 Mehr unter: https://www.stadt-zuerich.ch/de/stadtleben/stadtportraet/zuerichs-geschichte/erinnerungs
kultur.html (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
136 Abrufbar unter: https://www.stadt.sg.ch/home/freizeit-tourismus/stgallen-entdecken/weg-der-viel
falt.html  
(letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
137 Abrufbar unter: https://www.schwarzenbach-komplex.ch/cms/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
138 Abrufbar unter: https://www.nsu-tribunal.de (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.bhm.ch/de/ausstellungen/aktuelle-ausstellungen/widerstaende
https://www.stadt-zuerich.ch/de/stadtleben/stadtportraet/zuerichs-geschichte/erinnerungskultur.html
https://www.stadt-zuerich.ch/de/stadtleben/stadtportraet/zuerichs-geschichte/erinnerungskultur.html
https://www.stadt.sg.ch/home/freizeit-tourismus/stgallen-entdecken/weg-der-vielfalt.html
https://www.stadt.sg.ch/home/freizeit-tourismus/stgallen-entdecken/weg-der-vielfalt.html
https://www.schwarzenbach-komplex.ch/cms/
https://www.nsu-tribunal.de/
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G. Campaigning 

Zielgerichtete Kampagnen, die an die Öffentlichkeit und Politik gerichtet sind, haben ein 

beachtliches Potenzial, nachhaltig über Rassismus und Antirassismus zu sensibilisieren. 

Zur Illustration sei an dieser Stelle die Kampagne gegen Racial Profiling erwähnt, welche 

die gleichnamige Allianz lanciert hat.139 Diese wurde als pluri-direktionale Netzwerkkam

pagne konzipiert mit dem Zweck, Organisationen, Kollektive und Individuen zu mobilisie

ren, sich gegen den institutionellen Rassismus der Polizei und der Justiz im Umgang damit 

zu engagieren. Motor der Kampagne bilden die zwei strategischen Rechtsverfahren „Wa 

Baile“ und „Wilson A.“. Der Allianz ist es dank mehrjähriger Präsenz gelungen, den Begriff 

und das Problem des „Racial Profiling“ in breiten Kreisen der Bevölkerung einzuführen. 

Die Kampagne wird einerseits als Vorbild für eine selbstbewusste Form der emanzipierten 

antirassistischen Praxis wahrgenommen, andererseits aber auch immer wieder von unter

schiedlicher Seite kritisiert.140 Durch eine öffentlichkeitswirksame Begleitung der Rechts

verfahren, ihre wissenschaftliche Einordnung in den Formen der Prozessbeobachtung und 

Publikationen141, kulturpolitische Interventionen mittels Tribunalen und praktische Ratge

ber für auf unterschiedliche Weise betroffene Menschen (Opfer, Zeug:innen, Angehörige) 

konnten Menschen inspiriert werden, sich im Rahmen ihrer Wirkungsmöglichkeiten und 

Interessen mit Rassismus auseinanderzusetzen und sich gegen den institutionellen Rassis

mus von Polizei und Justiz zu engagieren. Zudem kommen die politischen und operativen 

Entscheidungsträger:innen in Polizei und Justiz nicht mehr darum herum, das Problem 

gänzlich zu ignorieren. Über den Impact bzw. die Nachhaltigkeit der Kampagne, auch im 

Lichte möglicher kontraproduktiver Effekt kann im jetzigen Zeitpunkt noch nichts ab

schliessend gesagt werden. Ein grundlegendes Problem ist, dass solche vergleichsweise 

kleinen Kampagnen nur selten wissenschaftlich begleitet werden. Fest steht jedoch, dass 

das Phänomen des Racial Profiling als solches in weiten Kreisen in den Medien diskutiert 

wurde. 

Anders als bei zivilgesellschaftlichen Kampagnen ist der Staat bei eigenen Kampagnen da

rauf beschränkt, Informationen zu vermitteln. Ein typisches Beispiel dafür ist die „Stop 

Aids“-Kampagne, die 1987 lanciert wurde. Sie zielte darauf ab, das Bewusstsein für 

 
139 Abrufbar unter: https://www.stop-racial-profiling.ch (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
140 Insbesondere die politische und operative Polizeiführung wehrt sich immer wieder vehement gegen den 
Vorwurf des systemischen Rassismus bei der Polizei; vgl. u.a. Karin Rykart, Sicherheitsdirektorin der Stadt 
Zürich, swissinfo.ch, 29. Februar 2024, abrufbar unter: https://www.swissinfo.ch/ger/gr%C3%BCne-polizei
vorsteherin-wehrt-sich-gegen-linke-vorw%C3%BCrfe-an-polizei/73139792 (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
141 WA BAILE et al.; KOLLABORATIVE FORSCHUNGSGRUPPE RACIAL PROFILING. 

https://www.stop-racial-profiling.ch/
https://www.swissinfo.ch/ger/gr%C3%BCne-polizeivorsteherin-wehrt-sich-gegen-linke-vorw%C3%BCrfe-an-polizei/73139792
https://www.swissinfo.ch/ger/gr%C3%BCne-polizeivorsteherin-wehrt-sich-gegen-linke-vorw%C3%BCrfe-an-polizei/73139792
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HIV/Aids zu schärfen und die Anwendung von Kondomen zur Prävention zu fördern. Ein 

Hauptmerkmal der Kampagne waren die damals als eher schockierend wahrgenommene 

Bilder und Slogans, welche die Aufmerksamkeit der Bevölkerung erregten und die den 

Ernst der Situation verdeutlichten. Eine Evaluation hat gezeigt, dass die Kampagne dazu 

beigetragen hat, das Bewusstsein für HIV/AIDS in der Schweizer Bevölkerung zu verstär

ken und den Gebrauch von Kondomen zu fördern. Dies führte zu einer Verringerung der 

Neuinfektionen. Entscheidend für den Erfolg der „Stop Aids“-Kampagnen waren die drei 

Faktoren der Virulenz und Dringlichkeit des Problems einerseits sowie die affektiv-ein

dringliche und flächendeckende Kampagne.142 

Informations- und Sensibilisierungskampagnen fallen potenziell vor allem dann auf frucht

baren Boden, wenn aktuelle und schwerwiegende Ereignisse die Bevölkerung beschäfti

gen. Ein Beispiel für ein solches Ereignis sind die 77 gewalttätigen und tödlichen Angriffe 

auf Wohnheime von Asylsuchenden in den Jahren 1989–1992. Diese rassistischen, frem

denfeindlichen, ausländerfeindlichen und teilweise faschistischen Taten führten dazu, 

dass der Bundesrat die Ratifizierung der Rassendiskriminierungskonvention und die Ein

führung einer Strafnorm zur Rassendiskriminierung beschloss. Auch wenn dies nicht als 

eigentliche Kampagne klassifiziert werden kann, bereiteten diese tragischen Ereignisse 

den Boden für die Bereitschaft der Bevölkerung hinzusehen, Rassismus besser zu verste

hen und die Einführung der Strafnorm zu unterstützen.143  

Der Erfolg von staatlichen Informationskampagnen hängt wesentlich davon ab, inwieweit 

Raum für affektive Resonanz geschaffen wird. Aussicht auf Wirksamkeit haben auch hier 

vor allem jene Kampagnen, die langfristig aufgestellt sind wie z.B. die sich jährlich wieder

holenden Plakate-, Flyer- und Installationskampagnen der Stadt Bern, die in ein Veranstal

tungsprogramm der Aktionswoche gegen Rassismus144 jeweils im März eingebettet sind. 

Ihr zentraler Erfolg besteht darin, einen wesentlichen Beitrag zu Aufbau und Stabilisie

rung eines informellen Netzwerks aus professionellen und freiwilligen Fachexpert:innen 

geleistet zu haben. Aus der Sicht des Kantons ergibt sich das Potenzial für Kooperationen 

 
142 Vgl. die Evaluation dazu, abrufbar unter: 
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/17827/ssoar-1989-dubois-arber_et_al-evalua
tion_der_aids-praventionskampagne_in_der.pdf?sequence=1&isAllowed=y&lnkname=ssoar-1989-dubois-
arber_et_al-evaluation_der_aids-praventionskampagne_in_der.pdf (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
143 Vgl. NAGUIB, Strafnorm. 
144 Abrufbar unter: https://www.bern.ch/themen/auslanderinnen-und-auslander/integration-und-migra
tion/diskriminierung-und-rassismus/bern-gegen-rassismus/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/17827/ssoar-1989-dubois-arber_et_al-evaluation_der_aids-praventionskampagne_in_der.pdf?sequence=1&isAllowed=y&lnkname=ssoar-1989-dubois-arber_et_al-evaluation_der_aids-praventionskampagne_in_der.pdf
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/17827/ssoar-1989-dubois-arber_et_al-evaluation_der_aids-praventionskampagne_in_der.pdf?sequence=1&isAllowed=y&lnkname=ssoar-1989-dubois-arber_et_al-evaluation_der_aids-praventionskampagne_in_der.pdf
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/17827/ssoar-1989-dubois-arber_et_al-evaluation_der_aids-praventionskampagne_in_der.pdf?sequence=1&isAllowed=y&lnkname=ssoar-1989-dubois-arber_et_al-evaluation_der_aids-praventionskampagne_in_der.pdf
https://www.bern.ch/themen/auslanderinnen-und-auslander/integration-und-migration/diskriminierung-und-rassismus/bern-gegen-rassismus/
https://www.bern.ch/themen/auslanderinnen-und-auslander/integration-und-migration/diskriminierung-und-rassismus/bern-gegen-rassismus/
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mit zivilgesellschaftlichen Akteuren mit dem Ziel, ein konkretes Anliegen wie z.B. die För

derung einer engagierten Zivilgesellschaft gegen Rassismus voranzubringen.  

H. Einzelfall-, Rück- und Projektberatung 

Eine Form der Vermittlung von Informationen und Sensibilisierung ist die Einzelfallbera

tung, die Rückberatung für Fachberatende und die Projektberatung.145 

Die Einzelfallberatung richtet sich an Menschen, die Hilfestellungen benötigen, weil sie 

diskriminiert worden sind oder ihnen eine Diskriminierung droht, Personen aus ihrem di

rekten Umfeld und Personen, die Diskriminierung beobachtet haben. Im Kanton Zürich 

wird die Einzelfallberatung neben der Ombudsstelle von der ZüRAS angeboten, die selbst 

Mitglied des Netzes von in diversen Städten, Kantonen oder Regionen engagierten Bera

tungsstellen ist.146 

Die Rückberatung richtet sich an Fachpersonen, die Einzelfallberatung durchführen und 

bei der Bearbeitung eines konkreten Falls oder bei einem Problem fachliche Unterstüt

zung benötigen. In diesem Sinne sieht der Vorschlag von humanrights.ch für ein Rahmen

gesetz zur Bekämpfung von Diskriminierung einen Passus vor, der den Ombudsstellen die 

Aufgabe erteilt, eine unabhängige Beratungsstelle einzurichten, deren Aufgabe es ist, an

deren Beratungsstellen Auskünfte zur Gesetzeslage und Rechtsprechung zu erteilen. 

Diese Rückberatung kann auch ausgeweitet werden. Gute Beispiele für die Rückberatung 

ist das Sekretariat der eidgenössischen Kommission gegen Rassismus EKR sowie human

rights.ch, die im Rahmen des Joint-Venture-Beratungsnetzes für Rassismusopfer Bera

tungsstellen fachlich begleiten.  

Die Projektberatung zielt auf die Beratung von Organisationen, Kollektiven und Einzelper

sonen, die bei Aufbau, Durchführung und Evaluation eines Projekts zur Sensibilisierung, 

Prävention und Intervention im Kampf gegen rassistische Diskriminierung Unterstützung 

benötigen. Als ein mögliches Beispiel bietet die isa – Fachstelle Migration für Akteure im 

Kanton Bern eine Projektberatung an.147  

I. Empowerment und Powersharing 

Im Kanton Zürich werden regelmässig Projekte finanziell und fachlich unterstützt, die 

Menschen, die von Rassismus betroffen sind, darin bestärken, sich mit ihrer eigenen 

 
145 Vgl. NAGUIB/PÄRLI, Diskriminierungsschutz, Kap. 1. 
146 Beratungsnetz für Rassismusopfer: https://www.network-racism.ch (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
147 Vgl. https://isabern.ch/expertise/projektberatung/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026).  

https://www.network-racism.ch/
https://isabern.ch/expertise/projektberatung/
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Position auseinanderzusetzen, Umgangsstrategien damit zu finden und Selbstwirksamkeit 

zu erlangen.148  

(Self)Empowerment-Trainings, -Workshops und -Coachings unterstützen Menschen mit 

Rassismuserfahrung oder einzelne Untergruppen (wie z.B. Musliminnen oder Schwarze 

Jugendliche) darin, sich ihrer Rassismuserfahrung bewusst zu werden, diese einordnen zu 

können sowie Ressourcen zu mobilisieren, um produktive Umgangsweisen damit einzu

üben.149 Ein weiteres wichtiges Ziel ist es, Räume zu schaffen, in denen von Rassismus Be

troffenen geteiltes Wissen im Mittelpunkt steht, das gesellschaftlich unterrepräsentiert 

ist (z.B. Umgang mit der Erfahrung, nirgends richtig dazuzugehören). 

Das Powersharing richtet sich demgegenüber an weisse Menschen, d.h. Menschen, die 

nicht rassistisch diskriminiert werden, um sie zu befähigen, Rassismus und seine Auswir

kungen zu erkennen und Strategien zu entwickeln, sich für eine gerechte Verteilung der 

Ressourcen einzusetzen. Ein gutes Beispiel dafür ist die Workshopreihe der Akademie der 

Wissenschaften Schweiz zur Wichtigkeit der Solidarität und des Empowerments in der 

Dekolonisierung von Forschungspartnerschaften.150 

Gute Beispiele von Empowerment- und Powersharing-Initiativen bieten die Ergebnisse 

des Forschungsprojekts „Empowerment und Verlernen von Rassismus“ der Berner Fach

hochschule.151 

Empowerment und Powersharing umfassen auch Massnahmen, mit denen die Sicherheit 

und das Zugehörigkeitsgefühl gestärkt werden. Aktuell sind insbesondere jüdische und 

muslimische Gemeinden von realen Gefahren für Leib, Leben und Integrität betroffen, 

was auch starke Gefühle der Unsicherheit auslöst. Um dem zu begegnen, braucht es ne

ben psychosozialen vor allem auch sozialstrukturellen Ansätze, welche die Robustheit und 

Resilienz der bedrohten Gemeinschaften sowie Ressourcen der Solidarität aus der Mehr

heitsbevölkerung fördern. 

 
148 Abrufbar unter: https://www.zh.ch/de/migration-integration/integration/foerderung-integrationspro
jekte.html (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). Ein Beispiel ist das Projekt Umgang mit Vielfalt und Diskriminie
rungsschutz von Co-habiter/Zusammenleben, im Rahmen dessen Personen mit Biografien aus afrikanischen 
Ländern durch Präventionsarbeit gegen Online-Hassrede gestärkt werden.  
149 Zu Geschichte und Theorie vgl. LINDMEIER/ MEYER. 
150 Abrufbar unter: https://scnat.ch/en/uuid/i/77cd002a-ea0c-5e8e-963a-279444169fe5-The_Im
portance_of_Allyship_and_Empowerment_in_the_Decolonization_of_Research_Partnerships_–_A_Work
shop (letzter Zugriff: 15. Januar 2026).  
151 Abrufbar unter: https://www.bfh.ch/de/forschung/referenzprojekte/empowerment-und-verlernen-von-
rassismus/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.zh.ch/de/migration-integration/integration/foerderung-integrationsprojekte.html
https://www.zh.ch/de/migration-integration/integration/foerderung-integrationsprojekte.html
https://scnat.ch/en/uuid/i/77cd002a-ea0c-5e8e-963a-279444169fe5-The_Importance_of_Allyship_and_Empowerment_in_the_Decolonization_of_Research_Partnerships_%E2%80%93_A_Workshop
https://scnat.ch/en/uuid/i/77cd002a-ea0c-5e8e-963a-279444169fe5-The_Importance_of_Allyship_and_Empowerment_in_the_Decolonization_of_Research_Partnerships_%E2%80%93_A_Workshop
https://scnat.ch/en/uuid/i/77cd002a-ea0c-5e8e-963a-279444169fe5-The_Importance_of_Allyship_and_Empowerment_in_the_Decolonization_of_Research_Partnerships_%E2%80%93_A_Workshop
https://www.bfh.ch/de/forschung/referenzprojekte/empowerment-und-verlernen-von-rassismus/
https://www.bfh.ch/de/forschung/referenzprojekte/empowerment-und-verlernen-von-rassismus/
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Eine methodische Herausforderung sowohl des Empowerments als auch des Powersha

rings ist es, nicht in „neue“ essentalistische, homogenisierende Fallen des othering zu tap

pen.152 Mit diesem sogenannten Dilemma der Differenz153 ist die Frage verbunden: Wie 

kann eine spezifische Erfahrung (wie Rassismus bzw. Privilegierung) und Subjektposition 

(wie z.B. Schwarz, Migrantin, Muslim, weiss) in den Mittelpunkt gerückt, benannt werden, 

ohne dabei langfristig unterkomplexe, monokausale und rigide Identitätsbildungen und 

Trennlinien zu verstärken? 

Die Ansätze des Empowerments und Powersharings wurden systematisch am Schluss des 

Kapitels angefügt, um zu verdeutlichen, dass sie an der Schnittstelle von Sensibilisierung, 

Prävention und Unterstützung zivilgesellschaftlicher Organisationen eingeordnet werden 

können. 

J. Empfehlungen 

Empfehlung 5 – Sensibilisierung und Prävention 

Für eine Verbesserung der Nachhaltigkeit der kantonalen Arbeit gegen Rassismus wird 

den kantonalen Entscheidungsträgern nahegelegt, ein Sensibilisierungs- und Präventions

konzept zu entwickeln, das einen prozesshaften und kollektiven Lern- und Transformati

onsprozess unterstützt. Dies bedingt, dass der Fokus der finanziellen und fachlichen För

derung künftig strategisch auf langfristigen Projekten liegt, welche umfassende und trans

disziplinäre Ansätze verfolgen. 

Empfehlung 6 – Erinnerungskultur 

Ein mögliches Hauptelement strategischer Förderung sind erinnerungskulturelle Schwer

punktprogramme. Sie haben das Potenzial, gesamtgesellschaftliche Sensibilisierung für Zu

sammenhänge zwischen Erkenntnissen aus der Vergangenheit, Gestaltung von Gegen

wart und den Blick auf die Zukunft hervorzubringen. Gelingt es, anhand konkreter Bei

spiele historisch gewachsenen Unrechtsverhältnissen in den Mittelpunkt zu rücken und 

aufzuzeigen, wie sie weiterhin im Alltag der Verwaltung und des gesellschaftlichen Zu

sammenlebens wirken, bietet dies die Chance für mehr Verständnis, was Rassismus ist, 

und Akzeptanz gegenüber der Bekämpfung von Rassismus. 

 
152 Ausführlich dazu Susanne Baer unter: https://heimatkunde.boell.de/de/2010/07/01/chancen-und-risiken-
positiver-massnahmen-grundprobleme-des-antidiskriminierungsrechts-und (letzter Zugriff: 15. Januar 2026).  
153 Vgl. auch BAER. 

https://heimatkunde.boell.de/de/2010/07/01/chancen-und-risiken-positiver-massnahmen-grundprobleme-des-antidiskriminierungsrechts-und
https://heimatkunde.boell.de/de/2010/07/01/chancen-und-risiken-positiver-massnahmen-grundprobleme-des-antidiskriminierungsrechts-und
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Empfehlung 7 – Holistische Förderstrategie 

Weil Rassismus mit anderen Formen der Diskriminierung interagiert, zusammenhängt 

und der Kanton künftig jede Form von Diskriminierung auf umfassende Weise bekämpfen 

möchte, ist es naheliegend, die kantonalen Förderstrategien flexibler auszurichten: Ko

operationen zwischen Akteuren, die sich gegen Diskriminierung, für Vielfalt und Gleich

stellung einsetzen, müssen erleichtert werden. Dies unter anderem mit dem Ziel, die Aus

einandersetzung, die kategorienübergreifende Herausforderungen, Interdependenzen 

und Intersektionen in den Blick nimmt, zu fördern. Zugleich muss gewährleistet sein, dass 

Projekte, die den Fokus auf die Bekämpfung von Rassismus bzw. spezifische Rassismen 

hat, mit den nötigen finanziellen Mitteln unterstützt werden. 
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Kap. 4) Unterstützung zivilgesellschaftlicher 

Organisationen 

A. Inhalt des Postulats 

Das Postulat verlangt, Massnahmen zu prüfen, die eine stärkere Unterstützung zivilgesell

schaftlicher Organisationen bezwecken. Was darunter zu verstehen ist, wird nicht weiter 

konkretisiert. 

Gemäss RDK sind die Vertragsstaaten verpflichtet, „wo immer es angebracht ist, alle eine 

Rassenintegrierung anstrebenden vielrassischen Organisationen und Bewegungen [mit 

allen Mitteln154] zu unterstützen155, sonstige Mittel zur Beseitigung der Rassenschranken 

zu fördern und allem entgegenzuwirken, was zur Rassentrennung beiträgt.“ (Art. 2 Abs. 1 

Bst. e). Auch die Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECR) legt in 

ihren allgemeinen Empfehlungen einen grossen Stellenwert auf die Unterstützung zivilge

sellschaftlicher Organisationen, weil sie eine grössere Reichweite haben und vielfach auch 

tiefer in der Gesellschaft verankert sind als der Staat. Von der Schweiz fordert sie in ihren 

Empfehlungen von 2019 zum Staatenbericht der Schweiz mehr Unterstützung von zivilge

sellschaftlichen und öffentlichen Organisationen mit allen notwendigen Mitteln.156 

Zu diesen Mitteln gehören nach einer Praxisstudie157 des Europäischen Netzwerks der 

Gleichstellungsstellen (Equinet) das Training, Informationskampagnen, finanzielle Unter

stützung, Partnerschaften, Kooperationen und gemeinsame Projekte, Dialog, Beratung 

und Empfehlungen, rechtliche Unterstützung. 

B. Institutionelle Beratung 

Die Beratung von zivilgesellschaftlichen Organisationen, die sich für die Bekämpfung von 

Rassismus engagieren, umfassen die Formen des Coachings, der Supervision, der Media

tion, der Rückberatung der zivilgesellschaftlichen Beratungsarbeit, des Trainings, der sys

temischen Beratung und der Organisationsberatung158: 

 
154 Art. 2 Abs. 1 RDK. 
155 Vgl. BARSKANMAZ, in: Angst/Lantschner, Art. 2 Abs. 1. 
156 Zu einer möglichen Typologisierung der Unterstützung vgl. NAGUIB, Integrationspolitik, S. 328ff. 
157 Abrufbar unter: https://equineteurope.org/wp-content/uploads/2012/01/EFFECTIVE_STRATE
GIES_52630.pdf (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
158 NAGUIB/PÄRLI, Diskriminierungsschutz, Kap. 1. 

https://equineteurope.org/wp-content/uploads/2012/01/EFFECTIVE_STRATEGIES_52630.pdf
https://equineteurope.org/wp-content/uploads/2012/01/EFFECTIVE_STRATEGIES_52630.pdf


- 54 - 

▪ Durch ein Coaching werden Mitarbeitende gestärkt, ihre Rollen besser einzuordnen 

und entsprechend auszurichten, um Probleme zu lösen. 

▪ Die Supervision eignet sich dazu, die eigene Arbeit zu reflektieren und Kompetenzen 

zu entwickeln bzw. weiterzuentwickeln. 

▪ Die Mediation ist eine Form der Unterstützung, die Organisationen hilft, Konflikte ein

vernehmlich zu lösen. 

▪ Die Rückberatung bietet allgemeine oder konkrete Informationen für zivilgesellschaft

liche Beratungsdienstleistungen für Menschen, die, weil sie diskriminiert werden, Un

terstützung benötigen.159 

▪ Das Training unterstützt Fachpersonen darin, ihr Wissen, ihre Einstellung und ihre 

Fähigkeiten durch Unterricht und Praxis zu verbessern. 

▪ Die Organisationsberatung bezweckt, Organisationen darin zu unterstützen, Entwick

lungspotenzial zu eruieren sowie notwendige oder gewünschte Veränderungen in 

den Strukturen umzusetzen. 

▪ Die systemische Beratung zielt darauf, eine Organisation darin zu unterstützen, sich 

strategisch so aufzustellen, dass sie auf gesellschaftliche Herausforderungen mög

lichst effektiv reagieren kann. 

C. Förderung von Netzwerken, Plattformen, Kooperationen 

Eine besonders effektive Form der Unterstützung von zivilgesellschaftlichen Akteuren ist 

die Förderung von Zusammenschlüssen sowie Kooperationen von Organisationen, Kol

lektiven und Projekten. Diese Zusammenarbeit hat den Zweck, Ressourcen zu bündeln 

mit dem Ziel, Synergien bei der Umsetzung von Massnahmen gegen Rassismus zu schaf

fen. Formelle und informelle Organisationen, Kollektive und Einzelpersonen, die sich ge

gen Rassismus engagieren, schliessen sich mit einem oder mehreren gemeinsamen Zielen 

vor Augen zusammen, um materielle, personale, soziale, kulturelle, emotionale und men

tale Ressourcen zu teilen und stärken. 

Die zentralen Bedingungen, dass Netzwerke, Plattformen und Kooperationen funktionie

ren, ist die Ausrichtung auf eine gemeinsame Bedarfs- und Bedürfnislage sowie die 

 
159 Ein Beispiel einer solchen Unterstützung sind die von der FRB erarbeiteten Qualitätskriterien für die Bera
tungsarbeit, abrufbar unter: https://www.frb.admin.ch/dam/de/sd-web/frPyvttzrtte/Kriterien-Qualitaet-
Diskriminierungsschutz-2016.pdf (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.frb.admin.ch/dam/de/sd-web/frPyvttzrtte/Kriterien-Qualitaet-Diskriminierungsschutz-2016.pdf
https://www.frb.admin.ch/dam/de/sd-web/frPyvttzrtte/Kriterien-Qualitaet-Diskriminierungsschutz-2016.pdf
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Bereitschaft, als Mitglieder- oder assoziierte Organisation in die Strukturen des Netzwerks 

zu investieren. Dabei hängt der Erfolg entscheidend davon ab, ob es gelingt: 

▪ alle wesentlichen Akteur:innen für das Projekt zu gewinnen; 

▪ gemeinsam verbindliche Strukturen aufzubauen; 

▪ die Arbeit als fortlaufenden Prozess aufrechtzuerhalten sowie 

▪ durch eine gute Kommunikation Vertrauen zu schaffen. 

Für diese Arbeit benötigen Netzwerke, Plattformen und Kooperationen finanzielle, perso

nelle und wissensbezogene Mittel. Diese Mittel müssen zusätzlich zu den erforderlichen 

Mitteln für die übrigen Tätigkeiten der einzelnen Netzwerk-Mitglieder zur Verfügung ste

hen, damit sie nicht die eigene Struktur konkurrenzieren. 

An dieser Stelle kann das Gemeinwesen ansetzen, indem es durch Beiträge die Bedingun

gen schafft, die für ein gutes Gelingen der Kooperationen erforderlich sind. Denn die Er

fahrung zeigt, dass die kritische Antirassismusarbeit nicht den Mechanismen des Marktes 

und der privaten Förderung überlassen werden können. Im Bereich der Bekämpfung von 

Rassismus sind gute zivilgesellschaftliche Projekte und Netzwerke in besonderer Weise 

auf staatliche Unterstützung ihrer gemeinbezogenen Arbeit durch strukturelle und strate

gische Finanzierungsmodelle angewiesen. Zusätzlich braucht es eine finanzielle Stützung 

der (potenziellen) Mitgliederorganisationen. Auch können für einzelne Organisationen 

Anreize zum Aufbau und zur Weiterentwicklung von spezifischen Kompetenzen geschaf

fen werden.  

Für die Qualität der staatlichen Förderung ist es zentral, dass die unterstützten Strukturen 

frei in der Verwendung der Mittel sind, solange sie für den verwendeten Zweck eingesetzt 

werden und dies nach transparenten Kriterien erfolgt. Ein gutes Beispiel dafür ist die För

derung des Antidiskriminierungsverbandes Deutschland (advd).160 Der advd wurde 2007 

gegründet und besteht mittlerweile aus über 36 Mitgliederorganisationen. Zu seinen Auf

gaben zählen die Fach- sowie subsidiäre Individualberatung, der Knowhow-Transfer sowie 

die Expertise- und politische Arbeit. Dank wiederholter Struktur- und Programmförderung 

durch das Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend sowie strategi

scher Kooperationen mit der Antidiskriminierungsstelle des Bundes161 (vgl. dazu auch 

 
160 Zum advd und seinen Projekten und Programmen siehe: https://www.antidiskriminierung.org (letzter Zu
griff: 15. Januar 2026). 
161 Vgl. https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/aktuelles/DE/2022/20220929_Tref
fen_advd.html (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.antidiskriminierung.org/
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/aktuelles/DE/2022/20220929_Treffen_advd.html
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/aktuelles/DE/2022/20220929_Treffen_advd.html
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Kap. 5.4 und 5.5) ist es dem advd gelungen, die Antidiskriminierungsarbeit in Deutschland 

nachhaltig und unabhängig weiterzuentwickeln.  

D. Finanzielle Unterstützung 

Die Finanzierung der Bekämpfung von Rassismus kann grob gesagt durch Modelle der 

Projekt-, Struktur- und Programmfinanzierung sowie durch strategische Kooperationen 

erfolgen.162 

Die Finanzierung von Projekten zielt darauf, Aktivitäten zu unterstützen, die zeitlich befris

tet sind. Im Fokus sind in der Regel vor allem Präventions- und Sensibilisierungsaktivitä

ten. Die Bedeutung der Projektfinanzierung besteht in erster Linie darin, Menschen und 

Organisationen zu mobilisieren, sich konkret im Bereich der Bekämpfung von Rassismus 

zu engagieren. Mittel- und langfristig bieten sie die Möglichkeit, den Aufbau einer vielfäl

tigen Kultur des Antirassismus zu unterstützen. Ein Beispiel für eine gelungene Projektfi

nanzierungsstrategie ist das Projekt der Woche gegen Rassismus der Stadt Bern. Dank ei

ner langfristigen Strategie der zeitlich fokussierten Projektfinanzierung ist es der Stadt 

Bern gelungen, sowohl bewährte Expert:innen zu motivieren, ihre Initiativen und Projekte 

zu verbessern und auszubauen, als auch neue Akteur:innen zu ermutigen, sich mit Ideen 

einzubringen.  

Die Finanzierung von Strukturen ermöglicht Organisationen, personelle und infrastruktu

relle Aufwendungen zu decken, die für ihre Arbeit notwendig sind. Dabei sind sie frei, 

welche Massnahmen und Projekte sie entwickeln und umsetzen, solange sie sich im Rah

men der Bedingungen bzw. Auflagen der Strukturfinanzierung bewegen. Die Finanzierung 

von Strukturen ermöglicht es, die Arbeit gegen Rassismus zielorientiert aufzubauen und 

robuster und resilienter aufzustellen. Eine wesentliche Gelingensbedingung ist die Beglei

tung der Entwicklung der unterstützten Organisation mit dem Ziel, die Finanzierung der 

Strukturen so zu diversifizieren, dass sie langfristig nicht mehr von einzelnen Finanzge

bern abhängig ist. Ein gutes Beispiel ist die Förderung des Instituts Neue Schweiz INES 

durch die Mercator Stiftung Schweiz. INES erhält während drei Jahren einen bestimmten 

Betrag jährlich sowie (nach einer Zwischenevaluation) während zusätzlich zwei Jahren 

weitere Mittel pro Jahr. Damit ist das Ziel verbunden, einen Businessplan zu entwickeln, 

der INES auf ein breiteres finanzielles Fundament stellt. INES ist die bis anhin einzige 

 
162 Vgl. NAGUIB/PÄRLI, Diskriminierungsschutz, Kap. 1; PÖGGEL et al., S. 70ff. 
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Organisation in der Deutschschweiz, die im Bereich der postmigrantischen Transforma

tion und Antirassismusarbeit befristet substanzielle Strukturgelder erhält. 

E. Strategische Kooperationen 

Die Finanzierung von Programmen, strategischen Kooperationen sowie Partnerschaften 

bezwecken, bestimmte Herausforderungen und Handlungsfelder über eine längere Zeit 

aufzubauen oder weiterzuentwickeln. Die programmatische, strategische sowie partner

schaftliche Zusammenarbeit zwischen dem Staat und zivilgesellschaftlichen Akteuren ist 

ein wichtiger Bestandteil einer Strategie zur Stärkung der Zivilgesellschaft.163 Diese Zusam

menarbeit kann verschiedene Formen annehmen und Teil verschiedener Aspekte des 

Mandats der Verwaltung sein. Sie dient dem Austausch von Informationen, Schulungen 

und Erfahrungen, der Ansprache einer breiteren oder einer spezifischen Öffentlichkeit, 

der Sensibilisierung der Zivilgesellschaft durch wichtige zivilgesellschaftliche Akteure und 

nicht zuletzt auch der besseren Verankerung zivilgesellschaftlicher Akteure in der Bevöl

kerung und bei institutionellen Entscheidungsträger:innen. Über die strukturelle Zusam

menarbeit im Alltag hinaus ist auch eine projektorientierte Zusammenarbeit mit definier

ten Aufgaben, Budgets und Zeitrahmen möglich. Projekte können sehr unterschiedlich 

sein, beispielsweise eine Sensibilisierungskampagne zu bestimmten Themen, eine Veröf

fentlichung, eine politische Aktion, die Einreichung eines Gerichtsfalls etc. Partnerschaf

ten können auch ein Instrument sein, um der Zivilgesellschaft die Beteiligung an geförder

ten Projekten auf europäischer Ebene zu ermöglichen. 

F. Organisationsentwicklung 

Damit die Erfahrungen, die aus Projekten zur Bekämpfung von rassistischer Diskriminie

rung entstehen, weiter genutzt werden können, braucht es eine minimale Organisation. 

Gerade die Projektfinanzierung kann eine Reihe von Opportunitäten eröffnen, neue Orga

nisationen aufzubauen, die für die Arbeit gegen Rassismus enorm wertvoll sind. Der Staat 

hat die Möglichkeit, Mittel zur Verfügung zu stellen, welche die Entwicklung von Projek

ten in organisatorische Pionierphasen unterstützen. Darüber hinaus können bereits be

stehende Organisationen darin unterstützt werden, von der Pionierphase in eine nachhal

tige Phase überzutreten. Neben den bereits genannten Elementen der weiterführenden 

 
163 Vgl. OECD, Funding; MOUNT; VERMA; sowie Grundrechte-Agentur der Europäischen Union, Challenges facing 
civil society organisations working on human rights in the EU, abrufbar unter: https://fra.eu
ropa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2018-challenges-facing-civil-society_en.pdf#:~:text=Ci
vil%20society%20organisations%20in%20the%20European%20Union,due%20to%20both%20le
gal%20and%20practical%20restrictions. (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2018-challenges-facing-civil-society_en.pdf#%3A~%3Atext%3DCivil%20society%20organisations%20in%20the%20European%20Union%2Cdue%20to%20both%20legal%20and%20practical%20restrictions
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2018-challenges-facing-civil-society_en.pdf#%3A~%3Atext%3DCivil%20society%20organisations%20in%20the%20European%20Union%2Cdue%20to%20both%20legal%20and%20practical%20restrictions
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2018-challenges-facing-civil-society_en.pdf#%3A~%3Atext%3DCivil%20society%20organisations%20in%20the%20European%20Union%2Cdue%20to%20both%20legal%20and%20practical%20restrictions
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2018-challenges-facing-civil-society_en.pdf#%3A~%3Atext%3DCivil%20society%20organisations%20in%20the%20European%20Union%2Cdue%20to%20both%20legal%20and%20practical%20restrictions


- 58 - 

Projektfinanzierung, der Struktur- sowie strategischen Finanzierung und dem Modell der 

Partnerschaft kann dies auch Angebote der Organisationsentwicklung umfassen. Denkbar 

ist etwa eine Zusammenarbeit des Staates mit Stiftungen mit dem Ziel, unentgeltliche 

oder kostengünstige Angebote der Organisationsberatung aufzubauen. In diese Richtung 

geht zum Beispiel die Förderung der kulturellen Teilhabe durch Transformationsbeiträge 

für Institutionen, die sich im Bereich der Diversität und Chancengleichheit weiterentwi

ckeln wollen, mit Mitteln von Kanton und Stadt Zürich.164 

G. Empfehlung 

Empfehlung 8 – Zivilgesellschaftliche Akteure 

Entwicklung einer Strategie zur nachhaltigen Förderung zivilgesellschaftlicher Organisatio

nen und Kooperationen. Der Fokus soll auch hier wie im Bereich Sensibilisierung und Prä

vention auf der Struktur-, der strategischen und der Programmförderung liegen sowie 

den Rahmen für Projekte bieten, die diskriminierungsdimensionsübergreifend ausgerich

tet sind. Ebenso wichtig ist es, Organisationen, informelle Kollektive und Initiative zu un

terstützen, die über weniger Aufmerksamkeit und Reichweite verfügen (Aufbauförde

rung).  

  

 
164 Abrufbar unter: https://www.stadt-zuerich.ch/de/stadtleben/kultur/kultur-foerdern/ressortunabhaen
gige-foerderung/transformationsbeitraege-kulturelle-teilhabe.html (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.stadt-zuerich.ch/de/stadtleben/kultur/kultur-foerdern/ressortunabhaengige-foerderung/transformationsbeitraege-kulturelle-teilhabe.html
https://www.stadt-zuerich.ch/de/stadtleben/kultur/kultur-foerdern/ressortunabhaengige-foerderung/transformationsbeitraege-kulturelle-teilhabe.html
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Kap. 5) Institutionell-organisatorische 

Vorkehrungen 

A. Inhalt des Postulats 

Im Postulat wird der Regierungsrat dazu eingeladen, den Aufbau einer Fachstelle gegen 

Rassismus zu prüfen. Weitere Ausführungen zum Auftrag der Fachstelle werden nicht ge

macht. Angesichts des breiten inhaltlichen Auftrages (s. Kap. 1–6), die vom Postulat er

fasst sind, wird in diesem Kapitel eine knappe Auslegeordnung der institutionell-organisa

torischen Vorkehrungen gezeichnet, die in der Antidiskriminierungsarbeit für die Umset

zung typisch sind und sich bewährt haben. Dabei handelt es sich um Strukturen in der 

Form von Zuständigkeiten, Befugnissen, Mitteln, Prozessen und den dafür notwendigen 

fachlichen, personellen, sozialen, kulturellen und finanziellen Ressourcen, welche den 

Zweck haben, die Befolgung und Umsetzung der Rechte und Verpflichtungen, die sich aus 

dem Diskriminierungsschutzauftrag ergeben, wirksam abzusichern. 

Aus grund- und menschenrechtlicher Sicht fordern sowohl der Ausschuss zur Überwa

chung der Umsetzung der RDK (Art. 6f.) als auch die ECRI neben Verwaltungsstellen soge

nannte unabhängige Gleichheitsstellen.165 In der allgemeinen ECRI-Politikempfehlung 

Nr. 2 sollten diese durch eine verfassungsrechtliche Bestimmung oder ein vom Parlament 

verabschiedetes Gesetz errichtet werden. Diese sind sowohl de jure als auch de facto un

abhängig und als separate juristische Personen ausserhalb der Exekutive und Legislative 

auszugestalten und müssen über die erforderlichen Kompetenzen, Befugnisse und Mittel 

verfügen, um greifbare Fortschritte zu erzielen. 

B. Organisatorische Kernfunktionen 

Im Lichte dieser Vorgabe und mit Blick auf den Auftrag des Postulats, das sich auf die 

staatliche Verantwortung beschränkt, kann zwischen Stellen unterschieden werden166, 

die: 

 
165 Vgl. SCHINDLAUER/GOLOB, in: Angst/Lantschner, Art. 6; WIECKEN, in: Angst/Lantschner, Art. 7; NAGUIB, Integra- 
tionspolitik, S. 320ff.; NAGUIB, Rahmengesetz, S. 99ff.; PÄRLI/NAGUIB, rassistische Diskriminierung; ECRI-Empfeh
lung Nr. 2; ECRI-Country-Monitoring Schweiz von 2019; vgl. zudem ausführlich WALDMANN. 
166 NAGUIB, Integrationspolitik, S. 320ff. 
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▪ für die Politikformulierung zuständig sind und die politische Verantwortung tragen 

(parlamentarische Aufgaben, Regierungsfunktion); 

▪ mit der Umsetzungssteuerung beauftragt sind (Fachstellen, Konferenzen, Arbeitsgrup

pen etc. in der Verwaltung); 

▪ die Funktion haben, die Durchsetzung zu gewährleisten (verwaltungsinterne Be

schwerdestellen, Aufsichtsbehörden, Strafuntersuchungsbehörden, Gerichte, Bera

tungsstellen); 

▪ von Gesetzgeber oder Exekutive beauftragt sind, das Controlling der Um- und Durch

setzung aus einer unabhängigen Perspektive (z.B. staatliche Kommissionen, private 

Organisationen) sicherzustellen; 

▪ die Anbindung der Antidiskriminierungsarbeit an gesellschaftliche Stakeholder ge

währleisten. 

Die vergleichende Praxis der Antidiskriminierungsarbeit167 macht deutlich, dass der men

schen- und grundrechtliche Auftrag umgesetzt werden kann, wenn die fünf Kernfunktio

nen der Politikformulierung, Umsetzungssteuerung, Durchsetzungsgewährleistung, des kri

tischen Controllings sowie der Anbindung an Stakeholder funktionieren. Angesichts der 

Schwere der Bekämpfung struktureller Diskriminierung ist es besonders zentral, die ent

sprechenden institutionell-organisatorischen Vorkehrungen mit Gewicht auszustatten – 

d.h., die dafür erforderliche Legitimation zu gewährleisten und genügend Ressourcen zur 

Verfügung zu stellen. 

Ausgehend davon schlägt humanrights.ch vor, auf Bundesebene ein umfassendes Rah

mengesetz zum Schutz vor Diskriminierung mit strategischen Zielen und einem Massnah

menplan zu verabschieden (Politikformulierung).168 Zur Steuerung der Umsetzung soll ein 

Bundesamt zur Bekämpfung von Diskriminierung (oder zum Schutz vor Diskriminierung) 

mit ergänzenden Funktionen in den Departementen und Koordinationsabsicherung ge

schaffen werden (Umsetzungssteuerung).169 Um die Durchsetzung zu gewährleisten, ist 

 
167 Vgl. hierzu die Zusammenführung der wichtigsten Grundlagen zu «Equality bodies» bei der Kommission 
der Europäischen Union, abrufbar unter: https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-
and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/equality-bo
dies_en#:~:text=*%20The%20use%20of%20the%20term,disability%2C%20age%20and%20sexual%20orienta
tion (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
168 Der Vorschlag inklusive der Argumente dazu sind abrufbar unter: https://www.human
rights.ch/de/ipf/menschenrechte/diskriminierung/antidiskriminierungsgesetz/adg-vorschlag/ (letzter Zugriff: 
15. Januar 2026). 
169 Art. 23 ADG-Vorschlag. 

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/equality-bodies_en#%3A~%3Atext%3D*%20The%20use%20of%20the%20term%2Cdisability%2C%20age%20and%20sexual%20orientation
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/equality-bodies_en#%3A~%3Atext%3D*%20The%20use%20of%20the%20term%2Cdisability%2C%20age%20and%20sexual%20orientation
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/equality-bodies_en#%3A~%3Atext%3D*%20The%20use%20of%20the%20term%2Cdisability%2C%20age%20and%20sexual%20orientation
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/equality-bodies_en#%3A~%3Atext%3D*%20The%20use%20of%20the%20term%2Cdisability%2C%20age%20and%20sexual%20orientation
https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/diskriminierung/antidiskriminierungsgesetz/adg-vorschlag/
https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/diskriminierung/antidiskriminierungsgesetz/adg-vorschlag/
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eine Ombudsstelle einzurichten, die als Anlaufstelle für natürliche und juristische Perso

nen dient.170 Ausserdem sollen ein Anspruch auf kompetente unentgeltliche juristische 

und psychosoziale Beratung171 sowie eine explizite Verpflichtung zur Untersuchung von 

systemischer Diskriminierung172 verankert werden. Für das Controlling und die Anbindung 

an die relevanten Stakeholder ist eine Kommission gegen Diskriminierung zu schaffen173 

und der schweizerischen Menschenrechtsinstitution ein Monitoringauftrag174 zu erteilen. 

Für die Anbindung der Stakeholder sind im Rahmen der einzelnen institutionellen Zustän

digkeiten und ihren Aufgaben Teilhabeformate zu entwickeln. Dies betrifft insbesondere 

das Mainstreaming, die Verhinderung und Beseitigung institutioneller Diskriminierung, 

die Massnahmen zur Förderung einer Kultur der Wertschätzung und Vielfalt sowie die 

Berichterstattung.175  

Angesichts der weitgehenden föderalen Kompetenzen ist die Konzeption zur Umsetzung 

der fünf institutionell-organisatorischen Kernfunktionen auch für die kantonale Ebene 

grund- und menschenrechtlich geboten. Was dies für den Kanton Zürich heisst, wird im 

Folgenden mit Blick auf die drei Funktionen der Umsetzungssteuerung, der Durchset

zungsgewährleistung und des Controllings ausgeführt.  

C. Förderung der Umsetzung 

1 Aufgaben 

Die Aufgaben der institutionell-organisatorischen Umsetzung sind: 

▪ die Verwaltung und Bevölkerung zu informieren und zu sensibilisieren; 

▪ Vorschläge für Präventions- und weiteren Massnahmen auszuarbeiten; 

▪ die institutionelle Transformation und das Mainstreaming innerhalb der Verwaltung 

zu unterstützen; 

▪ Schwerpunktprogramme zu entwickeln und umzusetzen; 

▪ Projekte zu finanzieren; 

 
170 Art. 24 ADG-Vorschlag. 
171 Art. 14 ADG-Vorschlag. 
172 Art. 15 ADG-Vorschlag. 
173 Art. 25 ADG-Vorschlag. 
174 Art. 26 ADG-Vorschlag. 
175 Art. 16ff. ADG-Vorschlag. 
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▪ Gesetzgebungsprojekte und wichtige Verwaltungsprojekte auf ihre Konformität mit 

dem Schutz vor Rassismus hin zu überprüfen; 

▪ die Tätigkeiten der Verwaltung zu koordinieren sowie 

▪ die Evaluation des Gesetzes zu organisieren.176 

2 Organisation 

Ob für die Umsetzung eine bzw. mehrere eigenständige, spezialisierte Stellen geschaffen 

werden sollen oder ob die Aufgaben innerhalb bereits bestehender Institutionen inte

griert werden sollen, hängt davon ab, wie die Umsetzung am effektivsten gewährleistet 

werden kann. Die Erfahrungswerte zeigen, dass dafür zum einen eine zentrale Stelle not

wendig ist. Diese muss über die Kompetenzen, Befugnisse und Glaubwürdigkeit verfügen, 

sowohl im Innenverhältnis (in die verschiedenen Verwaltungseinheiten) als auch im Aus

senverhältnis verbindlich auftreten und die beschlossenen Strategien und Massnahmen 

gezielt steuern zu können. 

Zum anderen zeigt die Praxis177, dass zusätzlich zur zentralen Koordination dezentrale 

Kompetenzstellen in den Regelstrukturen erforderlich sind. Diese sind mit den Kompeten

zen und Befugnissen auszustatten, die eine Übersetzung der Massnahmen in die jeweili

gen staatlichen Aufgabenbereiche gewährleisten. Die Bekämpfung des Rassismus muss 

sowohl als sichtbarer Schwerpunkt des Kantons als auch praxisnah wahrgenommen wer

den. 

3 Konstituierung neuer oder Transformation bestehender Strukturen 

a) Anforderungen an die Strukturen 

Der Kanton verfügt über einen gewissen Ermessensspielraum, die organisatorischen 

Strukturen festzulegen.178 Allerdings müssen diese so ausgestaltet sein, dass sie den 

Raum dafür schaffen, mittels unterschiedlichster Massnahmen (s. entsprechende Kapitel) 

gezielt, effektiv und effizient dazu beizutragen, stereotype Rollenbilder und gesellschaft

lich institutionalisierte Verhaltensmuster und damit einhergehende Benachteiligungen zu 

 
176 Vgl. dazu auch: humanrights.ch, Art. 20 ADG-Vorschlag; Reglement Bern, Art. 13; Loi Genève, Art. 5–13, 
Art. 19ff. 
177 Vgl. hierzu die praxisgeleiteten Grundlagen zu «Equality bodies» bei der Kommission der Europäischen 
Union, abrufbar unter: https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-
rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/equality-bo
dies_en#:~:text=*%20The%20use%20of%20the%20term,disability%2C%20age%20and%20sexual%20orienta
tion (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
178 NAGUIB, institutioneller Diskriminierungsschutz. 

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/equality-bodies_en#%3A~%3Atext%3D*%20The%20use%20of%20the%20term%2Cdisability%2C%20age%20and%20sexual%20orientation
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/equality-bodies_en#%3A~%3Atext%3D*%20The%20use%20of%20the%20term%2Cdisability%2C%20age%20and%20sexual%20orientation
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/equality-bodies_en#%3A~%3Atext%3D*%20The%20use%20of%20the%20term%2Cdisability%2C%20age%20and%20sexual%20orientation
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/equality-bodies_en#%3A~%3Atext%3D*%20The%20use%20of%20the%20term%2Cdisability%2C%20age%20and%20sexual%20orientation
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beseitigen sowie ein Umdenken in der Gesellschaft einzuleiten.179 Die vergleichende Pra

xis zeigt180, dass dies verbindliche und nachhaltige Strukturen voraussetzt, die den aus

drücklichen Auftrag haben, die Bekämpfung von Rassismus aufgabenspezifisch voranzu

bringen. 

b) Direktiv-originär oder transformativ-organischer Ansatz 

Grundsätzlich gibt es zwei Möglichkeiten, institutionelle Strukturen zu schaffen: Entweder 

es werden eine oder mehrere neuen Stellen geschaffen, wie dies beispielsweise mit der 

Einführung der Fachstelle für Rassismusbekämpfung FRB auf Bundesebene erfolgt ist (di

rektiv-originärer Ansatz). Oder bestehende Stellen werden mit Blick auf die gewachsene 

Verwaltungsstruktur und -praxis weiterentwickelt (transformativ-organischer Ansatz). Ein 

Beispiel für einen transformativ-organischen Ansatz ist die Stadt Zürich, die über die in

haltliche Auseinandersetzung im Rahmen der Erstellung ihres Rassismusberichts die Re

gelstrukturen in die institutionelle Antirassismusarbeit einbindet und sie mobilisiert, aktiv 

zu werden. Dadurch entstehen aus den bestehenden Institutionen heraus neue, erwei

terte organisatorische Zuständigkeiten. Denkbar ist auch eine Kombination direktiver und 

transformativer Entwicklungsschritte, indem etwa die zentrale Koordinationsstelle wei

terentwickelt und zusätzlich neue Fachstellen in den Regelstrukturen geschaffen werden, 

wo es nicht möglich ist, bestehende zu anzupassen181. 

c) Kategorial-gruppistische oder holistische Perspektive 

Die Herausforderung der institutionell-organisatorischen Verankerung besteht auch ange

sichts der Verpflichtung, den Schutz vor Diskriminierung insgesamt voranzubringen, also 

nicht nur im Bereich der Bekämpfung von rassistischer Diskriminierung. Die Frage stellt 

sich derzeit aktuell auch im Rahmen der Erarbeitung des Massnahmenplans Diskriminie

rungsschutz.182 Die menschen- und grundrechtlichen Vorgaben, sodann gruppen- und 

problemübergreifende Herausforderungen (wie z.B. algorithmische und mehrdimensio

nale Diskriminierung) sowie mögliche neue gesellschaftliche Entwicklungen verlangen 

vom Kanton in sich kohärente Zuständigkeiten und Abläufe. 

 
179 Vgl. BGE 137 I 305 (Zuger Gleichstellungskommission). 
180 Fn 177. 
181 EUROPEAN NETZWERK OF EQUALITY BODIES EQUINET, Comparing equality bodies’ operations: powers, indepen
denz, mandates, and functions, abrufbar unter: https://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/compa
rison-dashboard/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
182 Vgl. die Informationen des Kantons Zürich, abrufbar unter: https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-
beschluesse/richtlinien-der-regierungspolitik-2023-2027/gesellschaft-und-soziale-sicherheit/rrz-5/rrz-5b.html 
(letzter  
Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/comparison-dashboard/
https://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/comparison-dashboard/
https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/richtlinien-der-regierungspolitik-2023-2027/gesellschaft-und-soziale-sicherheit/rrz-5/rrz-5b.html
https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/richtlinien-der-regierungspolitik-2023-2027/gesellschaft-und-soziale-sicherheit/rrz-5/rrz-5b.html
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Die dazu notwendigen institutionell-organisatorischen Strukturen können entweder mit 

dem holistischen Ansatz der institutionellen Verankerung umgesetzt werden, d.h. indem 

institutionellen Vorkehrungen mit Blick auf alle Diskriminierungsfragen und -kategorien 

geschaffen werden. Oder es wird ein gruppistischer Ansatz gewählt, mit in einzelnen Be

reichen spezialisierten Stellen, die sich auf bestimmte Gruppen bzw. Kategorien konzent

rieren (z.B. nach Frauen, Männer, non-binäre etc. bzw. Geschlecht, Behinderung, Rassis

mus etc. organisiert werden).  

Beide Ansätze haben ihre Vor- und Nachteile. Mit einem holistischen Ansatz ist es wahr

scheinlicher, dass überschneidende, gemeinsame und neue Herausforderungen effizien

ter behandelt werden können. Bei kategorialen Ansätzen ist die Sichtbarkeit und Durch

setzungskraft der jeweils spezifischen Themen effektiver zu gewährleisten. Um den Vor

teilen beider Ansätze gerecht zu werden, schlägt humanrights.ch vor, im Rahmen eines 

neu zu schaffenden Bundesamtes zur Bekämpfung von Diskriminierung eine für alle Dis

kriminierungskategorien spezialisierte Fachstelle zu schaffen.183 Nach einer Übergangszeit 

von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes sollen bereits bestehende Facheinheiten 

wie namentlich das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann EBG, 

das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen EBGB 

und die Fachstelle für Rassismusbekämpfung FRB als eigenständige Abteilungen in das 

Bundesamt zur Bekämpfung von Diskriminierung überführt werden. Zusätzlich sollen 

neue Fachabteilungen geschaffen werden wie namentlich zur Bekämpfung von Diskrimi

nierung aufgrund des Lebensalters, der sozioökonomischen Situation etc. 

4 Organische Weiterentwicklung 

Eine Kombination direktiver und transformativer Ansätze der institutionell-organisatori

schen Verankerung der Antirassismusarbeit, die sich in die bestehenden und zukünftigen 

Strukturen der Antidiskriminierungsarbeit einfügt, verspricht den grössten Erfolg. So kann 

gesichert werden, dass die Umsetzung verbindlich gesteuert und zugleich praxisnah ver

ankert wird.  

Ein gutes Beispiel, von dem der Kanton bei der Weiterentwicklung der eigenen Strukturen 

profitieren kann, ist die Transformation der britischen Strukturen aufgrund des Equality 

Act 2010.184 Das Gesetz hat insgesamt neun vorherige Gesetze, darunter der Sex 

 
183 Art. 23 Abs. 5 ADG-Vorschlag. 
184 Vgl. Evaluation of the Implemenation of the Equality Act 2010. Report 1 – Organisational Approaches to 
Equality, abrufbar unter: https://www.humanrights.ch/cms/upload/pdf/2025/250225_Eval_of_Equa
lity_Act_Report1.PDF (letzter Zugriff: 15. Januar 2025). 

https://www.humanrights.ch/cms/upload/pdf/2025/250225_Eval_of_Equality_Act_Report1.PDF
https://www.humanrights.ch/cms/upload/pdf/2025/250225_Eval_of_Equality_Act_Report1.PDF
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Discrimination Act 1975, der Race Relations Act 1976 und der Disability Discrimination Act 

1995 zusammengeführt.  

Für den Kanton Zürich interessant ist auch die Frage, wie der Transformationsprozess im 

Kanton Genf voranschreitet. Gestützt auf das noch junge Gesetz (von 2023) über die 

Gleichheit und den Kampf gegen Diskriminierung ist der Staatsrat verpflichtet, die für die 

Anwendung des Gesetzes zuständigen Abteilungen zu benennen. Die Abteilungen sind 

dafür verantwortlich, den bereichsübergreifenden Charakter und die Kohärenz staatlicher 

Massnahmen zur Förderung der Gleichstellung, zur Bekämpfung und Verhütung von Ge

walt sicherzustellen, insbesondere durch Konsultation der zuständigen Abteilungen.  

D. Mobilisierung der Durchsetzung 

1 Die Ombudsstelle 

Wie in Teil 2 ausgeführt, hängt die Durchsetzung von Diskriminierungsverboten in erhebli

chem Masse davon ab, ob dafür unabhängige, zugängliche und wirkmächtige Anlaufstel

len zur Verfügung stehen, die dazu beitragen, das Recht durchzusetzen. An dieser Stelle 

soll auf den Ansatz der Ombudsstelle eingegangen werden, der sich international als ein 

wirksames Instrument bewährt hat.185 Die Zuständigkeit der Ombudsstelle beschränkt 

sich allerdings auf das staatliche Handeln. Dabei können diverse Modelle186 unterschie

den werden, namentlich: 

▪ die klassische Ombudsstelle, die über breite Untersuchungskompetenzen, aber kein 

eigenes Beschwerderecht verfügt.187 Sie ist in der Lage, ein verwaltungsinternes Be

ziehungsnetz aufbauen, das ihr Zugänge und Einflussmöglichkeiten verschafft, die für 

private Anlaufstellen schwieriger bzw. kaum zu erreichen sind. Die Behörden sind ver

pflichtet, die Ombudsstelle bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, insbe

sondere die erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie erbetene Stellungnahmen ab

zugeben. Der Ombudsstelle ist auf Antrag Einsicht in Akten zu gewähren, soweit nicht 

im Einzelfall wichtige überwiegende öffentliche Belange entgegenstehen. Stellt die 

Ombudsstelle nach hinreichender Aufklärung des Sachverhalts und nach erfolglosem 

Versuch einer gütlichen Streitbeilegung einen Verstoss gegen dieses Gesetz fest, be

anstandet sie diesen gegenüber der öffentlichen Stelle und fordert diese zur Abhilfe 

 
185 Vgl. CARL, S. 17–33; sowie weitere Texte bei HERTOGH/KIRKHAM. 
186 Vgl. KUCSKO-STADLMAYER. 
187 Vgl. Ombudsstelle Kanton Zürich, abrufbar unter: https://ombudsstelle.zh.ch/ (letzter Zugriff: 15. Januar 
2025). 

https://ombudsstelle.zh.ch/
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auf. Die Ombudsstelle unterliegt keinen Weisungen und darf wegen der Erfüllung ih

rer Aufgaben nicht benachteiligt werden. Sie gewährleistet die Vertraulichkeit der 

Informationen, von denen sie im Rahmen ihrer Tätigkeit Kenntnis erhält. 

▪ die Kommission188, die zusätzlich zu den genannten Befugnissen mit einem eigenstän

digem Beschwerderecht (im Rahmen von Straf- und verwaltungsrechtlichen Verfah

ren) ausgestattet ist; ein Modell, das es in der Schweiz bis anhin nicht gibt; sowie 

▪ die Kommission mit quasi-gerichtlicher Funktion189. Wobei Letztere nicht zu den typi

schen Ombudsstellen gezählt wird, sondern als ein Modell sui generis (zwischen Om

budsstelle und Gericht) einzustufen ist. 

Weiter kann zwischen der allgemeinen Ombudsstelle, die über eine umfassende themati

sche Zuständigkeit verfügt, und der spezialisierten Ombudsstellen unterschieden werden. 

Die spezialisierte Ombudsstelle190 wird vorwiegend dort eingesetzt: 

▪ wo es um die Wiedergutmachung schwerwiegenden staatlichen Unrechts geht; 

▪ bei einer gesellschaftlich brisanten Form des staatlichen Missbrauchs sowie 

▪ in Bereichen, in denen strukturelle Gründe zu einer komplexen Gemengelage führen, 

die spezialisiertes Wissen erforderlich machen (z.B. bei Diskriminierung). 

Denkbar ist auch das Modell einer befristeten Ombudsstelle. Die Stadt Zürich beispiels

weise hatte einst eine auf Polizeiübergriffe spezialisierte Ombudsstelle. 

2 In Diskriminierungsfragen spezialisierte Ombudsstelle 

Während sich in der Schweiz wie auch im Kanton Zürich das Modell der klassischen, allge

meinen Ombudsstelle durchgesetzt hat, ist die spezialisierte Ombudsstelle im Bereich des 

Schutzes vor Diskriminierung international ein verbreitetes Modell, das sich bewährt 

hat.191 Humanrights.ch schlägt in seinem Gesetzesmodell zum Schutz vor Diskriminierung 

ebenfalls eine in Diskriminierungsfragen spezialisierte Ombudsstelle vor, parallel zu den 

ordentlichen Justizverfahren. 

 
188 So z.B. die Irish Human Rights and Equality Commission, abrufbar unter: https://www.citizensinforma
tion.ie/en/justice/law-and-rights/irish-human-rights-and-equality-commission/#:~:text=com
plain%20about%20discrimination-,Introduction,promote%20human%20rights%20and%20equality. (letzter 
Zugriff: 15. Januar 2026). 
189 Vgl. ŚMISZEK, S. 272ff. 
190 Vgl. ŚMISZEK, S. 272ff. 
191 Vgl. https://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/comparison-dashboard/ (letzter Zugriff : 15. Ja
nuar 2026). 

https://www.citizensinformation.ie/en/justice/law-and-rights/irish-human-rights-and-equality-commission/#%3A~%3Atext%3Dcomplain%20about%20discrimination-%2CIntroduction%2Cpromote%20human%20rights%20and%20equality
https://www.citizensinformation.ie/en/justice/law-and-rights/irish-human-rights-and-equality-commission/#%3A~%3Atext%3Dcomplain%20about%20discrimination-%2CIntroduction%2Cpromote%20human%20rights%20and%20equality
https://www.citizensinformation.ie/en/justice/law-and-rights/irish-human-rights-and-equality-commission/#%3A~%3Atext%3Dcomplain%20about%20discrimination-%2CIntroduction%2Cpromote%20human%20rights%20and%20equality
https://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/comparison-dashboard/
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Gemäss dem von humanrights.ch vorgeschlagenen Art. 24 hat die Ombudsstelle die Auf

gabe, Personen, die sich an sie wenden, durch Information und Beratung bei der Durch

setzung ihrer Rechte zu unterstützen. Sie verfügt dazu im Gegensatz zu einer allgemeinen 

Ombudsstelle über das notwendige spezialisierte Wissen und den Fokus. Ebenfalls an die 

Ombudsstelle wenden können sich zivilgesellschaftliche Organisationen mit Sitz in der 

Schweiz, die sich für die Einhaltung der Menschenrechte einsetzen. Zu den Befugnissen 

der Ombudsstelle gehören, die gütliche Beilegung von Streitigkeiten, die Beiziehung von 

Sachverständigen und Einholung von Gutachten, die Weitervermittlung von Beschwerden 

und die Abgabe von Handlungsempfehlungen. Ausserdem hat die Ombudsstelle die Be

fugnis, auf Antrag sämtlicher Parteien ein Mediationsverfahren einzuleiten. Eine verbind

liche Entscheidung liegt nicht in der Kompetenz der Ombudsstelle. 

Der Vorteil einer (spezialisierten Ombudsstelle) gegenüber einer administrativen staatli

chen Anlaufstelle ist, dass sie von der Verwaltung unabhängig agieren kann. Im Vergleich 

zu einer allgemeinen Ombudsstelle verfügt die spezialisierte über das in Diskriminierungs

fragen notwendige Wissen und den erforderlichen Fokus, sich auch effektiv für die Be

troffenen und eine gute Lösung zu engagieren. Ein gutes Beispiel für eine in Diskriminie

rungsfragen spezialisierte Ombudsstelle ist die Ombudsstelle nach § 14 des Landesanti

diskriminierungsgesetzes Berlin.192 

Ähnlich wie bei der institutionell-organisatorischen Verankerung der Steuerungsstruktu

ren in der Verwaltung muss auch hier die Frage gestellt werden, ob die bestehenden 

Strukturen (in Form der kantonalen Ombudsstelle) weiterentwickelt (transformativ-orga

nischer Ansatz) oder ob ein neues Modell geschaffen (direktiv-originär) werden soll. 

Denkbar ist ebenfalls die Wahl eines gemischten Modelles, indem z.B. innerhalb der be

stehenden Ombudsstelle eine spezialisierte Abteilung oder ein Fachteam zu Diskriminie

rungsfragen geschaffen wird.  

3 Vom Staat unabhängige Anlaufstelle 

Der Nachteil einer Ombudsstelle ist, dass sie keine Zuständigkeit hat, Diskriminierungen 

im Verhältnis zwischen Privaten zu behandeln. Hinzu kommt, dass die Ombudsstelle Be

troffene nicht aktiv darin unterstützen darf, mit Rechtsmitteln vor Gerichten zu interve

nieren oder gar selbst in eigenem Namen Rechtsverfahren zu initiieren, was ihre Einfluss

möglichkeiten einschränkt. Daher ist es mit Blick auf einen grund- und menschenrechtlich 

fundierten Schutz vor rassistischer Diskriminierung erforderlich, dass der Staat (subsidiär) 

 
192 Vgl. https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/ombudsstelle/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/ombudsstelle/
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ein qualitativ hochstehendes privates Beratungsangebot gewährleistet, das einfach zu

gänglich ist, sich die Betroffenen leisten können und die Menschen anwaltschaftlich un

terstützt.193 

In diesem Sinne ist im gesetzlichen Diskussionsvorschlag von humanrights.ch vorgesehen, 

den Bund zu verpflichten, die finanziellen, personellen und fachlichen Mittel zu sichern, 

die für eine unentgeltliche juristische und psychosoziale Beratung notwendig sind.194 Ähn

liche Überlegungen sollten auch auf kantonaler Ebene angestellt werden. Mit Blick auf die 

Praxis im Kanton Zürich stellt sich etwa die Frage, ob durch die kantonale Ombudsstelle 

sowie den Leistungsauftrag an die ZüRAS ein Beratungsangebot zur Verfügung steht, wel

ches über die notwendige Niederschwelligkeit, die finanziellen Mittel, fachlichen Ressour

cen und rechtlichen Befugnisse verfügt sowie die Autorität ausstrahlt, Betroffene so zu 

beraten, dass sie möglichst effektiv zu ihrem Recht kommen. Dabei ist im Auge zu behal

ten, dass dies nur zu gewährleisten ist, wenn die Beratungsarbeit interdisziplinäre aufge

stellt wird. 

E. Unabhängiges Controlling 

Die Verwaltung ist aufgrund der Gewaltenteilung und ihrer Einbindung in die Hierarchie 

der Exekutive nur beschränkt dazu befugt und wäre auch nicht in der Lage, die Legislative 

und Exekutive und, wo dies sachlich geboten und erforderlich ist, auch die Judikative kri

tisch zu begleiten. Insbesondere gilt das da, wo sie selbst Teil der institutionellen Manifes

tation struktureller Diskriminierung ist. Verwaltungsbehörden sind darauf ausgerichtet, 

Vorgaben durch den Gesetzgeber und die Regierung mit den dafür zur Verfügung gestell

ten Ressourcen umzusetzen. Innovative Impulse sowie der für die laufende Veränderung 

und Weiterentwicklung notwendige Druck kommt strukturell bedingt vor allem von aus

serhalb der Verwaltung und Regierung.  

1 Beschränktheit der parlamentarischen Gesetzgebung, Aufsicht und Justiz 

Ein starker Player für die externe Kontrolle der Regierungs- und administrativen Arbeit 

und die Einflussnahme auf deren Tätigkeiten ist das Parlament. So kann der Kantonsrat 

Zürich mit parlamentarischen Vorstössen konkrete gesetzliche und administrative Verbes

serungen anstossen. Allerdings ist das Parlament auf politische Mehrheitsverhältnisse 

 
193 Vgl. hierzu z.B. die Standards für eine qualifizierte Antidiskriminierungsberatung des Antidiskriminierungs
verbandes Deutschland: https://www.vielfalt-mediathek.de/wp-content/uploads/2020/12/advd_eckpunkte
papier_vielfalt_mediathek.pdf (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
194 Art. 14 ADG-Vorschlag. 

https://www.vielfalt-mediathek.de/wp-content/uploads/2020/12/advd_eckpunktepapier_vielfalt_mediathek.pdf
https://www.vielfalt-mediathek.de/wp-content/uploads/2020/12/advd_eckpunktepapier_vielfalt_mediathek.pdf
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beschränkt. Es ist ausschliesslich politisch motiviert. Es ist kein Akteur einer Kontrolle, der 

die Regierung und Verwaltung in erster Linie aus fachlicher Sicht hinterfragt, indem er z.B. 

gesellschaftlich verbreitete oder neue Formen von Diskriminierung analysiert, Empfehlun

gen abgibt und wo nötig als institutioneller Wächter eines grund- und menschenrechtlich 

fundierten Diskriminierungsschutzes öffentlichen Druck aufbaut.  

Ebenso wichtiger Teil der rechtsstaatlichen checks and balances ist die Judikative. Sie wird 

auf Initiative von Beschwerdeführenden im konkreten Einzelfall aktiv. Nicht selten führt 

dies dazu, dass auch strukturelle Mängel aufgedeckt werden, die tiefgreifende Verände

rungen in Gesetzen nach sich ziehen können. Ein Beispiel ist ein Urteil des Bundesgerichts 

aus dem Jahr 2003195, das zur Folge hatten, dass Einbürgerungen an der Urne verboten 

sind. Ein weiteres Beispiel betrifft ein Urteil des Bundesgerichts von 2016196, in welchem 

das Gericht kritisierte, dass der Kanton Zug die Kommission für Gleichstellung von Frau 

und Mann nicht mehr weiterführte, dies ohne staatliche institutionell-organisatorische 

Vorkehrungen, die die Gleichstellungsarbeit effektiv voranbringen. Trotz Auswirkungen 

von Gerichtsurteilen über den Einzelfall hinaus hat die Justiz keine Möglichkeit, von sich 

aus, nach fachlichem Ermessen aktiv zu werden.  

2 Unabhängige Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsstelle  

a) Anforderungen 

Das Europäische Netzwerk der Gleichstellungsstellen (Equinet) ist ein Zusammenschluss 

aus staatlich eingerichteten Stellen zur Gleichstellung und Bekämpfung von Diskriminie

rung.197 Dabei gibt es unterschiedliche organisatorische Modelle und Bezeichnungen wie 

namentlich Kommission, Rat, Institut, Zentrum, Büro, Beauftragte:r, Delegierte:r, Vertei

diger:in, Überwache:r und Anwaltschaft.198 Ihnen gemeinsam ist, dass sie den internatio

nalen Anforderungen der staatlichen Legitimation, umfassenden Mandatierung, breiten 

Funktion sowie organisatorischen und inhaltlichen Unabhängigkeit genügen müssen. 

Zu den zentralen Aufgaben einer unabhängigen Stelle gehören: 

▪ die Analyse gesellschaftlich verbreiteter und neuer Formen von Diskriminierung;  

 
195 BGE 129 I 217. 
196 BGE 137 I 305. 
197 Vgl. https://equineteurope.org/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026. 
198 Vgl. die Standards unter: https://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/standards-for-equality-
bodies/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026); und die vergleichende Übersicht zu den europäischen Stellen unter: 
https://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/comparison-dashboard/ (letzter Zugriff: 15. Januar 
2026). 

https://equineteurope.org/
https://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/standards-for-equality-bodies/
https://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/standards-for-equality-bodies/
https://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/comparison-dashboard/
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▪ die Abgabe von Empfehlungen zu Massnahmen gegen Diskriminierung; 

▪ die Beratung von Personen und Organisationen.  

b) Kommissionsmodell à la Suisse 

In der Schweiz hat sich auf allen drei Ebenen des Gemeinwesens das Modell der beraten

den oder unabhängigen ausserparlamentarischen Kommission etabliert. Unter anderem 

im Bereich der Bekämpfung von Diskriminierungen und der Förderung der Gleichstellung 

haben sich Kommissionen als hilfreich erwiesen.199 Diese besteht aus Expert:innen und 

Vertreter:innen wichtiger gesellschaftlicher Stakeholder. Für die Leistungsfähigkeit einer 

Kommission ist es zentral, dass sie insgesamt fachorientiert agiert und nicht in erster Linie 

Spezialinteressen der Organisationen, die sie vertritt, verfolgt. Zusätzlich notwendig ist 

eine Geschäftsstelle (Sekretariat), die über hohe fachliche Kompetenzen und genügend 

personelle und Sachmittel verfügt.  

Gestützt auf die nationale Praxis sowie internationale Standards zum Antidiskriminie

rungsrecht hat humanrights.ch im Modell für ein Rahmengesetz zur Bekämpfung von Dis

kriminierung einen Passus zur Einführung eidgenössischer Kommissionen gegen Diskrimi

nierung formuliert.200 Der Bundesrat wird verbindlich beauftragt, zusätzlich zu den beste

henden ausserparlamentarischen Kommissionen wie namentlich die Eidgenössischen 

Kommissionen gegen Rassismus EKR, für Frauenfragen EKF, für Kinder- und Jugendfragen 

EKKJ und die Migrationskommission weitere Kommissionen einzuführen. Ausdrücklich 

genannt wird eine Kommission für Fragen zu LGBTQIA+, für die Gleichstellung von Men

schen mit Behinderungen, mit chronischen Krankheiten, genetischen Dispositionen und 

aufgrund des Körpergewichts, zur Bekämpfung von Altersdiskriminierung sowie zur Be

kämpfung von Armutsdiskriminierung.  

Im Kanton Zürich gibt es ebenfalls verschiedene ausserparlamentrische Kommissionen, 

die der Regierungsrat mit der Beratung zu einem und/oder der Vorbereitung eines Ge

schäfts oder mit der Beaufsichtigung von selbstständigen Verwaltungseinheiten, Organi

sationen und Personen beauftragen kann.201 Im Bereich der Bekämpfung von 

 
199 Wie z.B. die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus EKR, abrufbar unter: https://www.ekr.ad
min.ch/startseite/d112.html; und die Eidgenössische Kommission für Frauenfragen, abrufbar unter: 
https://www.ekf.admin.ch/ekf/de/home.html (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
200 Art. 26 ADG-Vorschlag. 
201 Vgl. https://www.zh.ch/de/regierungsrat/kommissionen-des-regierungsra
tes.html#:~:text=Für%20die%20Beratung%20und%20Vorbereitung,Organisationen%20und%20Perso
nen%20beauftragt%20werden. (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.ekr.admin.ch/startseite/d112.html
https://www.ekr.admin.ch/startseite/d112.html
https://www.ekf.admin.ch/ekf/de/home.html
https://www.zh.ch/de/regierungsrat/kommissionen-des-regierungsrates.html#%3A~%3Atext%3DF%C3%BCr%20die%20Beratung%20und%20Vorbereitung%2COrganisationen%20und%20Personen%20beauftragt%20werden
https://www.zh.ch/de/regierungsrat/kommissionen-des-regierungsrates.html#%3A~%3Atext%3DF%C3%BCr%20die%20Beratung%20und%20Vorbereitung%2COrganisationen%20und%20Personen%20beauftragt%20werden
https://www.zh.ch/de/regierungsrat/kommissionen-des-regierungsrates.html#%3A~%3Atext%3DF%C3%BCr%20die%20Beratung%20und%20Vorbereitung%2COrganisationen%20und%20Personen%20beauftragt%20werden
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Diskriminierung, Förderung der Gleichstellung und Inklusion wurde bisher keine Kommis

sion eingesetzt.  

Mit Blick auf eine mögliche Einrichtung einer Kommission stellt sich hier – wie bei der 

Herausforderung einer Fachstelle – ebenso die Frage, ob ein holistisches oder ein unikate

goriales Modell gewählt werden soll. Der Vorteil des holistischen Ansatzes besteht einer

seits darin, dass der Diskriminierungsschutz umfassend gedacht werden kann.Solange der 

Schutz vor rassistischer Diskriminierung nicht verankert und etabliert ist, kann anderer

seits mit einem Ansatz, der sich auf Rassismus beschränkt, die Sichtbarkeit und anwalt

schaftliche Perspektiven gestärkt werden.  

Eine Bedingung für eine produktive Ausgestaltung eines Modells nach dem kategorialen 

Ansatz ist eine enge Koordination mit anderen Kommissionen, die sich für die Gleichstel

lung und gegen Diskriminierung einsetzen. Ein denkbares Modell ist z.B. eine Fachkonfe

renz, wie es derzeit in der Stadt Bern politisch diskutiert wird.202 Diese hat den Auftrag, 

gruppenübergreifende Projekte zu entwickeln und umzusetzen, mögliche Konflikte zwi

schen mehreren Interessen des Diskriminierungsschutzes und zwischen dem Diskriminie

rungsschutz und anderen öffentlichen Interessen bei Gesetzesvorhaben und wichtigen 

Verwaltungsprojekten zu analysieren und dazu Vorschläge zu unterbreiten.  

3 Alternative, ergänzende Modelle 

a) Menschenrechtsinstitution 

International hat sich durchgesetzt, dass neben unabhängigen spezialisierten Institutio

nen im Bereich des Diskriminierungsschutzes auch den sogenannten Nationalen Men

schenrechtsinstitutionen (NMRI) die Rolle einer langfristigen, kritischen Überwachung 

zuerkannt wird.203 Die Schweiz verfügt seit Mai 2023 mit der schweizerischen Menschen

rechtsinstitution SMRI über eine nationale Menschenrechtsinstitution.204 Die SMRI ver

fügt über ein Mandat, das alle Menschenrechte umfasst und sich nicht auf das Diskrimi

nierungsverbot oder gar die Bekämpfung rassistischer Diskriminierung beschränkt. Es 

 
202 Vgl. Art. 13 Abs. 2 Reglement Bern. 
203 Gestützt auf die Pariser Prinzipien (https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/prin
ciples-relating-status-national-institutions-paris) sind NMRI unabhängige Institutionen, die die Menschen
rechte schützen, fördern und überwachen. Sie arbeiten auf der Grundlage der Pariser Prinzipien, welche ne
ben der Unabhängigkeit von Regierung und staatlichen Organen fordern, dass das Mandat von NMRI umfas
send ist und alle Menschenrechte einbezieht, die NMRI sich auf einer starken gesetzlichen Grundlage im for
mellen Sinne stützt, sie über ausreichende Ressourcen bzw. Infrastruktur, Finanzierung und Personal verfügt, 
um effektiv arbeiten zu können, sie pluralistisch die gesellschaftlichen Kräfte vertritt und sie in der Lage ist, 
ihre Aufgaben effektiv und wirksam zu erfüllen; vgl. auch die globale Allianz der Nationalen Menschenrechts
institutionen: https://ganhri.org/nhri/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
204 Abrufbar unter: https://www.isdh.ch/de (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/principles-relating-status-national-institutions-paris
https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/principles-relating-status-national-institutions-paris
https://ganhri.org/nhri/
https://www.isdh.ch/de
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besteht allerdings die Möglichkeit, der SMRI zusätzlich zum allgemeinen Mandat spezifi

sche Aufträge zu erteilen, wie dies aktuell beispielsweise für das Monitoring der Men

schenrechte von Kindern diskutiert wird.  

Gemäss Vorschlag von humanrights.ch für ein Rahmengesetz zum Schutz vor Diskriminie

rung soll der SMRI ein Auftrag erteilt werden, welcher ein dauerhaftes und fortlaufendes 

Monitoring und die Evaluation der Verbreitung von Diskriminierung, ihren Erscheinungs

formen sowie der Wirkung von Massnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung ge

währleistet.205 Dieser Auftrag soll die Aufgaben, die der Eidgenössischen Kommission ge

gen Diskriminierung zugedacht werden sollen, ergänzen. Diese würde sich in erster Linie 

auf eine kritische Begleitung des Alltagsgeschäfts der staatlichen Organe konzentrieren. 

Denkbar ist, dass auch auf kantonaler Ebene eine Menschenrechtsinstitution eingeführt 

wird, auch wenn es bis anhin kein Vorbild gibt. Der grundlegende Vorteil bestünde darin, 

dass für die im Diskriminierungsschutz spezialisierten staatlichen Fachstellen und unab

hängigen Institutionen die Möglichkeit eines umfassenden und langfristig ausgerichteten 

Menschenrechtsmonitorings geschaffen wird. 

b) Unabhängiges wissenschaftliches Monitoring 

Schliesslich soll an dieser Stelle eine letzte Alternative kurz erwähnt werden, nämlich ei

ner Hochschule einen langfristigen Auftrag für die Umsetzung eines Langzeitmonitorings 

zu erteilen. Ein gutes Beispiel für ein solches Langzeitmonitoring ist die unter der Leitung 

von Wilhelm Heitmeyer über mehrere Jahre durchgeführte Beobachtung zu gruppenbe

zogener Menschenfeindlichkeit.206  

F. Empfehlungen 

Empfehlung 9 – Institutionen 

Die Bekämpfung von Rassismus geschieht nicht automatisch, auch wenn gute Massnah

men niedergeschrieben sind und die Rechtsunterworfenen in Verwaltung und in der brei

ten Bevölkerung sensibilisiert werden sollen. Es braucht Personen und Organe, die dafür 

zuständig sind, die Massnahmen umzusetzen, und dafür sorgen, bei Mängeln und Verlet

zungen von Rechten und Pflichten die vorgesehenen Sanktionen und sonstigen 

 
205 Zwar ist auch die Regierung verpflichtet, einen regelmässigen Evaluationsbericht vorzulegen. Damit ist 
allerdings aufgrund der bereits erwähnten fehlenden Unabhängigkeit nicht gesichert, dass dies ohne Beschö
nigungen geschieht. 
206 Abrufbar unter: https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/130404/von-der-ungleichwertigkeit-zur-
ungleichheit-gruppenbezogene-menschenfeindlichkeit/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/130404/von-der-ungleichwertigkeit-zur-ungleichheit-gruppenbezogene-menschenfeindlichkeit/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/130404/von-der-ungleichwertigkeit-zur-ungleichheit-gruppenbezogene-menschenfeindlichkeit/
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Rechtsfolgen durchzusetzen. Die Massnahmen sind laufend kritisch zu überprüfen und 

mittels neuer Ideen weiterzuentwickeln; auch das geschieht nicht ohne institutionelle 

Verantwortung. Dabei sind die unterschiedlichen Funktionen (Umsetzung, Unterstützung 

der Durchsetzung sowie das Controlling) organisatorisch klar voneinander zu trennen. Sie 

brauchen einen spezialisierten Auftrag mit Fokus Rassismus und sind mit genügend perso

nellen und fachlichen Ressourcen auszustatten. Nur so kann gewährleistet werden, dass 

sie ihre Aufgaben unabhängig voneinander und auch effektiv ausüben. 

Empfehlung 10 – Organisatorische Interoperabilität 

Angesichts der erheblichen Schnittstellen und Berührungspunkte zwischen der Bekämp

fung von Rassismus sowie anderen Diskriminierungen wird empfohlen, die institutionell-

organisatorischen Vorkehrungen von Kanton und Gemeinden im Bereich der Bekämpfung 

von Diskriminierung systematisch weiterzuentwickeln. 

Dabei sind mehrere Aspekte zu beachten: Erstens besteht Bedarf, die Bekämpfung von 

Rassismus konkret im Sinne der vorliegenden Empfehlungen voranzubringen; zugleich 

sollen Herausforderungen der Bekämpfung von Diskriminierung im Zusammenhang mit 

Geschlecht, Behinderung, Lebensalter, sozialer Stellung und weiterer Kategorien gemein

sam angegangen werden. 

Zweitens gibt es eine Reihe verwaltungsinterner oder -unabhängiger Institutionen, die im 

Bereich der Bekämpfung von Diskriminierungen unterschiedlichster Art zuständig sind. 

Hier stellt sich die Frage, ob bzw. inwieweit bestimmte Aufgaben ergänzt und neu justiert 

werden sollen und ob dies im Rahmen bestehender Strukturen passieren soll oder indem 

neue geschaffen werden. 

Hinzu kommt drittens die Herausforderung, staatliche Institutionen so aufzustellen, dass 

sie die Zivilgesellschaft darin bestärken, agil, kreativ und resilient zu agieren. Dafür 

braucht es starke Institutionen, die durch eine unbürokratische Vorgehensweise Raum für 

Inspiration schaffen und Ressourcen zur Verfügung stellen. 
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Kap. 6) Datenerhebung und Monitoring 

A. Inhalt des Postulats 

Das Postulat verlangt, dass die Regierung Massnahmen zu Datenerhebung und statisti

schen Analysen prüft. Es hält fest, dass es aktuell an einem umfänglichen Monitoring fehlt 

und verweist in diesem Zusammenhang auf die Notwendigkeit einer wiederkehrenden 

Analyse, um aufzuzeigen, „welche Bereiche wie [von Rassismus und Diskriminierung] be

troffen sind sowie welche Massnahmen es braucht, um rassistische Diskriminierung effi

zient und über einen längeren Zeitraum im Kanton Zürich zu bekämpfen“. Im Bericht zum 

Postulat ist sowohl auf Daten und Monitoring zum Vorkommen von Rassismus und rassis

tischer Diskriminierung als auch zur Wirksamkeit und zu den Effekten von Gegenmassnah

men einzugehen. 

Eine systematische und regelmässige Erhebung von Daten bzw. ein nachhaltiges Monito

ring der Umsetzung des Verbots der Rassendiskriminierung wird auch von der ECRI und 

der RDK verlangt.207 Art. 2 Abs. 2 RDK verpflichtet die Vertragsstaaten, „wenn die Um

stände es rechtfertigen, auf sozialem, wirtschaftlichem, kulturellem und sonstigem Gebiet 

besondere und konkrete Massnahmen“ zu treffen, „um die angemessene Entwicklung 

und einen hinreichenden Schutz bestimmter Rassengruppen oder ihnen angehörender 

Einzelpersonen sicherzustellen, damit gewährleistet wird, dass sie in vollem Umfang und 

gleichberechtigt in den Genuss der Menschenrechte und Grundfreiheiten gelangen“. In 

den länderspezifischen Berichten verlangt der RDK-Ausschuss regelmässig „verlässliche 

statistische Daten“, um das Ausmass der rassistischen Diskriminierung im entsprechen

den Land bewerten und die Wirksamkeit der getroffenen Massnahmen überprüfen zu 

können.208 

Ein vom UNO-Hochkommissariat 2016 veröffentlichtes Dokument „A Human Rights-Bases 

Apporach to Data“ definiert sechs Grundprinzipien, die sicherstellen, dass Daten sowohl 

qualitativ hochwertig als auch ethisch vertretbar erhoben werden, namentlich Partizipa

tion, Selbstidentifikation, Disaggregation, Transparenz, Datenschutz und Privatsphäre so

wie Rechenschaftspflicht.209 Menschenrechtliche fundierte Daten dienen nicht nur der 

 
207 Vgl. KÄLIN, in: Angst/Lantschner, S. 97ff.; HOFMANN/MALKMUS, in: Angst/Lantschner, S. 118ff.; LANTSCHNER, in: 
Angst/Lantschner, S. 158ff.; SIMON, in: Tangram 20, S. 21ff.; NAGUIB, in: Tangram 20, S. 25ff. 
208 Vgl. ANGST/SPENLÉ, in: Tangram 20, S. 22. 
209 Abrufbar unter: https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/Issues/HRIndicators/Guidance
NoteonApproachtoData.pdf (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/Issues/HRIndicators/GuidanceNoteonApproachtoData.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/Issues/HRIndicators/GuidanceNoteonApproachtoData.pdf
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Information, sondern müssen genutzt werden können, um die Wirksamkeit von Antiras

sismus-Massnahmen zu messen und staatliches Handeln korrigierbar zu machen.  

Im Folgenden wird sowohl auf den Aspekt des Rassismus-Monitorings als auch der Evalu

ation von Gegenmassnahmen eingegangen.  

B. Monitoring des Vorkommens von Rassismus 

Angesichts der Einbindung der Schweiz in den europäischen Raum lohnt sich ein Blick in 

die EU-Leitlinien zur Erhebung von Gleichstellungsdaten als Referenz, die sich stark an 

den genannten Vorgaben des RDK-Ausschusses sowie der ECRI orientieren. 

1 EU-Leitlinien zur Erhebung von Gleichstellungsdaten als Referenzrahmen 

Die Leitlinien zur Verbesserung der Erhebung und Nutzung von Gleichstellungsdaten der 

Kommission der Europäischen Union210 definieren Gleichstellungsdaten als alle Informati

onen, die für die Beschreibung und Analyse des Zustands der Gleichstellung nützlich sind. 

Diese Informationen können quantitativer oder qualitativer Natur sein. Sie enthalten ag

gregierte Daten, d.h., sie fassen eine Vielzahl an Einzelbeobachtungen zusammen, die be

stimmte Ungleichheiten wie hier rassistische Diskriminierungen, deren Ursachen und Aus

wirkungen in der Gesellschaft erfassen, analysieren und beschreiben. 

2 Datenquellen 

Gemäss EU-Kommission gibt es verschiedene Arten von Datenquellen, die auf unter

schiedlichen Datenerhebungsmethoden basieren und für die Erstellung von Gleichstel

lungsstatistiken verwendet werden können. Zu den Quellen für Gleichstellungsdaten ge

hören: 

▪ Befragungen der Bevölkerung; 

▪ amtliche Statistiken; 

▪ Haushalts- und Einzelerhebungen; 

▪ Erhebungen zu Erfahrungen von Betroffenen, Erhebungen von Einstellungen; 

▪ Daten zu Beschwerden; 

▪ sogenannte Diskriminierungstests; 

 
210 Vgl. MAKKONEN, European handbook on equality data. 
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▪ Überwachung der Vielfalt durch Arbeitgeber und Dienstleistungsanbieter sowie 

▪ qualitative Forschungen wie Fallstudien, Expert:innen-Interviews und Fokusgruppen

gespräche.  

3 Zweck der Datenerhebung 

Der Hauptzweck der Erhebung von Daten zu rassistischer Diskriminierung besteht darin, 

Diskriminierung möglichst effektiv und effizient bekämpfen zu können. Dies bedingt eine 

Palette an qualitativen und quantitativen Daten, die unterschiedlichen spezifischen Zwe

cken dienen, insbesondere: 

▪ Ermöglichung einer angemessenen Bewertung der Umsetzung rechtlicher (internatio

naler und kantonaler) und administrativer Regelungen;  

▪ Beobachtung von Trends bei der Gleichstellung in verschiedenen Lebensbereichen 

(z.B. Beschäftigungsquote, Prozentsatz der Personen, die eine höhere Ausbildung ab

solvieren, oder der Schulabbrecher, um die faktengestützte Politikgestaltung zu ver

bessern); 

▪ Sichtbarmachung indirekter und unsichtbarer Diskriminierungen (z.B. durch die 

Durchführung von Erhebungen über Viktimisierung oder von Diskriminierungstests); 

▪ Erstellen von Indikatoren, um die Fortschritte bei der Umsetzung von Strategien zu 

verfolgen, die für die Förderung von Gleichstellung und Nichtdiskriminierung relevant 

sind; 

▪ Unterstützung von Lobbyarbeit und Sensibilisierung im Bereich Gleichstellung und 

Nichtdiskriminierung; Aufzeigen von Beweislücken. 

4 Methodische Herausforderungen 

Die Erhebung von Daten zu rassistischer Diskriminierung setzt auf methodischer Ebene 

voraus, dass die Art der Handlungen, die als Diskriminierung gelten, begrifflich geklärt ist. 

Es ist zentral, dass zwischen den unterschiedlichen Formen der Diskriminierung unter

schieden wird. Wichtig ist auch, dass nicht nur bestehende Diskriminierung erfasst, son

dern auch strukturelle Diskriminierungsgefährdungen untersucht werden. 
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Mit Blick auf den Fokus des Postulats sind die Regeln, Werte und Verfahren der Zürcher 

Verwaltung211 daraufhin abzuklopfen, inwieweit Menschen, die Rassismus erfahren, beim 

Personal, bei der Kundschaft und den Partnerschaften angemessen repräsentiert sind212 

sowie staatliche Leistungen ihnen gegenüber in gleichwertiger Qualität erbracht werden. 

Negative Abweichungen von den erforderlichen Referenzwerten müssen als potenzielle 

Diskriminierungen bzw. Diskriminierungsgefährdungen qualifiziert werden. 

Gleichwertig bedeutet grundsätzlich in gleicher Qualität und Quantität. Es bedeutet aber 

nicht zwingend gleich, sondern verpflichtet, bei ungleichen Verhältnissen auch entspre

chend zu differenzieren. Gerade bei diskriminierungstypischen strukturellen Nachteilen 

ist es nicht selten, dass Gleichwertigkeit sogenannte „angemessene Vorkehrungen zum 

Ausgleich individueller Nachteile“ voraussetzt. Demnach liegt eine Diskriminierung vor, 

wenn eine Leistung nicht in einer Weise auf die individuellen Bedürfnisse angepasst ist, 

die notwendig und geeignet ist, die Gleichbehandlung sicherzustellen, und die für den:die 

Leistungserbringer:in keine unverhältnismässige Belastung darstellt. Wenn z.B. einer asyl

suchenden Person mit Behinderung dieselbe Unterkunft zur Verfügung gestellt wird, die 

auch den Asylsuchenden ohne Behinderung zur Verfügung steht, kann dies eine Diskrimi

nierung bedeuten, wenn die Unterkunft nicht barrierefrei ausgestaltet ist. 

Ein grund- und menschenrechtlich fundiertes System der Datenerhebung und des Moni

torings versetzt die kantonalen Entscheidungsträger:innen in die Lage, offene und ver

steckte Diskriminierungen und Diskriminierungsrisiken zu erkennen. Dazu gehört auch ein 

angemessener Umgang mit dem Dunkelfeld. Der Auftrag zur Erhebung von Daten zu Ras

sismus und rassistischer Diskriminierung ist verbindlich, klar, dauerhaft und rechtskon

form213 zu verankern. Die für eine bedarfsgerechte und flexible Anpassungen an Methode 

und Erhebungsaufträgen notwendigen Ressourcen sind zur Verfügung zu stellen. 

Zwei gute Beispiele, die bei der Entwicklung eines Systems zur Erhebung von Daten helfen 

können, sind zum einen das Monitoring der Fachstelle für Rassismusbekämpfung des 

 
211 Und sonstiger Behörden sowie privater Organisationen mit bedeutsamer staatlicher Beteiligung oder Sub
vention. 
212 Mit Blick auf die Zusammensetzung in der Bevölkerung. 
213 Neben den Bestimmungen des Datenschutzes sind auch weitere Grund- und Menschenrechte einzuhalten.  
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Bundes214 und zum anderen die Studie „Diskriminierung in Deutschland“ unter der Lei

tung von Hubert Rottleuthner und Matthias Mahlmann.215  

Schliesslich ist es zentral, dass die völker- und verfassungsrechtlichen Anforderungen des 

Datenschutzes eingehalten werden.216 

C. Evaluation der Bekämpfung von Rassismus 

Um die Wirkungen von Massnahmen feststellen zu können, braucht es ein Wirkungsmo

dell, das sich an den Handlungsfeldern, den Instrumenten bzw. Massnahmen, den er

brachten Aktivitäten bzw. Leistungen (Output), ihren direkten Wirkungen (Outcome) so

wie einem visionären Ziel (Impact) ausrichtet.217 Mittels eines Mix an Quellen und Metho

den, die zur Erhebung notwendig sind, werden die entsprechenden Daten eruiert, um den 

Grad der erwünschten Umsetzung sowie der unerwünschten Effekte zu bestimmen. An

schliessend werden diese Daten bewertet, um festlegen zu können, ob und falls ja welche 

Anpassungen am Massnahmenplan vorzunehmen sind. Da die (Weiter-)Entwicklung von 

Massnahmenplan und Wirkungsmodell unmittelbar zusammenhängen, ist zu empfehlen, 

diese beiden von Anfang an zusammenzudenken. Im Folgenden wird ausgeführt, welche 

Schritte bei der erstmaligen Entwicklung eines Massnahmen- und Evaluationsplans in wel

chem Ablauf erfolgen sollten: 

1 Definition des Impact-Zieles 

Bei der Entwicklung des Massnahmenplans (bzw. des entsprechenden Wirkungsmodells) 

ist zu beachten, dass sowohl die Bedürfnisse der von Rassismus betroffenen Personen 

(etwa mittels Umfrage) als auch der gesamtgesellschaftliche Bedarf mitzuberücksichtigen 

sind, der sich in erster Linie aus den völker- und verfassungsrechtBSlichen Vorgaben 

ergibt. Dabei ist es ratsam, zuerst das Hauptziel bzw. die Vision festzulegen. Im Vorder

grund steht die gesellschaftliche Gesamtwirkung, also z.B. wie sich die Situation von Men

schen, die von Rassismus betroffen sind, durch die Massnahmen insgesamt verändert hat, 

 
214 Abrufbar unter: https://www.kip-pic.ch/aktuelles/frb-monitoring-rassismus-in-zahlen-monitorage-slr-
racisme-en-chiffres-monitoraggio-slr-razzismo-in-cifre-frb-slr/ (letzter Zugriff: 15. Januar 2026); vgl. zudem 
den Bericht zu rassistischer Diskriminierung in der Schweiz, abrufbar unter: https://backend.frb.admin.ch/file
service/sdweb-docs-prod-rassismuszahlench-files/files/2024/10/02/dcb473e1-7e78-424a-8420-
0e0d242bb213.pdf (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
215 Abrufbar unter: https://www.nomos-elibrary.de/de/10.5771/9783845230559/diskriminierung-in-deutsch
land (letzter Zugriff: 15. Januar 2026). 
216 Vgl. dazu die Grundlagen der Europäischen Kommission zu «Protecting data and building trust», abrufbar  
unter: https://www.equalityhumanrights.com/protecting-data-and-building-trust (letzter Zugriff: 15. Januar 
2026). 
217 Vgl. ausführlich dazu JAUSLIN/GERTSCH, mit ausführlichen Hinweisen zu theoretischer und methodischer Lite
ratur, zudem Kommentar zu Art. 170 der Bundesverfassung. 

https://www.kip-pic.ch/aktuelles/frb-monitoring-rassismus-in-zahlen-monitorage-slr-racisme-en-chiffres-monitoraggio-slr-razzismo-in-cifre-frb-slr/
https://www.kip-pic.ch/aktuelles/frb-monitoring-rassismus-in-zahlen-monitorage-slr-racisme-en-chiffres-monitoraggio-slr-razzismo-in-cifre-frb-slr/
https://backend.frb.admin.ch/fileservice/sdweb-docs-prod-rassismuszahlench-files/files/2024/10/02/dcb473e1-7e78-424a-8420-0e0d242bb213.pdf
https://backend.frb.admin.ch/fileservice/sdweb-docs-prod-rassismuszahlench-files/files/2024/10/02/dcb473e1-7e78-424a-8420-0e0d242bb213.pdf
https://backend.frb.admin.ch/fileservice/sdweb-docs-prod-rassismuszahlench-files/files/2024/10/02/dcb473e1-7e78-424a-8420-0e0d242bb213.pdf
https://www.nomos-elibrary.de/de/10.5771/9783845230559/diskriminierung-in-deutschland
https://www.nomos-elibrary.de/de/10.5771/9783845230559/diskriminierung-in-deutschland
https://www.equalityhumanrights.com/protecting-data-and-building-trust
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ob weniger Rassismus und Diskriminierung bestehen und eine höhere Gleichheit, Teil

habe und Selbstbestimmung ohne rassistische Zuschreibungen möglich geworden ist. 

Dementsprechend kann ausgehend vom Postulat das Impact-Ziel z.B. als bedeutsamer 

Rückgang des latenten Rassismus im Kanton (mit konkreten Indikatoren dazu) festgelegt 

werden. Oder, etwas realistischer betrachtet, kann das Ziel als Aufbau einer robusten und 

resilienten Infrastruktur zur Bekämpfung von Rassismus beschrieben werden. Gestützt 

darauf ist zu evaluieren, inwieweit die Massnahmen dazu geführt haben, dass neue Orga

nisationen, Initiativen, Projekte, Bündnisse innerhalb der Behörden und der Zivilgesell

schaft entstanden sind bzw. sich diese weiterentwickelt haben, die sich auf aktive und 

kreative Weise im Kampf gegen Rassismus und für einen selbstbewussten postmigranti

schen Kanton Zürich in den einzelnen Handlungsfeldern (s. unten) engagieren.  

2 Festlegung der Instrumente 

Nach der Definition des Impact-Zieles gilt es, die zentralen Instrumente der Bekämpfung 

rassistischer Diskriminierung festzulegen, die sich an der international gut untersuchten 

und bewährten Praxis orientieren. Namentlich sind dies: 

▪ gesetzliche Verbote, Gebote und Anreize sowie Massnahmen der Um- und Durchset

zung (vgl. Kap. 2a und 2b); 

▪ finanzielle und fachliche Förderung von Information und Sensibilisierung (vgl. Kap. 3);  

▪ positive Massnahmen zur Förderung von Betroffenen, Organisationen und Netzwer

ken (vgl. Kap. 4: Ein vorbildhaftes Beispiel für eine positive Massnahmem im Kanton 

Zürich ist das Programm QUIMS (Qualität in multikulturellen Schulen)218, das zum Ziel 

hat, Bildungsbenachteiligungen zu reduzieren, indem es Schüler:innen aus fremdspra

chigen, zugewanderten und sozial benachteiligten Familien spezifisch unterstützt. 

▪ institutionelle Transformation; 

▪ institutionell-organisatorische Vorkehrungen (vgl. Kap. 5); 

▪ Monitoring und Evaluation. 

Der Fächer des Instrumentariums kann jederzeit weiter spezifiziert und ausdifferenziert 

werden, um Orientierung und Flexibilität zu ermöglichen. Für die Details wird auf die 

 
218 Abrufbar unter: https://www.zh.ch/de/bildung/informationen-fuer-schulen/informationen-volks
schule/volksschule-schulinfo-unterricht/volksschule-schulinfo-unterrichtsentwicklung/quims.html (letzter 
Zugriff: 15. Januar 2026). 

https://www.zh.ch/de/bildung/informationen-fuer-schulen/informationen-volksschule/volksschule-schulinfo-unterricht/volksschule-schulinfo-unterrichtsentwicklung/quims.html
https://www.zh.ch/de/bildung/informationen-fuer-schulen/informationen-volksschule/volksschule-schulinfo-unterricht/volksschule-schulinfo-unterrichtsentwicklung/quims.html
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entsprechenden Kapitel in diesem Fachbericht verwiesen, wo die wichtigsten Elemente 

der Instrumente, ihre Funktionen und Verbindungen untereinander beschrieben werden. 

Im Rahmen einer Evaluation sind die drei zentralen Fragen, erstensob die entsprechen

den Elemente vollständig sind, zweitens inwieweit sie ihre Funktionen (Aufgaben) erfüllen 

und drittens ob sie auf kohärente Weise miteinander agieren. 

3 Klärung der Handlungsfelder  

Im Anschluss an das Instrumentarium sind die Handlungsfelder zu klären. Es bietet sich 

an, sich am Postulat auszurichten, dabei aber auch eine aus der Sicht der Praxisaktualität 

angemessene Kategorisierung vorzunehmen: 

▪ Auf einer ersten Ebene ist es wichtig, inhaltliche Fokusthemen zu bestimmen (z.B. Bil

dung, Arbeitsmarkt, Polizei, Justiz, soziale Sicherheit etc.); 

▪ auf einer zweiten Ebene sollten auch instrumentelle Handlungsfelder definiert wer

den, die themenübergreifend eine Bedeutung haben (z.B. Zugang zum Recht, institu

tionelle Transformation, gesellschaftliche Transformation und Erinnerungskultur, 

Künstliche Intelligenz und Algorithmen). 

Bei einer Priorisierung bestimmter Handlungsfelder ist transparent zu machen, anhand 

welcher Kriterien (prozeduraler sowie materieller) diese erfolgt. Mit Blick auf die Evalua

tion ginge es dann darum, nachzuvollziehen, in welchen Handlungsfeldern welche Fort

schritte erzielt werden konnten bzw. wo solche Fortschritte nicht nachgewiesen werden 

können und aus welchen Gründen. 

4 Aktivitäten als Output-Ziele 

Ferner sind die konkreten Aktivitäten bzw. Massnahmen (Output-Ziele), die im Rahmen 

eines bestimmten Zeitraums ergriffen werden sollen, zu erarbeiten. Es ist ratsam, diese in 

einem sorgfältigen Prozess der Kollaboration mit den wichtigsten Stakeholdern aus Ver

waltung und Zivilgesellschaft festzulegen mit dem Zweck, möglichst gute Bedingungen für 

ihre Umsetzung zu schaffen. Wichtig ist allerdings auch, dass sich die Aktivitäten im Rah

men der bis dahin bereits festgelegten Prämissen (Hauptziel, Instrumente, Handlungsfel

der) bewegen, welche die Regierung gestützt auf den völker- und verfassungsrechtlichen 

Rahmen zu verantworten und nachhaltig zu gewährleisten hat. Zu den Aktivitäten, die im 

Rahmen einer Evaluation von Massnahmen zum Schutz vor Diskriminierung typischer

weise quantitativ zu beschreiben und qualitativ zu beurteilen sind, gehören etwa Bera

tungsleistungen, Informationsangebote, realisierte Programme und Projekte im Bereich 
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der Sensibilisierung und Transformation, Beschwerden, Klagen, Gerichtsentscheide, aus

sergerichtliche Konfliktlösungen.  

5 Outcome-Ziele 

Abschliessend und mit Blick auf die Evaluation sind die Outcome-Kategorien festzulegen. 

Sie bezeichnen die direkten Wirkungen auf die Beteiligten und bilden daher die Grund

lage für die Wirksamkeitsanalyse. Die Kriterien für die Wirksamkeit sind bereichsspezi

fisch, hängen also von den einzelnen Handlungsfeldern ab, die im Massnahmenplan defi

niert worden sind. Zur Illustration: Im Handlungsfeld Bildung beispielsweise könnte in der 

Evaluation analysiert werden, wie sich die Bildungschancen durch die Massnahmen ver

bessert haben. Im Handlungsfeld Zugang zum Recht steht eher die Entwicklung der Zu

gänglichkeit der Beratungsleistungen und der Rechtsverfahren im Mittelpunkt der Ana

lyse. Mit Blick auf das Handlungsfeld der gesellschaftlichen Transformation durch Erinne

rungskultur könnte überprüft werden, ob sich das Wissen zu Rassismus und Antirassismus 

gesamtgesellschaftlich verbessert hat.  

D. Antirassismus-Kultur jenseits von technokratischem Empi

rismus 

Die Bekämpfung von Rassismus verlangt, dass wir wissen, wovon wir sprechen. Dafür be

nötigen wir Zahlen, die zeigen, wie verbreitet das Phänomen des Rassismus und wie gross 

die Reichweite von Gegenmassnahmen ist. Dies allerdings reicht nicht aus, um das Phäno

men des Rassismus und den Umgang damit zu verstehen. Eine gute Politik der Bekämp

fung von Rassismus ist darauf angewiesen, dass Expert:innen und Praktiker:innen gemein

sam analysieren und auf eine nachvollziehbare Weise erklären können, was die Ursachen 

und Auswirkungen von Rassismus sind und warum bestimmte Gegenmassnahmen besser 

oder weniger gut wirken. Letztlich entscheidend ist nicht ein bis in jedes Detail durch

dachtes Erhebungstool, das die Gefahr birgt, einem Zahlen-Fetisch, technokratischen Em

pirismus und Konzept von Steuerbarkeit zu verfallen. Vielmehr ist es wichtig, dass die po

litischen und administrativen Entscheidungsträger:innen ernsthaft und motiviert daran 

arbeiten, eine Kultur zu entwickeln, die die Bekämpfung von Rassismus ernst nimmt, so 

z.B. die Bekämpfung von Pandemien, den Schutz der Konsument:innen und Sicherstellung 

guter Rahmenbedingungen für die Wirtschaft. 
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E. Empfehlungen 

Empfehlung 11 – Theoretisch fundierte und praxistaugliche Daten  

Eine gute Politik der Bekämpfung von Rassismus ist darauf angewiesen, dass Wissen

schaftler:innen und Praktiker:innen auf eine nachvollziehbare Weise erklären können, 

was die Ursachen und Auswirkungen von Rassismus sind und warum bestimmte Gegen

massnahmen besser oder weniger gut wirken. In diesem Sinne wird dem Kanton empfoh

len, ein Monitoringkonzept zu entwickeln, das entlang von klaren Zielen und Massstäben 

den gesellschaftlichen Rassismus beobachtet, einordnet und darauf aufbauend die Wirk

samkeit von Massnahmen analysiert, um diese weiterzuentwickeln.  

Empfehlung 12 – Förderung einer wissensorientierten Anti-Rassismuskultur 

Letztlich entscheidend ist nicht ein bis in jedes Detail durchdachtes Erhebungstool, das 

die Gefahr birgt, einem Zahlen-Fetisch, technokratischen Empirismus und Konzept von 

Steuerbarkeit zu verfallen. Vielmehr ist es wichtig, dass die politischen und administrati

ven Entscheidungsträger:innen ernsthaft und motiviert daran arbeiten, eine Kultur zu 

entwickeln, die die Bekämpfung von Rassismus ernst nimmt. 
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